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E
inen Schlusstrich unter das be-
gangene Unrecht kann und
wird es nicht geben.“ Dieser
Aussage von Kultur-Staatsmi-
nister Bernd Neumann (CDU)
zum Auftakt der Bundestags-

debatte über die Aufarbeitung der SED-Dik-
tatur am vergangenen Freitag konnten die
Vertreter aller Fraktionen noch zustimmen.
Doch die Aussprache förderte ebenso gra-
vierende Meinungsunterschiede zutage: Im
Zentrum stand die Frage nach der Zunkunft
der Stasi-Unterlagenbehörde (BStU). Deren
Grundlage läuft Ende 2019 mit der Gültig-
keitsdauer des Stasi-Unterlagengesetzes aus.
Wie es danach weitergehen soll, ist bislang
jedoch noch nicht geklärt. 
Neumann zog eine positive Bilanz aus der
über 20-jährigen Aufarbeitung der SED-
Diktatur. Der entsprechende Bericht der
Bundesregierung (17/12115) dokumentiere
in „beeindruckender Weise“ die Leistungen
der Aufarbeitung. Die Bundesregierung ha-
be das Gedenkstättenkonzept zur national-
sozialistischen und kommunistischen Dik-
tatur auf deutschem Boden im Jahr 2008
weiterentwickelt und die Finanzmittel dafür
um 50 Prozent erhöht. Der Bund stelle jähr-
lich 100 Millionen Euro für die Aufarbei-
tung der SED-Dikatur zur Verfügung, sagte
Neumann. Er räumte zugleich ein, dass die
vorgelegten Studien über das mangelnde
Wissen bei deutschen Schülern über die
DDR „beunruhigend“ seien. Hier bestehe
Handlungsbedarf.
Unterstützung signalisierte Neumann für
den Vorschlag des Bundesbeauftragten für
die Stasi-Unterlagen, Roland Jahn, auf dem
Gelände des ehemaligen Stasi-Hauptquar-
tiers in Berlin-Lichtenberg einen authenti-
schen Lernort zur SED-Diktatur einzurich-
ten. Über den von Jahn vorgeschlagenen
Namen „Campus der Demokratie“ könne
allerdings noch diskutiert werden.

Kritik von SPD und Grünen Diesen Dis-
kussionbedarf mahnte auch Bundestagsvi-
zepräsident Wolfgang Thierse (SPD) an.
Dieser hatte Jahns Vorschlag bereits in den
vergangenen Wochen wiederholt kritisiert.
Die Stasi-Unterlagenbehörde sei bei ihrer
Gründung im Jahr 1990 nicht für die Ewig-
keit konzipiert worden. Über ihre Zukunft
habe der Bundestag zu entscheiden, sagte
Thierse. Die Regierung verweigere jedoch ei-
ne Diskussion im Parlament über deren Zu-
kunft. Auch dem Bericht sei dazu nichts zu
entnehmen. Entgegen der Versprechung der
Koalition, sei in der laufenden Legislaturpe-
riode auch kein Gremium eingesetzt wor-
den, um Vorschläge für die Zukunft der
BSTU zu entwickeln. Dieser Kritik schloss
sich auch Wolfgang Wieland (Bündnis
90/Die Grünen) an. Die Regierung habe vier

Jahre verschenkt. Thierse betonte, dass die
Stasi-Akten im Sinn der Aufarbeitung in je-
dem Fall auch nach 2019 zugänglich sein
müssten. Doch dafür müssten auch der
richtige Rahmen gefunden werden. Zu-
gleich forderte Thierse jedoch ein Ende der
Stasi-Überprüfungen nach 2019:  „30 Jahre
nach dem Fall der Mauer ist es weder poli-
tisch noch menschlich angemessen, dass
dann weit zurückliegende Stasi-Verwicklun-
gen noch ein Hinderungsgrund für Anstel-
lungen darstellen sollen.“ 
Patrick Kurth, Sprecher für den Aufbau Ost
der FDP-Fraktion, hielt Thierse entgegen,
dass die schwarz-gelbe Koalition „neuen
Schwung“ in die Aufarbeitung gebracht hät-
te. Demonstrativ stellte er sich schützend
vor Roland Jahn und warf Thierse vor, er
wolle die Stasi-Unterlagenbehörde mög-
lichst schnell schließen. Kurth forderte, dass
die Stasi-Überprüfungen so lange fortge-
setzt werden, wie Opfer und Täter im Be-
rufsleben aufeinander treffen könnten. Er
warnte allerdings davor, den Fokus der Auf-
arbeitung allein auf die Stasi zu legen. Die
Diktatur in der DDR sei eine SED-Diktatur
gewesen. Vor allem die Linkspartei versu-

che, dies immer wieder in den Hintergund
zu schieben.
Über die Aufarbeitung der Vergangenheit in
der Linkspartei lieferte sich Wolfgang Wie-
land (Grüne) mit Dietmar Bartsch (Die Lin-
ke) einen verbalen Schlagabtausch. Im Ge-
gensatz zu den  Blockpartei-
en in der DDR habe sich die
Linkspartei beziehungswei-
se die PDS „selbstkritisch“
mit der eigenen Vergangen-
heit auseinandergesetzt, ar-
gumentierte Bartsch. Er
wehrte sich zugleich gegen
eine Gleichsetzung der DDR
mit der NS-Diktatur, wie
dies im Regierungsbericht
anklinge. „Dies ist nicht ak-
zeptabel“, sagte Bartsch. Die
Gründung der DDR sei eine
Folge des Hitler-Faschismus gewesen. Die
DDR habe den 8. Mai 1945 deutlich früher
als die Bundesrepublik als „Tag der Befreiu-
ung“ gewürdigt, argumentierte er. Nicht oh-
ne Grund hätten sich viele Intellektuelle
nach dem Zweiten Weltkrieg für die DDR
entschieden.

Wieland hielt Bartsch entgegen, es sei nicht
akzeptabel, „Geschichtsrevisionismus“ zu
betreiben. Die DDR sei „von der ersten Mi-
nute an eine Diktatur“ gewesen. Zur Aufar-
beitung gehörten auch „Reue und das Ein-
geständnis von Schuld“, argumentierte Wie-

land. Dies sei die Linkspar-
tei den Opfern der
SED-Diktatur bis heute
schuldig geblieben. Die Gel-
der, die die PDS aus dem
Parteivermögen der SED „in
dunkle Kanäle“ umgeleitet
habe, hätten den Opfern zu-
gestanden. Wieland sprach
sich in diesem Zusammen-
hang zugleich für eine Eh-
renpension für die Opfer
der SED-Diktatur aus. Die
Opferrente reiche nicht aus.

eine unbürokratischere Entschädigung ehe-
maliger Stasi-Häftlinge forderte auch Thier-
se. Alexander Weinlein ❚

Stasi-Akten Das Stasi-Unterlagen-Gesetz,
das der Bundestag am 14. November 1991
verabschiedete, regelt den Umgang mit und
den Zugang zu den Akten des Ministeriums
für Staatssicherheit der DDR. Bis Ende 2012
sind bei der Stasi-Unterlagenbehörde
(BStU) rund 2,9 Millionen Anträge auf Ak-
teneinsicht von Bürgern eingegangen. Hin-
zu kamen Anträge der Wissenschaft und der
Medien sowie Ersuchen wegen Überprüfun-
gen auf eine Tätigkeit für die Stasi, wegen
Rehabilitierungen, Wiedergutmachungen
und Strafverfolgung. Insgesamt gingen rund
6,8 Millionen Anträge und Ersuchen bis En-
de 2012 beim BStU ein. 

Gedenkstätten Auf Grundlage der Berichte
der beiden Enquete-Kommissionen des Bun-
destages zur SED-Diktatur entwickelte die
Bundesregierung 1999 ihr Gedenkstätten-
konzept. Im Kern sieht es die Förderung von
Gedenkstätten mit nationaler Bedeutung für
die Opfer der nationalsozialistischen Dikta-
tur und des Zweiten Weltkriegs und kommu-
nistischen Diktatur in der Sowjetischen Be-
satzungszone (SBZ) und der DDR vor. 

Rehabilitierung Auf Grundlage des Eini-
gungsvertrages verabscheidete der Bundes-

tag eine Reihe von Rehabilitierungsgeset-
zen. Diese sollen sicherstellen, dass alle
Menschen rehabilitiert werden können, die
Opfer einer politisch motivierten Strafver-
folgungsmaßnahme oder einer sonstigen
rechtsstaats- und verfasungswidrigen Ent-
scheidung in der SBZ und der DDR wurden.
Bund und Länder haben bis Ende 2011 für
die Durchführung dieser Gesetze insgesamt
1,4 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. 

Heimkinder Seit Juli 2012 besteht der vom
Bund und den ostdeutschen Ländern einge-
richtete Fonds „Heimerziehung in der
DDR“. Aus diesem Fonds mit einem Volu-
men von 40 Millionen Euro sollen ehema-
ligen DDR-Heimkindern Entschädigungen
und andere Hilfen gezahlt werden. 

Beratung Bundesweit stehen Beratungs-
stellen für die Opfer der SED-Diktatur zur

Verfügung. Ihr Angebot reicht von der Un-
terstützung in entschädigungsrechtlichen
Fragen bis hin zur psychotherapeutischen
Hilfe bei Erkrankungen, die durch Haft und
andere Repressionen ausgelöst wurden. 

Verurteilungen In den fünf neuen Bundes-
ländern und Berlin wurden nach der Ein-
heit hunderte von Strafverfahren vor allem
wegen Tötungen und Gewaltakten an der
innerdeutschen Grenze und anderen Men-
schenrechtsverletzungen in der DDR einge-
leitet und in vielen Fällen mit Verurteilun-
gen abgeschlossen. 

Restitution Um auch materielles Unrecht
auszugleichen, verabschiedete die letzte
DDR-Volkskammer das Gesetz zur Rege-
lung offener Vermögensfragen, das mit dem
Einigungsvertrag in Kraft trat. Es regelte
auch die Entschädigung und Rückgaben bei
Enteignungen während der NS-Zeit.  aw ❚

Die Schatten einer Diktatur
SED-UNRECHT Bundestag debattiert über Stand der Aufarbeitung fast 24 Jahre nach dem MauerfallBernd Neumann Er gehört zu den politisch

ganz Erfahrenen im Merkels Kabinett: Der Be-
auftragte der Bundesregierung für Kultur und

Medien präsentierte
am Freitag vor dem
Bundestag den  Re-
gierungsbericht zur
Aufarbeitung der
SED-Diktatur. Das
mehr als 250-seitige
Konvolut gut zwei
Jahrzehnte nach der
Einheit ist Produkt
jahrelanger Fleißar-
beit unter Federfüh-

rung Neumanns. Dazu haben etliche Ressorts,
Länder, Gedenkstätten und Initiativen beige-
tragen. Die DDR-Aufarbeitung ist eine der vie-
len Aufgaben im Zuständigkeitsgeflecht des
Kultur-Staatsministers. Seit 2005 bekleidet der
71-Jährige, das „Gesicht“ der Bremer CDU,
25 Jahre im Bundestag und früherer Parlamen-
tarischer Staatssekretär im Bundesforschungs-
ministerium, dieses Amt. Einer „Verklärung“
der kommunistischen Diktatur entgegenzuwir-
ken, ist Neumann besonders wichtig. kru ❚

Millionen Anträge auf private Akteneinsicht
sind seit Gründung der Stasi-Unterlagenbe-
hörde eingegangen. Diese Zahl nannte Ro-
land Jahn, Bundesbeaufragter für die Stasi-
Unterlagen, in seinem elften Tätigkeitsbe-
richt, der jetzt Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) übergeben wurde. Der Be-
richt betrifft die Jahre 2011 und 2012.
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»Wir brauchen
eine
Ehrenpension
für SED-Opfer.«
Wolfgang Wieland, Bündnis 90/Die Grü-
nen, in der Debatte des Bundestags am Frei-
tag über die Aufarbeitung der DDR-Vergan-
genheit

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Fall der Mauer: Gemälde an der „East Side Gallery“ in Berlin, für deren durchgängigen Erhalt in den vergangenen Wochen viele Bürger demonstriert haben.

Opfer, Täter, Akten und Gedenkstätten

Besetzung der Stasi-Zentrale in Berlin im Jahr 1990 durch Demonstranten 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

»Einen
Schlusstrich
unter das

Unrecht kann
und wird es

nicht geben.«  
Bernd Neumann (CDU)

Den Wortlaut des Berichts der Bundesregierung fin-
den Sie auf www.bundestag.de

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

AUFARBEITUNG Die Auseinandersetzung mit der SED-Diktatur reicht von der Wiedergutmachung bis zur Strafverfolgung 
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Wenn Geschichte spannend dargestellt wird,
kann sie die Massen durchaus faszinieren. Zu-
letzt war das bei dem TV-Weltkriegsepos „Un-
sere Mütter, unsere Väter“ zu besichtigen. Mil-
lionen verfolgten die Trilogie an den Bildschir-
men. In den Zeitungen wurden vom Boulevard
bis zum seriösen Feuilleton Drehbuch und Auf-
führung manchmal kritisch, manchmal lobend
verhandelt. Leicht vorstellbar, dass die Sendun-
gen Anlass geboten haben, in Familien genera-
tionenübergreifend über das Leben in der Nazi-
Diktatur mit all seinen furchtbaren Auswüchsen
zu sprechen. Die Vermittlung historischer Er-
kenntnisse aus den Erzählungen der Altvordern
wird in aller Regel einen nachhaltigeren Effekt
zeitigen als etwa Schulunterricht.
Auch das Leben in der zweiten deutschen Dik-
tatur ist für die nachwachsende Generation ei-
ne Episode der Geschichte. Heutige junge Men-
schen sind in die Einheit hineingeboren wor-
den. Für sie ist die Deutsche Demokratische Re-
publik emotional so weit weg wie die Weimarer
Republik. Entsprechend rudimentär sind meist
leider auch die historischen Kenntnisse. Allein
deshalb ist es wichtig, dass die Erinnerungskul-
tur über das Leben in der DDR fester Bestand-
teil des öffentlichen Bewusstseins bleibt.
Aufarbeitung darf nicht vorrangig verwaltet
werden, darf nicht Selbstzweck sein. Sie muss
gelebt werden. Zum Beispiel in den ostdeut-
schen Kommunen. Dort vollzieht sich gerade
ein Generationenwechsel der besonderen Art.
Vielerorts gehen die Macher der ersten Stunde
aus den Rathäusern, Stadtwerken, Hochschulen
oder der privaten Wirtschaft in den Ruhestand.
Menschen aus Ost und West, denen es etwas
bedeutet hat, an exponierter Stelle das ge-
schundene Land wieder aufzubauen. Viele von
ihnen haben Großes vollbracht, auch weil sie
um die moralische Verpflichtung wussten, die
das klägliche Erbe jahrzehntelanger Misswirt-
schaft und Unterdrückung hinterlassen hatte.
Für die Macher der nächsten Generation dürfte
es emotional einerlei sein, ob sie in Dresden
oder Düsseldorf, Rostock oder Regensburg,
Leipzig oder Ludwigshafen leben und arbeiten.
Diese Form der Unbekümmertheit ist einerseits
beruhigend, weil sie Ausweis einer selbstver-
ständlichen Zusammengehörigkeit von Ost und
West ist.Andererseits ist es ausgesprochen hilf-
reich, gelegentlich zu reflektieren: Ohne die his-
torische Einzigartigkeit des Mauerfalls wäre all
das nicht erlebbar.

EDITORIAL

Gelebt, nicht
verwaltet

VON JÖRG BIALLAS 
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Bundestag debattiert Bericht SEITE 1-3
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Was vom politischen Umbruch in
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Herr Jahn, im vergangenen Jahr woll-
ten erstmals seit Jahren wieder mehr Bür-
ger Einsicht in die Stasi-Akten nehmen.
Hat Sie der Anstieg um rund 7.600 Anträ-
ge überrascht?
Es war sicherlich nicht zu erwarten, dass das
Interesse im Jahr 2012 noch so groß sein
würde. Das ist ein Zeichen dafür, dass es die
Menschen noch immer umtreibt, wie die
Staatssicherheit der DDR in ihr Leben ein-
gegriffen hat. 

Wie erklären Sie sich diesen Anstieg
bei den Anträgen auf Akteneinsicht? 
Darüber liegen zwar keine wissenschaftli-
chen Untersuchungen vor, aber die Men-
schen erzählen uns, warum sie nach so lan-
ger Zeit noch Einblick in ihre Akten nehmen
wollen. Manche haben gesagt, dass sie Zeit
und Abstand zu den Ereignissen in der DDR
gebraucht hätten. Andere haben darauf ver-
wiesen, dass sie jetzt das Rentenalter erreicht
und mehr Zeit haben, ihr persönliches
Schicksal zu klären. Bemerkenswert finde
ich vor allem, dass uns viele Menschen er-
zählen, dass sie von ihren Kindern und En-
kelkindern nach der Vergangenheit und
nach dem Leben in der SED-Diktatur befragt
werden. Zudem nehmen immer mehr Men-
schen Einlick in die Akten ihrer verstorbe-
nen Angehörigen. Dies wurde durch die letz-
te Novelle des Stasi-Unterlagengesetzes En-
de 2011 deutlich erleichtert. 

Parallel zur wachsenden Zahl der An-
träge haben sich die Bearbeitungszeiten
mitunter erheblich verlängert. Sie haben
dies mit dem Personalabbau in der Stasi-
Unterlagenbehörde begründet. Fühlen Sie
sich von der Politik nicht ausreichend un-
terstützt?
Man muss realistisch sein. In Zeiten knap-
per Kassen, kann ich schwerlich nach mehr
Personal rufen. Aber der Personalabbau, der
bereits mit der Einstellung von älteren Mit-
arbeitern in den 1990er Jahren program-
miert war, hat die Behörde personell nahe-
zu halbiert – von 3.000 auf rund 1.500 Mit-
arbeiter. Das ist die Realität, der ich mich
stellen muss. Wir versuchen, dies durch Op-
timierung der Arbeitsabläufe und durch
Versetzungen von Personal innerhalb der
Behörde ein Stück weit auszugleichen. 

Nach ihren Angaben sind inzwischen
rund 93 Prozent der Stasi-Akten aufgear-
beitet. Können Sie abschätzen, bis wann
dies abgeschlossen sein wird? 
Da will ich mich auf keinen Termin festle-
gen. Es ist eine extrem aufwändige Arbeit,
um die Akten archivgerecht zu erschließen.
Gut 50 Prozent des Aktenbestandes  mit ei-
ner Länge von 111 Kilometern wurden von
der Stasi ja komplett ungeordnet hinterlas-
sen. Zudem soll auch die Suche nach Infor-
mationen in den Akten mit Hilfe einer On-
line-Datenbank ermöglicht werden.   

Bei ihrem Amtsantritt haben Sie sich
deutlich gegen eine Weiterbeschäftigung
ehemaliger Stasi-Mitarbeiter ausgespro-
chen. Mit der Gesetzesnovelle wurden
schließlich die Grundlagen für Versetzun-
gen geschaffen. Aber noch immer arbeiten
39 ehemalige Stasi-Mitarbeiter in ihrer
Behörde. Woran liegt das?
Im Gesetz wurde festgelegt, dass die betrof-
fenen Mitarbeiter auf gleichwertige und zu-
mutbare Stellen innerhalb der Bundesver-
waltung umgesetzt werden sollen. Aber es
wurden bislang noch nicht ausreichend ent-
sprechende Arbeitsplätze in der Bundesver-
waltung zur Verfügung gestellt. Zudem
müssen wir jeden Fall individuell prüfen,
um eine Versetzung rechtlich korrekt und
auch menschlich respektvoll vorzunehmen. 

Sie haben sich für die Errichtung eines
„Campus der Demokratie“ auf dem Gelän-
de der ehemaligen Stasi-Zentrale in Ber-
lin-Lichtenberg ausgesprochen. Was ver-
stehen Sie darunter? 

Zunächst geht es darum, alle Berliner Stand-
orte der Behörde an diesem Ort zusammen-
zulegen. Dort befindet sich bereits das Ar-
chiv und das Stasi-Museum, das wir ge-
meinsam mit dem Bürgerverein „Antistali-
nistische Aktion Berlin Normannenstraße“
betreiben. Es ist aufwändig, ständig die Ak-
ten von einem Standort zum anderen zu
fahren. Außerdem erleichtert es uns, die Öf-
fentlichkeit über das Wirken der Stasi an
diesem authentischen Ort greifbarer zu in-
formieren. Der Sturm auf die Stasi-Zentrale
im Jahr 1990 ist ja auch ein Symbol für die

friedliche Revolution. Dieses Gelände ist
prädestiniert, als Lernort genutzt zu werden.
Demokratie statt Diktatur – dies ist die
Grundidee dieser Umwidmung. 

Während die Idee in der Koalition
durchaus begrüßt wurde, erhob unter an-
derem Wolfgang Thierse (SPD) den Vor-
wurf, Sie versuchten ihre Behörde dauer-
haft über die Geltungszeit des Stasi-Un-
terlagengesetzes Ende 2019 zu etablieren.
Dann sollten die Akten ja ins Bundesar-
chiv überführt werden...

Es geht nicht um eine Behörde für die Ewig-
keit. Entscheidend ist, dass über die Stasi-
Vergangenheit aufgeklärt wird. Dafür müs-
sen Strukturen geschaffen werden. Es wäre
eine verschenkte Chance, wenn man diesen
authentischen Ort nicht dafür nutzen wür-
de. Die Frage, ob auf dem Türschild „Bun-
desbeauftragter für die Stasi-Unterlagen“
oder „Bundesarchiv“ steht, ist für mich
nicht entscheidend. In das Stasi-Museum
hat die Bundesregierung beispielsweise elf
Millionen Euro investiert und es sind weite-
re Millionen in das Archiv geflossen. Diese
Einrichtungen sollen doch auch in Zukunft
genutzt werden. 

Der Bundestag debattierte am vergan-
genen Freitag über den Stand der Aufar-
beitung der SED-Diktatur. Würden Sie
diese Aufarbeitung in den vergangenen 
20 Jahren als geglückt bezeichnen? 
In Deutschland ist in Sachen Aufarbeitung
Großes geleistet worden. Das muss man
auch würdigen. 

Sehen Sie Defizite? 
Wir müssen immer die Menschen im Blick
haben. Bei der Regelung von Haftfolgeschä-
den gibt es beispielsweise durchaus Nach-
besserungsbedarf. Aus meiner Sicht kann es
nicht sein, dass ein Mensch, der gesund in
ein Stasi-Gefängnis eingesperrt wurde und
es krank wieder verlassen hat, beweisen
muss, in welcher Zelle und unter welchen
Bedingungen er sich seine Lungenentzün-
dung zugezogen hat. 

In Berlin demonstrieren derzeit Bürger
für den Erhalt der East-Side-Gallery, einem
der letzten längeren, zusammenhängenden
Mauerabschnitte. Beweisen die Demons-
tranten mehr Bewusstsein für die Vergan-
genheit als die politisch Verantwortlichen?
Dieses Beispiel zeigt, dass man in jedem Fall
sehr sorgsam umgehen muss mit authenti-
schen Orten. In Berlin wurde die Mauer
doch sehr schnell und umfassend beseitigt.
Dabei steht die East-Side-Gallery einerseits
für das Unrechtsregime der DDR und die
deutsche Teilung. Gleichzeitig symbolisiert
sie mit ihren bunten Graffiti aber auch die
Freude über die Überwindung von Diktatur
und Teilung. 

Wie stehen Sie zu der Forderung der
Opferverbände nach einem zentralen
Mahnmal für die Opfer der kommunisti-
schen Diktatur? Braucht Deutschland ein
solches Mahnmal angesichts doch zahlrei-
cher Gedenkorte? 
Die bestehenden Gedenkorte sind meist fi-
xiert auf Stasi-Haft und Mauer. Es gab in der
DDR aber auch eine Diktatur im Alltag, die
im Leben der Menschen tiefe Spuren hinter-
lassen hat. Da sind zum Beispiel die Psy-
chiatrie-Opfer, die Schüler, die von der
Schule verwiesen wurden, die Studenten,
die nicht zu Ende studieren durften wegen
ihrer politischen Einstellung, oder die Kin-
der, die in Kinderheime gesteckt wurden,
weil ihre Eltern einen Ausreiseantrag gestellt
hatten. Der Opfer all dieser unterschiedli-
chen Repressionen wird bislang in keinem
Denkmal gedacht, in dem sie sich alle wie-
derfinden. Deshalb finde ich ein solches
Mahnmal als Denkanstoß für die Gesell-
schaft durchaus unterstützenswert. 

Das Interview führte Alexander Weinlein. ❚

Roland Jahn, geboren 1953 in Jena, wurde
1983 als Oppositioneller aus der DDR

zwangsausgebürgert. Im Januar 2011 wähl-
te ihn der Bundestag zum Bundesbeauftrag-

ten für die Stasi-Unterlagen.
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IST DIE DDR-AUFARBEITUNG GEGLÜCKT? 

Thomas Rogalla
»Berliner Zeitung«

Ralf Schuler
»Bild«-Zeitung

Vieles ist gelungen 

Es wäre ein Leichtes, diese Zeitungsseite
mit den Fehlern, Unzulänglichkeiten, Un-
gerechtigkeiten zu füllen, die bei der
„Aufarbeitung“ der DDR-Diktatur seit

1989 gemacht wurden: von den juristischen Verren-
kungen bei den Mauerschützen-Prozessen bis zum
ignoranten Umgang des Berliner Senats mit den
Resten der Mauer.
Dass vieles bei der Auseinandersetzung mit dem Er-
be des SED-Staates aber gelungen ist, wird oft als
so selbstverständlich hingenommen wie der pünkt-
liche Tagesschau-Gong abends um 20 Uhr. Die in-
stitutionalisierte DDR-Aufarbeitungsroutine lässt
mitunter vergessen, welche Kämpfe es die freige-
wählte DDR-Volkskammer 1990 gekostet hat, die
Öffnung der Stasi-Akten gegen erhebliche Wider-
stände aus dem Westen durchzusetzen. Dieses ers-
te große Informationsfreiheitsgesetz nahm der Sta-
si ihr Machtwissen und den politisch Verfolgten der
DDR die Angst.
Es gibt viele weitere Initiativen, von der Bürger-
rechtlergruppe in der Provinz bis zur Bundesstif-
tung Aufarbeitung in Berlin, es gibt Gedenkstätten
und Forschungseinrichtungen, die die DDR-Wirk-
lichkeit sezieren, beschreiben, zeigen. Alle zusam-
men haben wesentlich mit dafür gesorgt, dass die
Deutungshoheit über die SED-Diktatur nicht mehr
bei denen liegt, die sie zu verantworten haben, den
Partei-Kadern, Stasi-Generälen und DDR-Nostalgi-
kern. Die können ihr Bild vom friedliebenden Sozi-
alparadies DDR weiter pflegen. Aber sie müssen
stets mit öffentlichem Widerspruch rechnen, der auf
Fakten basiert.
Die friedliche Revolution in der DDR war 1990 be-
endet. Aber erst die andauernde, wache Auseinan-
dersetzung mit dem SED-System macht sie zum his-
torischen Erfolg.

Fatale Fixierung 

Die Aufarbeitung der DDR-Vergangen-
heit ist nicht gescheitert, aber sie ist
deshalb noch lange nicht gelungen.
Die augenscheinlichste Fehlentwick-

lung ist die Fixierung der öffentlichen Aufarbeiter
auf die IM-Registrierung ehemaliger Wasserträger
des SED-Systems. So, wie ein Auto amtlich erst exis-
tiert, wenn es ein Kennzeichen zugeteilt bekommt,
gilt als „Täter“, wer ein – möglichst selbst unter-
zeichnetes – Kärtchen als „Inoffizieller Mitarbei-
ter“ besitzt.
Nun trifft es in diesen Fällen meist nicht die Fal-
schen, auch wenn es im einen oder anderen Fall
aufschlussreich wäre, sich mit den Umständen der
Anwerbung und den perfiden Methoden der Stasi
zu beschäftigen. Viel gravierender und historisch
verheerender aber ist das daraus entstehende Miss-
verständnis, wer kein IM war, sei automatisch ein
unbescholtener Genosse oder sonstiger Kader ge-
wesen.
Die alltägliche weltanschauliche Indoktrination
durch Lehrer, NVA-Offiziere oder Parteikader ist lei-
der nie wirklich aufgearbeitet worden, obgleich in
ihr das Wesen des SED-Regimes nicht weniger wirk-
sam war als in den Bespitzelungen des Stasi-Sys-
tems. Die Konzentration der heutigen Debatten auf
die IM-Frage verstellt den Blick auf die Mechanis-
men des Diktatur-Alltags in der DDR – vom Fahne
raushängen über Teilnahme an „Kampfdemonstra-
tionen“ bis zur lästig hingenommenen Mitglied-
schaft in Parteien und Massenorganisationen. Es
spricht vieles dafür, dass die zäh festgesetzte Ost-
Nostalgie in einigen Milieus der neuen Länder ge-
rade auch daher rührt, dass eine schmerzhafte Tie-
fendiskussion über die kleine Münze des Beitrags
jedes Einzelnen zum Funktionieren des Regimes nie
geführt wurde.

Der Freiheitsbewusste: Patrick Kurth

Patrick Kurth sagt es unumwunden: „Solange sich frühe-
re Täter und Opfer noch im Arbeitsleben über Weg lau-
fen können, brauchen wir die Stasi-Unterlagenbehörde.“
Also noch einige Jahre über 2019 hinaus,wenn nach dem

derzeitigen Gesetz die Tätigkeit der vom Bürgerrechtler Roland
Jahn geleiteten Behörde enden soll und die Akten womöglich ins
Bundesarchiv kommen.
Der Thüringer FDP-Bundestagsabgeordnete Kurth sitzt im Beirat der
Stasi-Aktenbehörde und ist in der Fraktion Hauptberichterstatter
für die Aufarbeitung des DDR-Unrechts. Im Wendeherbst 1989 war
Patrick Kurth erst 13.Wieso engagiert sich der heute 36-Jährige so
für dieses Thema? „Ich fühlte mich später vom DDR-System miss-
braucht“, sagt Kurth. Er hatte in jungen Jahren schon das „volle
DDR-Programm“ genossen, war bei den Jung- und Thälmann-Pio-
nieren. Dass eine Diktatur die Jugend indoktriniert, soll sich in
Deutschland nicht noch einmal ereignen, sagt der zweifache Fami-
lienvater. Kurth: „Die Jugend muss urteilsfähig bleiben.“
Entsprechend ist sein Engagement für die Aufarbeitung der SED-Dik-
tatur. Dazu gehört auch die Bewältigung des Stasi-Imperiums. So
hat der Liberale aus Sondershausen Sympathien für die Ideen Ro-
land Jahns, der seiner Behörde neben der Aktenerschließung weite-
re Aufgaben zukommen lassen will, so die Aufarbeitung der DDR-
Diktatur. „Die Politik ist gefordert zu sagen, wie es nach 2019 mit
der Stasi-Unterlagenbehörde weiter geht.“ Ein Unding ist es für
Kurth auch, dass Bürger mittlerweile bis zu drei Jahre warten müss-
ten, bis sie ihre Stasi-Akten einsehen könnten. Zuletzt seien die An-

träge wieder gestiegen, auch wegen erweiterter gesetzlicher Mög-
lichkeiten. Kurth: „Der Bundesbeauftragte für Kultur und Medien
muss darauf reagieren.“ Womöglich könne der Personalabbau nicht
in dem Maß weitergehen wie in der vergangenen Jahren.
Der vergangene Woche im Bundestag vorgelegte Regierungsbe-
richt zur Aufarbeitung der SED-Diktatur ist für Patrick Kurth „beein-
druckend“. Vor allem die Aussage, dies sei eine gesamtdeutsche

Aufgabe. Den jungen FDP-Abgeordneten ärgern Haltungen im
Westen, all das gehe die Bürger dort eigentlich nichts an. Dabei
hätten DDR und Stasi breit in die Politik des Westens eingewirkt.
So bei den 68ern. Bekannt sei, dass der Mörder von Benno Ohne-
sorge ein Stasi-Mann war. Oder dass Beate Klarsfeld für ihre Ohr-
feige gegen Kanzler Kiesinger Geld von SED bekommen habe.
„Aber wieviel ist noch nicht bekannt oder erforscht?“, fragt Kurth.
Etwa, ob und wie die vielen linksextremen Kleingruppen im Gefol-
ge der 68-er Bewegung von der DDR unterstützt worden seien.
Oder die Zwangsarbeit in DDR-Gefängnissen bzw. Medikamenten-

versuche an DDR-Bürgern für Westfirmen. Alles Aufgaben für eine
notwendige Aufarbeitung der DDR-Zeit.Wichtig ist es für den FDP-
Abgeordneten, die Jugend, die nicht mehr die „Generation Wand-
zeitung“ sei und Honecker für einen Bundeskanzler halte, an die
DDR-Diktatur heranzuführen. Das Thema müsse jetzt vor allem im
Internet ansprechend für die Jüngeren aufbereitet werden.
Kurth sitzt seit 2009 im Bundestag, gehört dem Kultur- und Aus-
wärtigen Ausschuss an und ist auch Sprecher Ost der FDP-Frakti-
on. Zur Politik stieß er 2002, als er nach dem Studium der Politik-
und Rechtswissenschaft sowie Neueren Geschichte als Referent bei
einem FDP-Bundestagsabgeordneten arbeitete und damals in die
Partei eintrat. „Ich wollte, dass Rot-Grün beendet wird“, sagt Pa-
trick Kurth. Seither hat er eine steile Parteikarriere hingelegt. 2004
wurde er FDP-Generalsekretär in Thüringen. Gemeinsam mit Lan-
deschef Uwe Barth gelang es ihm, die zerstrittenen Landes-Libera-
len wieder in ordentliche Fahrwasser zu manövrieren.
Das Freiheitsthema ist auch heute für Patrick Kurth ein zentrales
Anliegen: „Freiheit kann auch in der Demokratie, Stück für Stück
und mit jeweils guten Begründungen, abgebaut werden.“ Dafür
hätten „gelernte DDR-Bürger“ ein feineres Gespür als ihre Lands-
leute im Westen. Als Spitzenkandidat Nummer eins auf der FDP-
Landesliste dürfte Kurth auch dem nächsten Bundestag angehören,
sofern die FDP die Fünf-Prozent-Hürde meistert. Was bleibt an
Hobbys? Geschichtsbücher lesen und Kicken beim FC Bundestag.
Als linker Verteidiger – das sei aber keinesfalls politisch zu verste-
hen, schmunzelt Kurth. Hans Krump ❚

»Solange sich frühere Täter
und Opfer noch im

Arbeitsleben über den Weg
laufen können, brauchen wir
die Stasi-Unterlagenbehörde.«

»Es wurde
Großes
geleistet«
Roland Jahn Der Beauftragte für
die Stasi-Unterlagen fordert einen
behutsamen Umgang mit den 
authentischen Orten der Diktatur
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A
m 17. Juni 2011 hielt Clemens
Heitmann eine Rede in der
Hohen Straße in Chemnitz.
Hier, gegenüber vom Landge-
richt, erinnert eine Stele an die
„Opfer der Gewaltherrschaft

in den Jahren 1945 bis 1989“. Der Chef der
Chemnitzer Stasi-Unterlagenbehörde hielt
das für den passenden Ort, um der Menschen
zu gedenken, die in den Tagen des Volksauf-
standes am 17. Juni 1953 getötet und verhaf-
tet wurden. Eine ganz unerwartete Lektion in
Sachen Stadtgeschichte aber erhielt Heit-
mann, als er nach seiner Rede ins Gespräch
mit seinen etwa hundert Zuhörern kam: „Die
zeigten auf ein Gebäude hundert Meter wei-
ter und erklärten mir, dass dort für sie ein zum
Teil jahrelanges Martyrium geendet habe.“
Unverhofft und unbemerkt war Heitmann an
einen der geschichtsträchtigsten Orte in
Chemnitz geraten: 1886 als Königlich-Säch-
sische Gefangenenanstalt errichtet, war das
Gebäude mehr als 120 Jahre lang Schicksals-
ort für unzählige Menschen. Die Gestapo und
der SS-Sicherheitsdienst inhaftierten dort Ju-
den, Kommunisten und andere Gegner des
NS-Regimes, viele von ihnen wurden von
dort ins KZ Buchenwald gebracht. Nach dem
Ende des Zweiten Weltkriegs richtete die sow-
jetische Besatzungsmacht im Keller des Ge-
bäudes Haft- und Folterzellen ein. 

Untersuchungshaftanstalt In der DDR
wurde der Bau schließlich zur größten Unter-
suchungshaftanstalt der Staatssicherheit.
Dorthin wurden fast alle derjenigen gebracht,
die für den Häftlingsfreikauf in die Bundesre-
publik vorgesehen waren: insgesamt etwa
33.000 Menschen. Für viele von ihnen war
der Kaßberg das Tor zur Freiheit. Für andere,
die die DDR nicht freiwillig verließen, ende-
te dort für lange Zeit der Kontakt zu ihren Fa-
milien und Freunden.
Von all diesen Dingen erfuhr Clemens Heit-
mann vor anderthalb Jahren im Schnell-
durchlauf. Beeindruckt von der Wucht der Er-
innerungen suchte der 43-Jährige nach einem
Zeichen, mit dem die Stadt an die Bedeutung
dieses Ortes erinnert. „Alles, was ich fand, war
ein Schild“, erinnert er sich, „auf dem stand:
Zu verkaufen.“ Dass an diesem Ort, inmitten
der begehrtesten Chemnitzer Wohnlage, ein
so gewichtiges Kapitel der deutsch-deutschen
Geschichte geschrieben wurde, schien in der
Stadt niemanden zu interessieren. Der Bau,
nach der Wende weiterhin als Justizvollzugs-
anstalt genutzt und seit 2010 endgültig ge-
schlossen, ist nach wie vor im Besitz des
Staatsbetriebs Sächsisches Immobilien- und
Baumanagement und soll verkauft werden.
Heitmann reagierte prompt und gründete mit
einer Handvoll Mitstreitern im November
2011 den Verein „Lern- und Gedenkort Kaß-
berg-Gefängnis“. Ihr Ziel: „Wir wollen eine
Gedenkstätte einrichten. Der Kaßberg ist ein
Ort der Erinnerung – sowohl an die Zeit des
Nationalsozialismus, als auch an die Phase
der sowjetischen Besatzung und die DDR.
Der Häftlingsfreikauf ist dabei zwar unser Al-
leinstellungsmerkmal, aber eben lange nicht
der einzige Grund, diesen authentischen Ort
zu erhalten“, sagt der 43-jährige Historiker.
Auch die SPD-Landtagsabgeordnete Hanka
Kliese, wie Heitmann Gründungsmitglied des
Vereins, ist davon überzeugt, dass der Kaßberg
Einsichten liefern kann wie kaum ein anderer
deutscher Gedenkort: „Man kann hier die Di-

mensionen von Haft in verschiedenen politi-
schen Systemen sehen – und auf welche Ar-
ten versucht wurde, Menschen zu brechen.
Während politische Häftlinge im ,Dritten
Reich’ meist stark physisch misshandelt wur-
den, setzte die SED-Diktatur auf subtilere Me-
thoden der langfristigen psychischen Zerset-
zung, etwa durch Entzug der Kinder oder Iso-
lationshaft.“
Wie groß das Interesse daran ist, zu
erfahren, was hinter den alten Mau-
ern geschehen ist, beweist der An-
sturm, der einsetzte, als die ersten
Chemnitzer Zeitungen von dem
Projekt berichteten. Obwohl es bis-
lang im Gebäude keinen Strom gibt
und man von Ausstellungsräumen
noch weit entfernt ist, fragen täglich
Interessierte beim Verein nach Füh-
rungen. Und als sich der Gedenkort
im vergangenen Sommer zur Chem-
nitzer Museumsnacht erstmals der
Öffentlichkeit präsentierte, kamen
mehr als 2.500 Menschen. „Das hat
uns überwältigt“, sagt Hanka Kliese.
„Die These, 20 Jahre nach der Wende
solle Schluss sein mit der Aufarbei-
tung, weil es angeblich niemanden
mehr interessiert, wird hier deutlich
widerlegt.“ Viele Besucher waren im
Kaßberg-Gefängnis inhaftiert und
kommen heute mit ihrer Familie wie-
der, um diesen schmerzhaften Teil ihrer Bio-
grafie aufzuarbeiten. 
Sie finde es wichtig, dass der Ort nicht in Ver-
gessenheit gerate, sagt etwa Sabine Popp, die
Ende der 1970er Jahre in nächtlichen Aktio-
nen in ihrer Heimatstadt Zwickau auf Mau-
ern „Wir wollen die Wiedervereinigung“ ge-
schrieben hatte und als 18-Jährige in das Kaß-

berg-Gefängnis gesperrt wurde. Nach mehr
als zwei Jahren Haft wurde sie freigekauft. Es
gehe ihr aber nicht um ihre persönliche Ge-
schichte, sagt Popp, sondern darum, auch
nach Jahrzehnten noch daran zu erinnern,
wie menschenverachtend Diktaturen mit ih-
ren Kritikern umgehen.
Dass es wichtig ist, diesen Erinnerungen ei-
nen Raum zu geben, davon ist inzwischen

auch der Sächsische Landtag überzeugt. Er be-
schloss Ende 2011, beim beabsichtigen Ver-
kauf der Immobilie sei die Errichtung eines
„angemessenen und offenen Gedenkortes“
sicherzustellen. Inzwischen wurde auch die
finanzielle Förderung des Projekts beschlos-
sen: 900.000 Euro werden dafür im Doppel-
haushalt 2013/14 zur Verfügung gestellt.

Doch eines ist der Kaßberg noch lange nicht:
eine offizielle Gedenkstätte. Das ist mehr als
eine semantische Petitesse – es ist Ausdruck
eines grundlegenden Problems beim Um-
gang mit der Zeitgeschichte in Sachsen. Viele
Jahre lang hat man um das richtige Gedenken
gestritten. So erbittert, dass diverse Opferver-
bände – unter ihnen der Zentralrat der Juden
– aus der Stiftung Sächsische Gedenkstätten

ausgetreten waren. Sie hatten im 2003
beschlossenen sächsischen Gedenk-
stättengesetz die Tendenz zur Gleich-
setzung der beiden deutschen Dikta-
turen gesehen. Erst acht Jahre später
gelang es, mit einem neuen Gesetz,
dessen Präambel die Unterschiede
zwischen Nationalsozialismus und
kommunistischer Diktatur und die
Singularität des Holocaust betont, wie-
der Frieden zu schließen. 

Fragiler Frieden Mit dem Gesetz be-
schlossen wurde eine Liste sächsischer
Gedenkstätten, deren dauerhafte insti-
tutionelle Förderung gesichert ist. Auch
wenn es mehrere Experten in einer An-
hörung empfahlen, steht der Gedenk-
ort Kaßberg nicht auf dieser Liste – und
nun, nach dem Abschluss des Gesetzge-
bungsverfahrens, mag die schwarz-gel-
be Koalition des Freistaates aus Angst
um den fragilen Frieden daran nicht

mehr rütteln. Allein die Tatsache, dass für den
Aufbau des Gedenkortes so viel Geld zur Ver-
fügung gestellt wurde, hatte in der Gedenk-
stättenlandschaft für Unmut gesorgt.
Im Verein gibt man sich deshalb vorsichtig
optimistisch. Es wäre ja „geradezu widersin-
nig“, meint Clemens Heitmann, „erst eine so
große Summe auszugeben und den Ort dann
ab 2015 sich selbst zu überlassen“. Doch ob
der Kaßberg dauerhaft gefördert und irgend-
wann doch offiziell zur Gedenkstätte erklärt
oder ob sich aufgrund der geschichtlichen Be-
deutung des Ortes für Ost und West vielleicht
der Bund zuständig fühlen wird, kann nie-
mand sagen. Der Leiter der Stasi-Unterlagen-
behörde Roland Jahn jedenfalls schlug vor,
die Chemnitzer Außenstelle seiner Behörde
könne auf den Kaßberg umziehen. Konkrete
Pläne dafür aber gibt es nicht.
Ohnehin ist auch ohne diese Fragen schon
jetzt viel zu tun: Damit das Geld, das von der
Gedenkstättenstiftung verwaltet wird, fließt,
muss es für mögliche Investoren genaue Vor-
schläge geben, wie das Areal künftig genutzt
werden soll. Der Verein hofft, einen der vier
Blöcke des Gebäudes und den Mittelteil für
eine Daueraustellung und verschiedene Ver-
anstaltungen haben zu können: Zeitzeugen
sollen aus ihren Erinnerungen berichten. Da-
mit dies nach Errichtung des Gedenkortes ab
2015 umgesetzt werden kann, müsse „ein
Konzept des potenziellen Trägervereins in-
klusive belastbarer wirtschaftlicher Planun-
gen in Sinne des Gedenkstättengesetzes“ vor-
gelegt werden, sagt der Geschäftsführer der
Stiftung Sächsische Gedenkstätten, Siegfried
Reiprich, der den Gedenkort unterstützt.

Investoreninteressen In welchem Umfeld
der Gedenkort irgendwann vielleicht doch
Gedenkstätte wird, darüber kann momentan
nur spekuliert werden. Am wahrscheinlichs-
ten ist, dass Investoren das Potenzial des Ge-
ländes als Wohnort sehen – innenstadtnah
gehört der Kaßberg schon jetzt zu den begehr-

testen Wohnlagen in Chemnitz. „Für uns wä-
re wichtig, dass bestimmte bauliche Eigenhei-
ten erhalten bleiben, die erkennen lassen,
dass das hier ein Gefängnis war. Dass es Ver-
änderungen geben wird, vor allem dann,
wenn hier vielleicht Wohnungen entstehen
werden, ist uns klar – auch wenn die Zeitzeu-
gen damit durchaus ihre Probleme haben“,
räumt Vereinschef Heitmann ein.
Wie schwer es ist, Investoreninteressen und
Gedenken in Übereinstimmung zu bringen,
zeigt sich nicht nur in Chemnitz: Auch das
DDR-Frauengefängnis Hoheneck im Erzge-
birge ist Ort eindringlichster Erinnerung an
das Martyrium vieler Frauen. Und doch
kämpfte der Verein, der sich für den Erhalt
der Gedenkstätte einsetzt, jahrelang gegen
die Pläne eines Investors, dort mit Erlebnis-
gastronomie und Eventhotellerie im „Jail-

house Feeling“ Geld zu verdienen. Und in
Berlin formierte sich Widerstand gegen den
teilweisen Abriss der East Side Gallery: Der
berühmte Mauerabschnitt soll Luxuswoh-
nungen weichen. Dass Menschen für solche
Orte des Erinnerns und Gedenkens eintreten,
bestätigt den Satz der Totalitarimusforsche-
rin Hannah Arendt: „Ohne diese Art der Ein-
bildung, die eigentlich Verstehen ist, wären
wir niemals fähig, uns in der Welt zu orien-
tieren. Sie ist der einzige innere Kompass,
den wir haben.“ Susanne Kailitz ❚

Ausstellung über das Frauengefängnis Hoheneck in der Außenstelle der Stasi-
Unterlagenbehörde in Franfurt (Oder) im Jahr 2012.

Blick in die Justizvollzugsanstalt und das ehemalige Stasi-Gefängnis am Kaßberg in Chemnitz. Die Stasi nutzte die Haftanstalt auch als Station für die von der Bundesrepublik freigekauften politischen Häftlinge.
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Innerer Kompass hinter Mauern
ORTE DES GEDENKENS Das Beispiel des Stasi-Gefängnisses Kaßberg in Chemnitz zeugt vom schwierigen Umgang mit der Vergangenheit

>STICHWORT

> Entstehung Die zweite Enquete-Kommission „Überwindung der Folgen der SED-Diktatur“
stellte in ihrem Abschlussbericht 1998 die Verantwortung des Bundes für „gesamtdeutsche
Formen der Erinnerung an die beiden deutschen Diktaturen und ihre Opfer“ fest. Daraus wur-
de eine Empfehlung zur Förderung von Gedenkstätten aus Mitteln des Bundes abgeleitet.

> Fortschreibung Im Juni 2008 beschloss das Bundeskabinett die Fortschreibung der Gedenk-
stättenkonzeption. In Zukunft sollen zum einen Gedenkstätten von nationaler Bedeutung, die
an die nationalsozialistische Terrorherrschaft und ihre Opfer erinnern, und ebenso die Aufar-
beitung der Diktatur in der Sowjetischen Besatzungszone sowie in der DDR und das Geden-
ken an deren Opfer stärker gefördert werden.

GEDENKSTÄTTENKONZEPT DES BUNDES 
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W
ir hören immer, die
anderen sind schuld“:
Mit einer gewissen
Schärfe in der Stimme
reagierte Eva Högl auf
den Versuch Olaf Vah-

renholds, des Vizechefs des sächsischen
Landesamts für Verfassungsschutz (LfV), die
Verantwortung für die erfolglose Suche nach
dem 1998 abgetauchten und später in
Chemnitz und Zwickau zum „Nationalso-
zialistischen Untergrund“ (NSU) mutierten
Jenaer Bombenbauer-Trio bei Thüringens
Sicherheitsbehörden abzuladen. Doch
durch die Kritik der SPD-Obfrau im Unter-
suchungsausschuss, der Pannen bei den Er-
mittlungen zu der dem NSU angelasteten
Mordserie durchleuchten soll, ließ sich bei
der Sitzung vergangene Woche der beim
Dresdner Geheimdienst seit 2004 für Extre-
mismus zuständige Zeuge nicht beirren.
LfV und Landeskriminalamt in Erfurt seien
nun mal für die Fahndung nach der in Jena
untergetauchten Gruppe zuständig gewe-
sen, hätten aber, wie man heute wisse, da-
mals wesentliche Erkenntnisse nicht nach
Sachsen übermittelt: „Die Thüringer reisten
bei uns an, ließen ihre Informationen aber
zu Hause.“ In dieses Horn stieß vor Vahren-
hold auch Joachim Tüshaus, der bis 2004
beim Dresdner Geheimdienst das Thema
Extremismus bearbeitet hat: Laut dem von
Ex-Bundesrichter Gerhard Schäfer erstellten
Bericht über den Umgang mit Rechtsextre-
mismus in Thüringen habe Erfurt den Sach-
sen mehrfach „relevante“ Erkenntnisse zu
der verschwundenen Zelle vorenthalten, et-
wa zu denkbaren Kontaktpersonen des
Trios. So habe man auch nicht erfahren,
klagte Tüshaus, dass Uwe Böhnhardt, Uwe
Mundlos und Beate Zschäpe nach Mittei-
lungen von V-Leuten von einem bestimm-
ten Zeitpunkt an keine Geldspenden aus
rechtsextremen Kreisen mehr benötigt ha-
ben sollen, weil sie „Aktionen“ planten und
„jobben“ würden – Informationen, die eine
Verbindung zu Banküberfällen hätten auf-
zeigen können, die inzwischen ebenfalls
dem NSU zugerechnet werden.

Öffentlicher Fahndungsaufruf Auch die-
ses Mal konnte der Ausschuss das Rätsel
nicht lösen, wieso das Jenaer Trio bis zum
Auffliegen des NSU im Herbst 2011 ganze
13 Jahre unentdeckt in Chemnitz und
Zwickau leben konnte. Auch ihm, meinte
Vahrenhold, sei es „schleierhaft, wie sie das
geschafft haben“. Die Gruppe habe sich
„bürgerlich“ getarnt und ein hohes Maß an
Disziplin gezeigt. Böhnhardt, Mundlos und
Zschäpe seien nach ihrem Abtauchen auch
nicht mehr in der rechtsextremen Szene auf-
getaucht, die man in Sachsen intensiv beob-
achtet habe. Zum Einwurf der Linken-Spre-
cherin Petra Pau, Zschäpe habe doch 2008
an einer Demonstration teilgenommen,
sagte Vahrenhold, es sei „nicht zu beurtei-
len, ob diese Geschichte wahr ist“.
Untätig war man in Sachsen nicht. Ange-
sichts diverser Hinweise, die Zelle könne
sich in Chemnitz aufhalten, wurde ein öf-
fentlicher Fahndungsaufruf gestartet, es gab
mehrere Abhöraktionen, 16 Observationen
fanden statt, konspirative Wohnungen wur-
den betrieben, Tüshaus schilderte viele De-
tails. Alles habe indes zu keinen Erkenntnis-
sen über den Verbleib des Trios geführt. Im
Übrigen betonte er, für alle Maßnahmen sei

Thüringen federführend gewesen, das säch-
sische LfV habe Erfurt lediglich unterstützt
und über keine eigenen Informationen zum
Aufenthaltsort der Gruppe verfügt.
Im Schlagabtausch mit den Abgeordneten
hört man von den Zeugen indes auch
Selbstkritisches. Eine mysteriöse bundes-
weite Mordserie, ungeklärte Banküberfälle
besonders in Sachsen, viele gewaltbereite
Rechtsextremisten im eigenen Bundesland,
unter die sich eventuell noch drei ver-
schwundene Bombenbauer mischen: Das
hätte doch „polizeilichen Jagdeifer“ auslö-
sen müssen, wunderte sich der CDU-Parla-
mentarier Armin Schuster. Grünen-Ob-
mann Wolfgang Wieland erregte sich über

die Denkweise, die Thüringer Behörden sei-
en verantwortlich, weil Böhnhardt, Mund-
los und Zschäpe von dort kamen.  Auch
Unions-Sprecher Clemens Binninger
(CDU) wollte wissen, wieso Thüringen zu-
ständig blieb, „obwohl sich das Geschehen
komplett nach Sachsen verlagert hatte“.

Kein umfassendes Lagebild „Vielleicht
hätten wir mehr tun können“, meinte Vah-
renhold zu solchen Vorwürfen gegen seine
Behörde. Tüshaus sagte, wegen der „ge-
mischten sächsisch-thüringischen Lage“
hätte man das Bundesamt für Verfassungs-
schutz einschalten sollen. Aufgrund einer
kritischen Frage von Jimmy Schulz (FDP)

räumte er ein, seinerzeit sei beim LfV die Fä-
higkeit zur analytischen Aufarbeitung ge-
sammelter Informationen unzureichend ge-
wesen. Aus Sicht Vahrenholds war es damals
ein Fehler, kein umfassendes Lagebild er-
stellt zu haben. 
Tüshaus bilanzierte die erfolglose Suche
nach dem Trio als „schwere Niederlage der
Sicherheitsbehörden“, man habe „nicht tief
genug gegraben“. Der Blick sei verengt gewe-
sen, weil man nur gefragt habe, wo die ver-
schwundene Gruppe verblieben sei, nicht
aber, was sie nach dem Untertauchen ei-
gentlich mache: „Dann wären Hinweise an-
ders gewichtet worden, dann hätte man an-
ders denken müssen.“ Karl-Otto Sattler ❚

RECHT I Die Rechte von Passagieren im Flug-
verkehr sollen gestärkt werden. Das sieht ein
Gesetzentwurf der Bundesregierung
(17/11210) vor, den der Bundestag am vergan-
genen Donnerstag  in der vom Rechtsausschuss
geänderten Fassung (17/12876) gegen das Vo-
tum der Opposition verabschiedet hat.
Die Initiative setzt zunächst auf die Freiwillig-
keit der Teilnahme an einer Schlichtung. Auch
privatrechtlich organisierte Einrichtungen sol-
len dafür als Schlichtungsstellen seitens der Air-
lines anerkannt werden. Fluggäste von Luft-
fahrtunternehmen, die nicht freiwillig an einer
solchen Schlichtung teilnehmen, können auch
eine behördliche Schlichtungsstelle anrufen. In
beiden Fällen haben Passagiere und Airlines die
Möglichkeit, Zivilgerichte anzurufen.
Der Rechtsausschuss hat den Zeitraum zwi-
schen dem erstmaligen Geltendmachen eines
Anspruchs des Fluggastes und der anschließen-
den Anrufung der Schlichtungsstelle von 30 Ta-
gen auf zwei Monate verlängert. Für die be-

hördliche Schlichtung soll eine Schlichtungs-
stelle beim Bundesamt für Justiz eingerichtet
werden. Für die vom beteiligten Luftfahrtunter-
nehmen zu zahlende Gebühr für das behördli-
che Schlichtungsverfahren ist eine Höhe von
290 Euro vorgesehen.
Ebenfalls gegen die Stimmen der Opposition
lehnte das Parlament zugleich einen Antrag der
SPD-Fraktion  (17/7337) ab, der vorsah, ver-
kehrsträgerübergreifend eine Schlichtung  für
Luftfahrtunternehmen einzuführen. Geeignet
dazu sei die „Schlichtungsstelle für den öffent-
lichen Personenverkehr e.V.“, hieß es in dem
Antrag. Zudem sollten die Unternehmen zur
Teilnahme an einer solchen Schlichtung ver-
pflichtet werden.
Bei Enthaltung der Sozialdemokraten und ge-
gen die Stimmen von Linken und Grünen schei-
terte auch die Linksfraktion mit einem Antrag
(17/2021), demzufolge Fluggäste gegen die In-
solvenz von Fluggesellschaften abgesichert
werden sollten. vom/ver ❚

Schlichtung im Luftverkehr

RECHT II Die Fraktion Die Linke will das Ver-
bandsklagerecht im Allgemeinen Gleichbe-
handlungsrecht (AGG) verankern. Ein entspre-
chender Antrag der Fraktion (17/11590) stand
am vergangenen Donnerstag erstmals auf der
Plenaragenda des Bundestages. In der Vorlage
fordert die Fraktion die Regierung auf, einen
Gesetzentwurf zur Änderung des AGG vorzule-
gen, „mit dem ein Verbandsklagerecht imple-
mentiert“ wird. Es solle Verbände ermächtigen,
„auch ohne individuell klagewillige Betroffene
Klage zu erheben“.
Mit der Aufnahme des Verbandsklagerechts in
das AGG „könnten Verbände genau gegen die-
se Benachteiligung Vieler vorgehen“, warb Cor-
nelia Möhring (Die Linke) für den Antrag. Zwar
sprachen sich alle Abgeordneten gegen Diskri-
minierung aus, doch gab es von den Koalitions-

fraktionen deutliche Kritik am Antrag der Links-
fraktion. Jan-Marco Luczak (CDU) sagte, das In-
strument der Verbandsklage sei dafür „untaug-
lich und ist auch aus grundsätzlichen rechtspo-
litischen Erwägungen abzulehnen“. Pascal Ko-
ber (FDP) erklärte den Antrag für überflüssig. Es
gebe bereits heute ausreichend Möglichkeiten,
um gegen Verstöße gegen das AGG vorzuge-
hen.
Volker Beck (Grüne) dagegen argumentierte,
dass von einem Verbandsklagerecht nicht nur
die Arbeitnehmer, sondern auch die Unterneh-
men profitieren würden. Für sie sei „es doch
von Interesse, klare Regeln zu haben, die nicht
diskriminieren“. Und Sonja Steffen (SPD) for-
derte, Verbände „in der Tat stärker“ zu beteili-
gen und die Einführung einer Verbandsklage
gründlich zu prüfen. ver ❚

Zankapfel Verbandsklagerecht

INNERES Vertreter der Koalition wie der Op-
position haben die von Bundesinnenminister
Hans-Peter Friedrich (CSU) vergangene Woche
angekündigte Aufnahme von 5.000 weiteren
syrischen Bürgerkriegsflüchtlingen begrüßt.
Friedrichs Vorschlag, „eine größere Anzahl von
syrischen Flüchtlingen in Deutschland aufzu-
nehmen, ist (...) der richtige Schritt in die rich-
tige Richtung“, gab der Vorsitzende des Men-
schenrechtsausschusses, Tom Koenigs (Grüne),
am Donnerstag bei der ersten Beratung eines
Antrags der SPD-Fraktion zum Schutz syrischer
Flüchtlinge (17/12820) zu Protokoll. Er hoffe,
„dass diesem Schritt weitere folgen“.
Nach dem an die Ausschüsse überwiesenen An-
trag soll sich die Bundesregierung bei den an-
deren EU-Staaten dafür einsetzen, „dass
schnell eine gemeinsame europäische Initiative
zur Aufnahme syrischer Flüchtlinge (...) ergrif-

fen wird“. Sofern absehbar sei, dass eine Eini-
gung hierüber „nicht so schnell zustande
kommt“, solle die Regierung einen Abstim-
mungsprozess mit den Ländern initiieren, um
einen Beschluss über die Aufnahme syrischer
Flüchtlinge auf nationaler Ebene gefasst wird.
Der SPD-Abgeordnete Rüdiger Veit zeigte sich
erfreut, dass Friedrich „ganz in unserem Sinne
angekündigt hat, Deutschland wolle nicht län-
ger warten“ und mit der Aufnahme beginnen.
Für Die Linke kritisierte ihre Parlamentarierin
Ulla Jelpke indes, Friedrichs Pläne seien „nur ein
Tropen auf den heißen Stein“.
Reinhard Grindel (CDU) konstatierte unter Ver-
weis auf Friedrichs Entscheidung, die aktuelle
politische Lage habe „die Inhalte des SPD-An-
trags längst überholt“. Für den FDP-Abgeord-
neten Hartfrid Wolff hat sich der SPD-Antrag
„in Teilen bereits wieder überholt“. sto ❚

Aufnahme von Syrern begrüßt 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Die SPD-Fraktion dringt auf eine Weiterent-
wicklung des 2008 von der Bundesregie-
rung verabschiedeten Nationalen Aktions-
plans gegen Rassismus. Einen  entsprechen-
den Antrag (17/9975) überwies  der Bun-
destag vergangenen Donnerstag am
Internationalen Tag gegen Rassismus zur
weiteren Beratung an die Ausschüsse. In der
Vorlage plädiert die Fraktion für eine Stär-
kung von Institutionen der antirassistischen
Arbeit und bemängelt, dass im Aktionsplan
differenziertes, fundiertes empirisches Da-
tenmaterial fehle, „welches Auskunft über
Motive, Ausmaß, Erscheinungsformen und
Wirkungen von Rassismus und rassistischer
Benachteiligung sowie Diskriminierung
gibt“. Die Regierung wird in dem Antrag auf-
gefordert, das Ausmaß von Menschen-
rechtsverletzungen wie Diskriminierung
und Rassismus zu erfassen, den Aktionsplan
in Zusammenarbeit mit Nichtregierungsor-
ganisationen zu überarbeiten und einen
„Maßnahmenplan zur Bekämpfung von

Rassismus vorzulegen“. Ferner soll sie laut
Vorlage für die Umsetzung der Maßnahmen
eine ausreichende Finanzierung sicherstel-
len sowie einen Gesetzentwurf verlegen,
„der den Begriff der ,Rasse‘ durch eine geeig-
nete Formulierung im Grundgesetz und in
Bundesgesetzen ersetzt“.

»Problem in Deutschland« Für Daniela
Kolbe (SPD) mahnt der Internationale Tag
gegen Rassismus, „menschenverachtende
Einstellungen umfassend und entschlossen
zu bekämpfen“. Dafür müsse die Regierung
die richtigen Weichen stellen, gab sie zu
Protokoll. Für Sevim Dagdelen (Linke) wä-
re es „ein kleiner Schritt in Sachen Antiras-
sismus“, dem Aktionsplan „einen konkre-
ten Handlungscharakter zu geben“. Rassis-
mus sei „Alltag in Deutschland“, beklagt sie.
Monika Lazar (Grüne) moniert, dass der
Aktionsplan keine konkreten Maßnahmen
zur Bekämpfung von Rassismus enthalte.
Aus ihrer Sicht „belegen die Erkenntnisse

rund um die rechte Terror-
serie des NSU“ (siehe Bei-
trag oben links), dass Ras-
sismus „heute noch in
Deutschland Leben“ koste. 
Michael Frieser (CSU) sieht
in der Überwindung von
Rassismus ein „überragend
wichtiges“ Handlungsfeld.
Der SPD-Antrag wolle in-
des „unrichtig den Ein-
druck erwecken“, die Maß-
nahmen des Aktionsplans
seien unzulänglich. Serkan
Tören (FDP) hält Rassis-
mus für „ein Problem in
Deutschland“. Der Antrag
erwecke aber den Eindruck,
die Koalition sei hier nach-
lässig gewesen: „Das Ge-
genteil ist der Fall.“ sto ❚

Kampf dem Rassismus  

13 Jahre konnte das NSU-Trio unentdeckt in Chemnitz und Zwickau leben. Sein letztes Versteck wurde 2012 in Zwickau abgerissen.
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Gegen die Stimmen der Linksfraktion und
der Grünen hat der Bundestag den Weg für
die geplante Neuregelung der sogenannten
Bestandsdatenauskunft frei gemacht. Für ei-
nen entsprechenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung (17/12034) in geänderter
Fassung (17/12879) votierten vergangene
Woche im Parlament neben den Koalitions-
fraktionen von CDU/CSU und FDP auch
die oppositionellen Sozialdemokraten.
Mit dem Gesetzesvorhaben sollen Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts umgesetzt
werden. Das Gericht hatte mit seinem Be-
schluss vom 24. Januar vergangenen Jahres
die bisherigen Regelungen für die Bestands-
datenauskunft nur noch übergangsweise bis
längstens zum 30. Juni dieses Jahres  für an-
wendbar erklärt. Die Bestandsdatenaus-
kunft ist jedoch, wie es in der Vorlage heißt,
für Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehör-
den ein „unverzichtbares Ermittlungsin-
strument“, weshalb Handlungsbedarf be-
stehe. 

Änderungen am Entwurf Bestandsdaten
sind „Kundendaten wie zum Beispiel eine
Telefonnummer und die dazugehörigen
Namen und Adressen, E-Mail-Adressen
oder andere sogenannte Anschlusserken-
nungen“, wie der CDU-Abgeordnete Armin
Schuster in der Debatte erläuterte. Sie könn-
ten für Ermittlungsbehörden im Rahmen
der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung
„von entscheidendem Wert sein“, argumen-
tierte Schuster. Als Beispiel führte er einen
Mordfall an, bei dem die Polizei feststellt,
dass beim Opfer zuletzt Anrufe mit drei ver-
schiedenen Telefonnummern eingegangen
sind. Zur Verfolgung dieser Spur brauche
man die zu den Nummern gehörenden Na-
men, wozu eine Bestandsdatenanfrage
beim jeweiligen Telefondienstanbieter er-
folge. Auch Zugangssicherungscodes wie
Passwörter, Handy-PINs und PUKs könnten

Ermittler abfragen, wobei laut Verfassungs-
gericht klargestellt sein müsse, „dass Aus-
künfte nur erteilt werden dürfen, wenn die
gesetzlichen Voraussetzungen für ihre Nut-
zung gegeben sind“. 
Schuster verwies zugleich darauf, dass sich
die Koalition mit der SPD auf eine Reihe
von Änderungen am Regierungsentwurf
verständigt hatte. So habe man etwa für die
Abfrage von Bestandsdaten zu dynami-
schen IP-Adressen „eine Benachrichtigungs-
pflicht und den Richtervorbehalt verankert“
und auch für die Abfrage von Zugangssiche-
rungscodes einen Richtervorbehalt imple-
mentiert, „um auszuschließen, dass ein
heimlicher Zugriff auf Daten des Betroffe-
nen ohne richterliche Zustimmung erfolgt“. 
FDP-Fraktionsvize Gisela Piltz unterstrich,
bei Bestandsdatenauskünften gehe es „nicht
darum, wer mit wem telefoniert hat und wer
wie lange auf welcher Homepage war“.  Be-
standsdaten aber seien „unerlässlich für die

Verfolgung von Straftaten“. Da der Staat je-
doch keinen unbegrenzten Zugriff auf sol-
che Daten haben dürfe, habe man diese
Grenzen „in dieses Gesetz eingezogen“ und
für „höchst sensible Daten“ wie Zugangssi-
cherungsdaten „rechtsstaatliche Sicherun-
gen“ eingebaut. 
Der SPD-Innenexperte Michael Hartmann 
sagte, man sei in den Verhandlungen mit
der Koalition so weit gekommen, dass man
die Anforderungen des Verfassungsgerichts
mehr als erfülle. „Jetzt stehen Mitteilungs-
pflichten (...) im Gesetzentwurf, der Rich-
tervorbehalt wird eingeführt, und es ist ein
Bericht zur Entwicklung bei den festen IP-
Adressen vorzulegen. All das sind Stan-
dards, die über die Forderungen des Verfas-
sungsgerichts hinausgehen“. Sie seien aber
„dringend geboten, um dem Misstrauen ei-
ner berechtigterweise kritischen Öffentlich-
keit zu begegnen, aber auch, um zu zeigen,
dass der Gesetzgeber sehr darauf achtet,
dass bei Sicherheitsgesetzen das Kind nicht
mit dem Bade ausgeschüttet wird“. 

»Neue Eingriffe« Für Die Linke kritisierte
ihr Abgeordneter Jan Korte, die Regelung
zum Richtervorbehalt etwa im Hinblick auf
PINs und PUKs sei „nicht einmal ansatzwei-
se ausreichend“ und bei der Benachrichti-
gungspflicht eine Einschränkung vorgese-
hen. Das Bundeskriminalamt werde „weiter
zu einer allumfassenden Internetpolizei
ausgebaut“ und Überwachungsbefugnisse
ausgeweitet.  Auch der Grünen-Parlamenta-
rier Konstantin von Notz monierte, die Be-
fugnisse der Sicherheitsbehörden würden
erweitert. Die Benachrichtigungspflicht lau-
fe „in der Regel ins Leere“, ähnlich sei es mit
dem Richtervorbehalt. Der Gesetzentwurf
enthalte „gravierende neue Eingriffe sowohl
in das Telekommunikationsgeheimnis als
auch in das Recht auf informationelle
Selbstbestimmung“. Helmut Stoltenberg ❚

Ein Mordfall und drei Anrufe 
SICHERHEIT Koalition und SPD stimmen für Neuregelung der Bestandsdatenauskunft 

Auch Handy-PINs sind Bestandsdaten.
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AKTIONSPLAN Opposition fordert mehr Engagement 

Demonstration in Berlin am „Tag gegen Rassismus“ 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Grüne scheitern mit Ruf nach  
schärferem Waffenrecht 
Die Grünen-Fraktion ist mit einem Vorstoß
gescheitert, den Umgang mit halbautomati-
schen kriegswaffenähnlichen Schusswaffen
zu verbieten. Ein entsprechender Gesetzent-
wurf der Fraktion wurde vergangene Woche
(17/7732) mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen von CDU/CSU und FDP sowie der
oppositionellen Sozialdemokraten abge-
lehnt. Auch ein Grünen-Antrag mit dem Ti-
tel „Mehr öffentliche Sicherheit durch weni-
ger private Waffen“ (17/2130) fand keine
Mehrheit im Bundestag. sto ❚

Mehr Kontrollrechte bei
Polizeimissionen im Ausland 
Die Grünen-Fraktion will die Kontrollrechte
des Bundestages „im Hinblick auf das welt-
weite polizeiliche Engagement der Bundes-
republik“ stärken. Dazu bedürfe es der
„Konkretisierung der Informationsrechte
sowie einer damit einhergehenden Auswei-
tung der Kontrollmöglichkeiten inklusive der
Rückrufmöglichkeit in bestimmten Fällen“,
begründet die Fraktion einen Gesetzent-
wurfs über die Verwendung von Polizisten
des Bundes im Ausland (17/12710). Danach
soll unter anderem parallel zu international
mandatierten Polizeimissionen eine konkre-
te Unterrichtungspflicht der Regierung über
sämtliche Verwendungen von Angehörigen
der Bundespolizei außerhalb des deutschen
Hoheitsgebiets geregelt werden. sto ❚

KURZ NOTIERT

NSU-AUSSCHUSS Sächsische Geheimdienstler weisen auf
Thüringen, äußern sich aber auch selbstkritisch

»Schuld sind
die anderen«

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die
Grünen und Die Linke wollen Renten für
Beschäftigungen in Ghettos rückwirkend ab
1997 auszahlen. SPD und Grüne fordern
die Bundesregierung in einem gemeinsa-
men Antrag (17/10094) auf, für ehemalige
Ghetto-Insassen bei zunächst abgelehnten
und erst nach 2009 bewilligten Rentenan-
trägen eine rückwirkende Auszahlung der
Rente ab dem 1. Juli 1997 zu ermöglichen.
Die Linken verfolgen mit einem eigenen
Antrag (17/7985) dasselbe Ziel. 

Ablehnende Bescheide Nach Angaben von
SPD, Grünen und Linken sind in den ersten
Jahren nach Inkrafttreten des 2002 vom Bun-
destag verabschiedeten Gesetzes zur Zahlbar-
machung von Renten aus Beschäftigungen in
einem Ghetto nahezu alle Anträge abgelehnt
worden. Wie die drei Fraktionen in ihren An-
trägen übereinstimmend darlegen, wurden
aufgrund einer Entscheidung des Bundesso-
zialgerichts aus dem Jahr 2009 genau 26.186
Fälle neu geprüft und davon 23.818 positiv
beschieden. Die Begünstigten hätten die Ren-
te jedoch nur rückwirkend ab dem Jahr 2005
erhalten. 
Der CDU-Abgeordnete Peter Weiß verwies
darauf, dass die Begrenzung der rückwir-
kenden Zahlungen die davon betroffenen
Rentner finanziell nicht benachteilige. Die

Rentenzahlungen seien für die Jahre 1997
bis 2005 um rund 45 Prozent aufgewertet
worden. Die höhere Rente gleiche den spä-
teren Rentenbeginn aus. „Was die Opposi-
tion vorschlägt, führt nicht zu mehr Gerech-
tigkeit“, ist sich Weiß sicher. Der SPD-Abge-
ordnete Anton Schaaf widersprach: „Men-
schen aus ein- und der selben Fallgruppe
werden unterschiedlich behandelt, und das

ist ungerecht.“ Es beschäme ihn, dass es
nicht gelungen sei, die Ungleichbehand-
lung der beiden Gruppen von Rentnern zu
beseitigen. 
Der FDP-Abgeordnete Heinrich L. Kolb
räumte ein, dass es Unterschiede zwischen
denjenigen, die bereits seit 1997 eine Ghet-
torente bezögen, und denjenigen die ihren
Rentenanspruch erst hätten einklagen müs-

sen, gebe. Eine rentenrechtliche Lösung die-
ses Problems sei jedoch, insbesondere im
Hinblick auf das hohe Alter der Betroffe-
nen, ungeeignet.
Die Linken-Abgeordnete Ulla Jelpke kriti-
sierte die erwartete Ablehnung der Opposi-
tionsanträge durch die Koalition. Dies wer-
de zur Folge haben, „dass sich die Opfer er-
neut verhöhnt fühlen“, sagten Jelpke. Ghet-
to-Renten seine keine Entschädigung, ihnen
lägen vielmehr rentenrechtliche Ansprüche
zugrunde. Der Grünen-Abgeordnete Wolf-
gang Strengmann-Kuhn appellierte an alle
Fraktionen, die Gespräche über eine Lösung
des Problems der unterschiedlichen Ren-
tenhöhen weiterzuführen. Eine Gleichbe-
handlung wäre „ein Stück Wiedergutma-
chung für das, was passiert ist“, sagte der Ab-
geordnete. 
Der Bundestag hat vergangenen Donnerstag
über die Anträge abschließend beraten. Das
Plenum lehnte beide Anträge mit der Koali-
tionsmehrheit gegen die Stimmen von SPD,
Linken und Grünen ab.                       tvw ❚

A
m Tag, als der Bundestag
den Gesetzentwurf zur ver-
traulichen Geburt diskutier-
te, verurteilte das Landge-
richt Flensburg eine Mutter
aus Husum zu neun Jahren

Haft. Die 29-Jährige hatte zwischen 2006
und 2012 fünf Kinder zur Welt gebracht und
anschließend getötet. Hätte es das Leben der
Babys gerettet, wenn ihre Mutter die Mög-
lichkeit zur vertraulichen Geburt gehabt
hätte? Man muss es be-
zweifeln: Sie habe die
Schwangerschaften ver-
drängt, sagte die Frau im
Prozess, und könne bis
heute nicht begreifen,
was sie getan habe. Auch
das Gericht attestierte ihr,
sie sei wohl in einem psy-
chischen Ausnahmezu-
stand nicht in der Lage
gewesen, anders zu handeln.

Extreme Notlagen Ob und wie Frauen in
einer solchen Notlage überhaupt zu errei-
chen sind, das kann derzeit niemand genau
sagen. Auch die Abgeordneten räumten dies
am vergangenen Donnerstag ein, als ein Ko-
alitionsentwurf „zum Ausbau der Hilfen für
Schwangere und zur Regelung der vertrauli-
chen Geburt“ (17/12814) in erster Lesung
debattiert wurde. 
Es sei schwer, die Beweggründe einer Mutter
zu verstehen, die ihr Neugeborenes nach der
Geburt so schnell wie möglich weggeben

wolle, sagte Familienministerin Kristina
Schröder (CDU). Sie will Betroffenen Aus-
wege wie die vertrauliche Geburt bieten.

Geburt unter Pseudonym Per Gesetz sol-
len Frauen die Möglichkeit haben, mit oder
ohne vorherige Beratung in einer Klinik un-
ter Pseudonym ein Kind zur Welt bringen
und es dort zu lassen. Ihre Daten sollen auf-
genommen und in einem versiegelten Um-
schlag aufbewahrt werden, der an das Bun-

desamt für
Familie und
zivilgesell -
schaft l iche
A u f g a b e n
übersendet
wird. Ist das
Kind 16 Jah-
re alt, soll es
die Möglich-
keit haben,

die Identität der Mutter zu erfahren - es sei
denn, diese macht gewichtige Gründe dafür
geltend, dass sie anonym bleiben möchte.
Geht es nach dem Willen der Koalition, soll
die vertrauliche Geburt langfristig die um-
strittenen Babyklappen ersetzen: Die sind in
die Kritik geraten, seit Untersuchungen
nachweisen konnten, dass dadurch Kinds-
aussetzungen oder -tötungen nicht verhin-
dert werden. Als problematisch werten Ex-
perten zudem, dass Kinder, die in einer Ba-
byklappe abgelegt wurden, keinerlei Chan-
ce haben, irgendwann zu erfahren, wer ihre
Eltern sind. Gleiches gilt für die anonyme

Geburt, bei der Frauen im Krankenhaus ent-
binden und ihre Kinder ohne Angabe per-
sönlicher Daten zurücklassen. Dies hatte
auch der Deutsche Ehtikrat in einer Stel-
lungnahme (17/190) als „ethisch und recht-
lich sehr problematisch“ bewertet.
In der Plenardebatte zeigten sich die Mei-
nungen der Abgeordneten gespalten. Wäh-
rend die liberale Abgeordnete Miriam Gruß
für den Koalitionsentwurf warb und beton-
te, dass wenn nur ein einziges Kind durch
eine Babyklappe gerettet werde, deren Exis-
tenz gerechtfertigt sei, wiesen die Sozialde-
mokraten die Argumente von FDP, CDU
und CSU vehement zurück. 

Kritik der Opposition Die SPD-Familien-
politikerin Caren Marks bemängelt, der Ge-
setzentwurf bleibe „auf halber Strecke ste-
hen“, weil er die rechtliche Grauzone, in der
sich Babyklappen und anonyme Geburt be-
fänden, letztlich akzeptiere und suggeriere,
dass die vertrauliche Geburt dazu nur eine
Alternative sei. Damit aber werde das „ver-
fassungsrechtlich garantierte Recht des Kin-
des“ auf Kenntnis seiner Abstammung un-
terlaufen. Eine Duldung der Babyklappen
bringe Kinder „um ein elementares Grund-
recht“. Es sei zudem „besorgniserregend“,
dass zunehmend auch ältere oder behinder-
te Babys in den Klappen abgelegt würden. 
Norbert Geis (CSU) betonte, man wisse in-
zwischen, wie wichtig die Kenntnis um die
eigene Herkunft für die Identitätsbildung
sei. Es bestehe die Hoffnung, dass es in ei-
ner Beratung gelinge, eine verzweifelte

Schwangere davon zu überzeugen, sich
doch für ihr Kind zu entscheiden.
Stärker aus Sicht betroffener Frauen argu-
mentierte die Grünen-Abgeordnete Katja
Dörner. Sie plädierte dagegen für das Recht
der Mütter auf Anonymität: Dies sei für vie-
le die Grundvoraussetzung dafür, sich über-
haupt in einen Beratungsprozess zu bege-
ben. Es sei für sie „nur schwer vorstellbar“,
so Dörner, dass die betroffenen Mütter ak-
zeptieren könnten, dass im Zweifel ein Fa-
milienrecht darüber entscheiden solle, ob
ihre Daten vertraulich bleiben könnten. Bei

der Preisgabe der Daten dürfe Zwang „kei-
ne Rolle spielen“.
Weitere Kritik am Koalitionsentwurf äußer-
te Diana Golze (Die Linke). Sie habe Zwei-
fel daran, dass mit der „längst überfälligen“
Initiative „wirklich ein großer Wurf“ gelun-
gen sei. Es gebe noch erheblichen Bera-
tungsbedarf hinsichtlich der Rechtsstellung
der Väter und zu der Frage, wie die verschie-
denen Beratungsangebote so miteinander
vernetzt werden sollen, dass Schwangere
und junge Mütter eine kontinuierliche Bera-
tung ermöglicht werde. Susanne Kailitz ❚

Lublin 1941: Wer in einem solchen Ghetto gegen Entgelt arbeitete, erhält eine Rente.

FAMILIENRECHT Der Bundestag debattiert Gesetzentwurf zur vertraulichen Geburt

Hilfe für Frauen in Not 

Anspruch auf
Vollzeit verlangt   
ARBEITSZEITEN Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen fordert die Bundesregierung
auf, durch ein neues Gesetz das Recht auf
Teilzeit durch ein Rückkehrrecht auf Vollzeit
zu ergänzen. Dies ist das Ziel eines Antrages
der Grünen (17/12843), der dem Bundes-
tag vergangenen Donnerstag erstmals vor-
lag. Der Antrag wurde zur Beratung an den
Ausschuss für Arbeit und Soziales überwie-
sen. 
Nach Meinung der Grünen sind die Arbeits-
zeiten bis heute zu wenig auf die Bedürfnis-
se von Müttern und Vätern ausgerichtet.
Dem Statistischen Bundesamt zufolge ar-
beiteten 2010 in Deutschland 45,6 Prozent
der erwerbstätigen Frauen in Teilzeit. Die
meisten von ihnen hätten ihre Arbeitsstun-
den reduziert, um sich um ihre Familie zu
kümmern. „Während viele Frauen ihre Ar-
beitszeit gerne erhöhen würden, gibt es ei-
ne wachsende Zahl von Männern, die sie re-
duzieren möchte, um ebenfalls mehr Zeit
für die Familie zu haben“, schreiben die
Grünen. Das fehlende Rückkehrrecht auf ei-
ne Vollzeittätigkeit mache die Inanspruch-
nahme von Teilzeit in der aktiven Familien-
phase jedoch für viele unattraktiv und auch
riskant. „Ein gesetzlicher Anspruch auf
Rückkehr in die Vollzeit ist somit zugleich
ein wichtiger Baustein für eine bessere Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie“, führen
die Grünen weiter aus. Auch für Menschen,
die Angehörige pflegten, hätte dieser An-
spruch eine positive Wirkung.             tvw ❚

Grünen-Vorstoß
abgelehnt
EHRENAMT Die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen möchte ehrenamtliches Engage-
ment bei Beziehern von Leistungen nach
dem Sozialgesetzbuch II (SGB II) und dem
Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) fördern. In
einem Antrag (17/9950) fordern die Grü-
nen die Bundesregierung auf, per Gesetz zu
regeln, dass die Übungsleiterpauschale ana-
log zum Einkommenssteuerrecht bis zur
Höhe von monatlich 175 Euro nicht auf
Leistungen nach SGB II und SGB XII ange-
rechnet wird. Aus öffentlichen Kassen ge-
zahlte pauschale Aufwandsentschädigun-
gen – etwa für kommunalpolitische Tätig-
keiten –  sollen ebenfalls nicht auf Arbeits-
losengeld II, ergänzendes Arbeitslosengeld
II, Hilfe zum Lebensunterhalt und Grund-
sicherung im Alter angerechnet werden.
Bürgerschaftliches Engagement könne die
Arbeitsfähigkeit arbeitsloser Menschen er-
halten und deren Vermittlungschancen auf
dem Arbeitsmarkt erhöhen, schreiben die
Abgeordneten zur Begründung. Es sei daher
„kontraproduktiv“, wenn steuerfreie Pau-
schalen und Entschädigungen auf die ge-
nannten Sozialleistungen angerechnet wür-
den. 
Dem Bundestag lag die Vorlage am vergan-
genen Donnerstag zur abschließenden Be-
ratung vor. Die SPD unterstützte die von
den Grünen geforderten Regelungen, die
Linke hält sie zumindest für einen kleinen
Fortschritt. Hingegen befürchtet die FDP,
dass die geforderte Nichtanrechnung den
Anreiz zur Aufnahme einer regulären Be-
schäftigung vermindern könnte. Aus Sicht
der Union ist die derzeit für Arbeitnehmer
und Leistungsbezieher geltende Regelung
bereits sachgerecht. 
Der Bundestag lehnte den Antrag mit der
Stimmenmehrheit von CDU/CSU und FDP
gegen die Stimmen von SPD und Bündnis
90/Die Grünen bei Stimmenthaltung der
Linken ab.                                          tvw ❚

»Es geht darum,
Schwangere in Not-
lagen überhaupt zu
erreichen.«
Kristina Schröder (CDU)
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Verschiedenartige Ansprüche
GHETTO-RENTEN Die Fraktionen sind uneins über die Behandlung zweier Gruppen von Leistungsberechtigten

>STICHWORT

> Gesetzentwurf Frauen sollen die Möglichkeit haben, Kin-
der unter Pseudonym zur Welt zu bringen. Ihre Daten wer-
den jedoch erfasst und die Kinder haben das Recht, mit 
16 Jahren Informationen über ihre Herkunft zu bekommen.

> Informationen Damit das Angebot für Schwangere in
Notlagen möglichst niedrigschwellig ist, soll eine bundes-
weite Hotline eingerichtet werden, an der sich Frauen über
ihre Möglichkeiten beraten lassen können.

> Situation heute Ungewollte Kinder können heute in Ba-
byklappen abgelegt oder nach einer anonymen Geburt im
Krankenhaus zurückgelassen werden. Sie werden dann in
der Regel in Adoptivfamilien aufgenommen. Zwischen Som-
mer 2009 und Oktober 2011 betraf dies 973 Kinder.

VERTRAULICHE GEBURT
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Erste systematische Gesamtschau
der Nürnberger Nachfolgeprozesse

Erstmals werden in diesem Band alle Prozesse

vor den Nürnberger Militärtribunalen (NMT),

in denen amerikanische Ankläger zwischen

1946 und 1949 die Funktionseliten aus Militär,

Bürokratie, Partei und Wirtschaft des »Dritten

Reiches« vor Gericht stellten, umfassend

dargelegt und analysiert sowie die historischen

Kontexte und juristischen Probleme systema-

tisch dargestellt.

www.hamburger-edition.de€ 49 I 900 Seiten I ISBN 978-3-86854-260-8

Institut
für

Sozialforschung

Hamburger Edition.

Anzeige

Babynest heißt die Babyklappe in diesem Krankenhaus in Halle an der Saale. In mehr als zehn Jahren wurden fast 20 Säuglinge im Babynest abgelegt. Es war das erste in Sachsen-Anhalt.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Protestkundgebung anlässlich des Internationalen Frauentages am 23. März 2012 (links) und weibliche Angestellte einer Gelsenkirchener Fotofirma nach einem verlorenen Prozess um Gleichstellung beim Lohn 1979.
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Linke will Tabakwerbung
unterbinden 
Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesre-
gierung auf, das Rahmenübereinkommen
zur Eindämmung des Tabakgebrauchs der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) umzu-
setzen. In einem Antrag (17/12838) verlangt
die Linke insbesondere die vollständige Un-
terbindung der Tabakwerbung im Sinne des
Vertragstextes durch ein entsprechendes
Gesetz. Deutschland habe sich mit der Un-
terzeichnung des Übereinkommens ver-
pflichtet, Maßnahmen zur Eingrenzung der
tabakbedingten gesundheitlichen Schäden
einzuleiten und insbesondere alle Formen
der Förderung des Tabakverkaufs und Ta-
baksponsoring zu verbieten, schreiben die
Linken. Das Plenum hat den Antrag an den
Gesundheitsausschuss überwiesen. tvw ❚

Initiative gegen 
»Abstinenz-Dogma«
Die Fraktion Die Linke setzt sich für eine Lo-
ckerung der rechtlichen Voraussetzungen
für eine Substitutionsbehandlung Opiat-Ab-
hängiger mit Diamorphin ein. In einem An-
trag (17/12825) fordert sie die Bundesregie-
rung auf, die fachlich-medizinischen Festle-
gungen aus der Betäubungsmittelverschrei-
bungsverordnung (BtMVV) zu streichen und
der Selbstverwaltung zu übergeben. Nach
Auffassung der Abgeordneten ist die Substi-
tutionstherapie die beste Methode, um die
negativen gesundheitlichen und sozialen
Folgen der Opiat-Abhängigkeit zu bekämp-
fen. Zurzeit verhindere jedoch „das Absti-
nenz-Dogma“ der BtMVV „medizinisch
sinnvolle Behandlungen“, schreiben die Lin-
ken. Das Plenum hat den Antrag an den Ge-
sundheitsausschuss überwiesen. tvw ❚

Bessere Versorgung für
Behinderte gefordert
Die Grünen fordern die Bundesregierung
auf, die Gesundheitsversorgung im Sinne
der Artikel 25 und 26 des Übereinkommens
über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen (UN-BRK) umzugestalten. In einem
entsprechenden Antrag (17/12712) erklären
die Grünen es für notwendig, alle Gesetze,
Verordnungen und Verwaltungsvorschrif-
ten, die Leistungsansprüche und die Organi-
sation der Gesundheitsversorgung regeln,
auf noch bestehende Widersprüche zur UN-
BRK zu überprüfen und diese gegebenen-
falls zu beseitigen. In Deutschland lebten
immer mehr Menschen mit Behinderungen
und psychischen Krankheiten. tvw ❚

Titel bleibt im
Personalausweis 
Die Grünen sind mit ihrem Vorstoß geschei-
tert, den Doktorgrad aus dem Personalaus-
weis zu streichen. Der Bundestag lehnte ih-
ren Gesetzentwurf (17/8128, 17/11908) am
vergangenen Donnerstag mit den Stimmen
der Koalition ab. Die Grünen hatten argu-
mentiert, dass es sich bei dem Doktortitel
weder um einen Namensbestandteil noch
um einen persönlichen Titel handele. Ferner
habe eine Reihe prominenter Plagiatsfälle
gezeigt, dass es in Deutschland Anreize ge-
be, den Doktorgrad vorrangig zur Steige-
rung der gesellschaftlichen Reputation zu
erlangen. Mit der Streichung würde
Deutschland sich an internationale Gepflo-
genheiten anpassen. tvw ❚

KURZ NOTIERT

Die physischen und psychischen Belastun-
gen in der Arbeitswelt haben zugenommen.
Diese Auffassung vertritt die Fraktion der
SPD in einem Antrag (17/12818), über den
der Bundestag vergangenen Donnerstag
erstmals debattiert hat. Er wurde zur weite-
ren Beratung an den Ausschuss für Arbeit
und Soziales überwiesen. Die Verdichtung
der Arbeit, steigende Arbeitszeiten sowie
immer mehr Schicht-, Abend- und Nachtar-
beit erhöhten den psychosozialen Druck
auf die Arbeitnehmer, meint die SPD. 

Anti-Stress-Verordnung Die geltenden
Bestimmungen zum Arbeits- und Gesund-
heitsschutz würden den gewandelten Be-
dingungen aber nicht mehr gerecht. Die So-
zialdemokraten verlangen daher von der
Bundesregierung ergänzende gesetzliche
und untergesetzliche Maßnahmen, wie eine
sogenannte Anti-Stress-Verordnung. 
In der Debatte verwies der SPD-Abgeordne-
te Josip Juratovic auf den zunehmenden
Leistungsdruck in Pflege und Krankenpfle-

ge. Pflegekräfte seien manchmal verzweifelt,
„weil die Menschlichkeit wegen der indus-
trieähnlichen Arbeitsabläufe verloren geht“.
Arbeits- und Gesundheitsschutz müssten
daher dringend modernisiert werden. 
Der CDU-Abgeordnete Matthias Zimmer
erklärte, auch die Union halte es für be-
denklich, „dass die Zahl psychisch beding-
ter Fälle von Arbeitsunfähigkeit zunimmt“,
sagte Zimmer. Der Schutz der seelischen Ge-

sundheit im Betrieb stehe und falle aber mit
der Unternehmenskultur. Diese lasse sich
jedoch nur schwer rechtlich regeln. „Anti-
stress per Gesetz würde ins Leere laufen“,
meinte Zimmer.
Der FDP-Abgeordnete Heinrich L. Kolb ver-
wies auf Angaben des Statistischen Bundes-
amtes, wonach der deutschen Wirtschaft al-
lein durch psychische Erkrankungen Kosten
von jährlich 29 Milliarden Euro entstehen.
Die Politik könne dagegen aber Einiges tun,
etwa durch Maßnahmen wie die „Initiative
Neue Qualität der Arbeit“ des Arbeitsminis-
teriums. 
Die Linken Abgeordnete Jutta Krellmann er-
klärte, viele Forderungen der SPD deckten
sich mit denen der Linken. Es gebe aber ei-
nen großen Unterschied: „Sie behandeln in
Ihrem Antrag die Symptome und nicht die
Ursachen“, bemängelte Krellmann. Der
Wandel der Arbeitswelt sei aber „keine Na-
turkatastrophe“, sondern politisch gewollt. 
Nach Ansicht der Grünen-Abgeordneten
Beate Müller-Gemmeke hat der Stressreport
2012 bestätigt, dass mehr als die Hälfte der
Beschäftigten unter starkem Termin- und
Leistungsdruck stehe. Die Bundesregierung
habe auf die Ergebnisse des Stressreports
aber nur mit einer „gesetzlichen Minirege-
lung“ im Arbeitsschutzgesetz reagiert, sagte
Müller-Gemmeke.                               tvw ❚

Konzepte gegen Arbeitsstress
ARBEITSWELT Psychische Belastungen durch Termin- und Leistungsdruck nehmen zu

Montagearbeit kann belastend sein.

M
it der schwarz-gelben
Koalition wird es kei-
ne gesetzliche Rege-
lung zur Entgelt-
gleichheit von Män-
nern und Frauen ge-

ben. Dies wurde am vergangenen
Donnerstag in der Debatte des Bundestags
deutlich. Zwar sind alle Fraktionen dafür,
die Lohnlücke zwischen den Geschlechtern
zu schließen, doch während die Oppositi-
on dafür auf Gesetze baut, wollen Union
und FDP Freiwilligkeit und mehr Eigenver-
antwortung der Frauen. 
Der Bundestag verabschiedete am Ende der
Debatte einen Antrag der Koalition
(17/12483), wonach die „Benachteiligung
von Frauen in der Wirtschaft und Arbeits-
welt“ beseitigt werden soll. Ein Gesetzent-
wurf der SPD für ein Entgeltgleichheitsge-
setz (17/9781) und ein Antrag der Grünen
zur Verhinderung von Entgeltdiskriminie-
rung von Frauen (17/8897) fanden dage-
gen keine Mehrheit. Die Abgeordneten
folgten damit dem Votum des Ausschusses
für Arbeit und Soziales (17/12782,
17/12575).

Projekte In der Debatte betonte die stell-
vertretende Vorsitzende der Gruppe der
Frauen in der Union, Nadine Schön
(CDU), die Koalition habe mit ihren Initia-
tiven zum Ausbau der Kita-Betreuung und
zu familienfreundlichen Arbeitszeiten so-
wie dem Bestreben, mehr Frauen in Füh-
rungspositionen zu bringen, bereits viele
strukturelle Maßnahmen auf den Weg ge-
bracht. Die Union sei zudem entschlossen,

noch in dieser Wahlperiode mehr Renten-
punkte für Frauen durchzusetzen, die vor
1992 Kinder bekommen haben. Eine grö-
ßere Entgeltgleichheit wirke auch der Ren-
tenlücke entgegen. Die Anträge der Oppo-
sition bezeichnete Schön als „Placebo-Ge-
setze“. Offenbar versuche die Opposition,
den Eindruck zu erwecken, es sei „nur ein
kleines Gesetz“ nötig, um die Lohnlücke zu
schließen. Angesichts dessen überfalle sie
„das kalte Grausen“. Der Vorschlag, dass
künftig alle Unternehmen mit mehr als 15
Mitarbeitern regelmäßig ihre Lohnstruktu-
ren offenlegen sollen, sei „rechtlich äußerst
bedenklich“ und nicht umsetzbar. Auf ein
so leicht durchschaubares „Wahlkampfma-
növer“, mit dem der SPD-Spitzenkandidat
„aufgehübscht“ werden solle, würden die
Frauen in Deutschland nicht hereinfallen.

Lohnlücke Für die FDP betonte Nicole
Bracht-Bendt, „Handlungsbedarf“ bestehe
dort, wo es unterschiedliche Löhne bei glei-
cher Qualifikation gebe. Es sei aber „reine
Irreführung und Stimmungsmache“, wenn
behauptet werde, Frauen würden generell
bei gleicher Qualifikation 22 Prozent weni-
ger verdienen als Männer. Die Lohnlücke
lasse sich zum größten Teil auf familienbe-
dingte Erwerbsunterbrechungen zurück-
führen, zudem entschieden sich viele Frau-
en „für Berufe im unteren Einkommensbe-
reich“. Es sei nötig, junge Frauen darauf
hinzuweisen, dass die Berufswahl „das ent-
scheidende Kriterium“ für Verdienst und
Aufstiegsmöglichkeiten sei.
Diese Argumente trafen auf entschiedenen
Widerspruch bei den Oppositionsfraktio-

nen. Deutschland sei beim Lohnunter-
schied zwischen Frauen und Männern „eu-
ropaweit Schlusslicht“, unterstrich der
SPD-Fraktionsvorsitzende Frank-Walter
Steinmeier. Die Einkommensunterschiede
seien kein individuelles Problem, vielmehr
würden Frauen systematisch benachteiligt.

Die Bundesregierung kenne diese Diagno-
se und die nötigen Rezepte, sie handle aber
nicht. Das „Betreuungsgeld, das mehr Pro-
bleme schafft als beseitigt“, sei die „zyni-
sche Antwort“ an die Frauen, die arbeiten
müssten und verzweifelt nach Kitaplätzen
suchten.

Auch Diana Golze, Familienpolitikerin der
Linksfraktion, sagte, mit der Schuldzuwei-
sung an die Frauen stehle sich die Politik
aus der Verantwortung. Es gehe um „gesell-
schaftliche Ungerechtigkeiten“. Sie halte es
für bezeichnend, dass das Thema Erzieher-
Bezahlung erst auf den Tisch gekommen

sei, als mehr Männer für den Beruf gewon-
nen werden sollten. Die Koalition solle an-
gesichts der Ablehnung von Frauenquoten,
dem Festhalten am Ehegattensplittung und
der Einführung des Betreuungsgelds gar
nicht erst „so tun, als ob die Gleichstellung
der Geschlechter“ ihr Anliegen sei.

Für die Bündnisgrünen forderte Katrin Gö-
ring-Eckardt die Koalition zum Handeln
auf. Der Terminus „freiwillige Verpflich-
tung“, der in all ihren Anträgen zum The-
ma auftauche, sei „ein Codewort für Abwar-
ten und Nichtstun“. Verbindliche Regelun-
gen zur Überprüfung und Durchsetzung
von Entgeltgleichheit seien nötig. Es wäre
allerdings „absurd“, von der schwarz-gel-
ben Regierung zu erwarten, sie werde die Si-
tuation von Frauen zu deren Wohl ändern.

Aktionstag Einen Tag vor der Debatte im
Bundestag hatten die Parteien ihre Positio-
nen bereits anlässlich des „Equal Pay Day“
demonstriert. Dieser internationale Akti-
onstag für die Entgeltgleichheit zwischen
Männern und Frauen wird auf Initiative der
Business and Professional Women (BPW)
Germany seit 2008 in Deutschland durch-
geführt. Vom 1. Januar 2012 bis zum 
21. März 2013, so haben die Veranstalter
ausgerechnet, müssten Frauen in Deutsch-
land arbeiten, um den gleichen Verdienst
zu erzielen, den ihre männlichen Kollegen
im Jahr 2012 erwirtschaftet haben. Nach
Angaben des Statistischen Bundesamtes
fielen weibliche Gehälter in Deutschland
im Jahr 2012 im Durchschnitt um 22 Pro-
zent geringer aus als die männlichen Ein-
künfte. Allerdings sind diese Zahlen um-
stritten: Die Einkommen werden vom Bun-
desamt unabhängig von der Position der
Beschäftigten, ihrer Ausbildung und 
der Branchenzugehörigkeit verglichen. 
Viele Wirtschaftsinstitute errechnen daher
einen geringeren Einkommensunter-
schied.                       Susanne Kailitz ❚

ENTGELTGLEICHEIT Koalition lehnt Initiativen von SPD und Grünen für Frauen ab

Das Kreuz mit dem Lohn 

Männliche und weibliche Angestellte einer Agentur
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DAS WILL ICH LESEN!

Anzeige

Der Bundestag hat vergangene Woche über
die Methoden der Berichterstattung über
Armut und Reichtum in Deutschland bera-
ten. Dem Plenum lag dazu ein Antrag der
Fraktion Die Linke vor (17/12709) vor. Da-
rin erhebt die Linke die Forderung, die Ver-
antwortung für die Erstellung eines Armuts-
und Reichtumsberichts von der Bundesre-
gierung auf den Deutschen Bundestag zu
übertragen. Weiter heißt es in dem Antrag:
„Der Deutsche Bundestag beruft zu Beginn
jeder neuen Legislaturperiode eine Kom-
mission aus unabhängiger Wissenschaft,
Gewerkschaften, Verbänden sowie Interes-
senvertretungen der von Armut und sozia-
ler Ausgrenzung betroffenen Personen ein,
um eine wissenschaftlich fundierte und kri-
tische Bestandsaufnahme der sozialen
Wirklichkeit in Deutschland zu erarbeiten.“ 

Politische Verantwortung Nach Ansicht
des FDP-Abgeordneten Pascal Kober kann
es nicht Aufgabe einer aus Wissenschaftlern
bestehenden Kommission sein, politische
Handlungsanweisungen zu formulieren.
„Dies muss weiterhin Sache der Politik
sein“, ist Kober überzeugt. Auch für den
Grünen-Abgeordneten Markus Kurth ge-
hört der Armuts- und Reichtumsbericht in
die Zuständigkeit der Bundesregierung.
„Aus dieser Verantwortung sollte sie auch

nicht entlassen werden“, meinte Kurth. Aus
seiner Sicht handelt es sich bei dem Doku-
ment vor allem um einen sozialpolitischen
Rechenschaftsbericht. 
Der CSU-Abgeordnete Max Straubinger be-
tonte, dass die wissenschaftliche Basis für
den Armuts- und Reichtumsbericht voll-
ständig bekannt sei. „Mehr Transparenz ist
kaum möglich“, meinte Straubinger. Die
Einsetzung einer Kommission sei daher völ-
lig unbegründet. „Am Bericht haben doch
ganz überwiegend diejenigen mitgearbeitet,
die auch in eine vermeintlich unabhängige
Kommission berufen werden würden“, arg-
mentierte der Abgeordnete.
Die SPD-Abgeordnete Gabriele Lösekrug-
Möller ist da skeptischer: „Die Regierung
hat getrickst. Entscheidende und richtige
Feststellungen wurden gestrichen oder in
549 Seiten versteckt.“ Der an sich gelunge-
ne Bericht habe dadurch sehr gelitten und
sei weit unter seinen Möglichkeiten geblie-
ben. Der Abgeordnete der Linken, Matthias
W. Birkwald, unterstrich das Hauptziel des
Antrages seiner Fraktion: Es bedürfe einer
Kommission, die sich „ohne ideologische
Verschleierungsbrille“ der Armuts- und
Reichtumsberichterstattung annehme. 
Der Antrag wurde zur Beratung an den fe-
derführenden Ausschuss für Arbeit und So-
ziales überwiesen.                               tvw ❚

Korrekt oder geschönt?
SOZIALES Konflikt um den Armuts- und Reichtumsbericht

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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W
ann bekommt man
schon einmal eine
solche Chance, direkt
in das Herz unserer
Demokratie zu schau-
en?“, fragt Jasmin

Twardawo begeistert.  „Nicht so oft und ge-
nau deswegen bin ich hier!“
Mit ihrer Begeisterung war die 18-Jährige in
der vergangenen Woche nicht allein: Insge-
samt 30 Jungjournalisten aus ganz Deutsch-
land ging es ebenso, sie alle nahmen am
diesjährigen Jugendmedienworkshop des
Bundestages teil und erhielten hier  direkten
Einblick in das politische und mediale Ge-
schehen der Hauptstadt.
Konkret bedeutete das für die jugendlichen
Teilnehmer ein Besuch im Bundestag, Dis-
kussionen mit Abgeordneten, der Besuch ei-
ner Plenardebatte, Hospitationen bei
Hauptstadtredaktionen und Pressestellen
sowie eigene journalistische Recherchen.    

Dieses Jahr feierte der Workshop bereits sein
zehnjähriges Jubiläum, 2003 hatte ihn die
damalige Bundestagsvizepräsidentin Susan-
ne Kastner (SPD) initiiert. In Kooperation
mit der Bundeszentrale für politische Bil-
dung und der deutschen Jugendpresse lädt
der Bundestag seitdem jedes Jahr nach Ber-
lin ein, wobei jeder Workshop unter einem
eigenen Themenschwerpunkt steht. Dieses
Jahr war es der Demografische Wandel.
„Wohin wollen wir gehen? Irrgarten Demo-
grafie – Gesucht: Lebenswege 3.0“, lautete
der Titel der Veranstaltung.  

Politische Bildung „Diese Woche haben sie
die Möglichkeit, so viel über den Parlamen-
tarismus zu erfahren, wie möglich“, sagte
Bundestagsvizepräsident Eduard Oswald
(CSU), Schirmherr des Projekts, zur Begrü-
ßung. Der Workshop solle Anstoß  dafür
sein, sich auf die Politik einzulassen. „Un-
sere Demokratie ist hochspannend, aber sie

muss immer wieder genau erklärt werden“,
betonte Oswald. 
Besondere Bedeutung wies Oswald der Ver-
bindung von Politik und Medien zu. „Jour-
nalisten und Politiker sind in gewisser Wei-
se aufeinander angewiesen“, erklärte Os-
wald den Jugendlichen. Der eine wolle die
Öffentlichkeit möglichst gut erreichen, der
andere habe ein Interesse daran, an Infor-
mationen zu kommen. „Dieses Spannungs-
feld zu verstehen, zu sehen, wie Politik
transportiert wird, was vor Ort geschieht
und dann tatsächlich beim Bürger an-
kommt, das ist eines der Ziele des Work-
shops“, sagte Oswald. 
Bei Tobias Koch, ebenfalls Teilnehmer des
Workshops, wurde dieses Ziel auf jeden Fall
erreicht: „Ich verstehe jetzt viel besser, wie
wichtig Medien für die Politik sind und wie-
viel Macht sie haben. Beide arbeiten viel
mehr miteinander als gegeneinander, das
war mir vorher nicht so klar.“

Neben der Politik setzen sich die Teilneh-
mer natürlich auch mit dem thematischen
Schwerpunkt des Workshops, dem demo-
grafischen Wandel, auseinander. Dabei
standen zwei Aspekte im Vordergrund, wie
Benedikt Meurer, Referent der Bundeszen-
trale für politische Bildung, erklärte: „Zum
einen wollten wir zeigen, wie die Medien
mit dem Thema umgehen und zum ande-
ren, wie die Politik auf den demografischen
Wandel reagiert.“ Das spiegelte sich auch im
Programm: Die Teilnehmer sprachen zum
Beispiel mit einem Wissenschaftsjournalis-
ten, der sich auf die Problematik der Demo-
grafie spezialisiert hat, und diskutierten mit
Parlamentariern aus sechs verschiedenen
Ausschüssen politische Antworten auf die
Herausforderungen, vor denen ein immer
älter werdendes Deutschland steht. Zudem
unternahmen die Jugendlichen mehrere Re-
cherchestreifzüge, auf denen sie unter ande-
rem eine Ausstellung zum Thema „Zukunft
leben“ und ein Mehrgenerationenhaus be-
suchten.  

Journalistische Übung Doch die Jugendli-
chen waren natürlich auch nach Berlin ge-
kommen, um journalistisch zu arbeiten, zu
recherchieren und zu schreiben. Deshalb er-
stellten sie zusammen mit der Jugendprese
Deutschland eine Abschlusszeitung über
den Workshop. Zwei Chefredakteure, zwei
Redaktionsleiter, ein Layouter und ein Foto-
graf standen den Teilnehmern zur Seite, re-
digierten Artikel und gaben journalistische
Tipps. „Die Chefredakteure haben mir zum
Beispiel erklärt, wie ich ein Interview führe“,
erzählt Jasmin Twardawo. „Dieses Wissen
konnte ich dann gleich anwenden und durf-
te ein Interview mit Bundestagsvizepräsi-
dent Oswald führen. Das ist mein Beitrag
zum Abschlussmagazin und der absolute
Höhepunkt der Woche.“  
Neben der eigenen journalistischen Tätig-
keit konnten sich die Teilnehmer auch mit
professionellen Journalisten austauschen.
So sprachen sie zum Beispiel mit dem Chef-
reporter für Politik der „Bild“-Zeitung, An-
dreas Thewalt.  Einen Tag lang erhielten sie
zudem Einblick in die Arbeit mehrerer Re-
daktionen und Pressestellen der Hauptstadt
und konnten einzelne Journalisten bei der
Arbeit begleiten. „Ich durfte mit auf eine
Pressekonferenz mit Rainer Brüderle, ein su-
per Erlebnis“, sagt Tobias Koch begeistert. 
Doch damit nicht genug. Für die Nach-
wuchsjournalisten stand noch der Besuch
zweier politischer Talkshows auf dem Pro-
gramm. So konnten sie auch hinter die Ku-
lissen einer live gesendenten Fernsehsen-
dung blicken.    

Offene Abgerdnete Für Reinhild Schor-
nack, Leiterin des Referats Veranstaltungs-
management des Bundestages, ist der Work-
shop insgesamt ein einzigartiges, sehr viel-
schichtiges Programm. Der Workshop hole
die Jugendlichen bei ihren Interessen ab
und verbinde diese mit dem Bundestag. Das
empfanden die Teilnehmer ähnlich. „Das
Programm ist richtig genial“, so die Mei-
nung von Tobias. Auch Jasmin war begeis-
tert: „Eine wirklich klasse Idee und unbe-
dingt empfehlenswert.“ Sehr beeindruckt
zeigten sich die Jugendlichen weiterhin von
der Offenheit und dem Interesse der Abge-
ordneten, mit denen sie sprachen. „Wir
schreiben jeden Abgeordneten an, falls ein
Teilnehmer aus ihrem Wahlkreis kommt
und oft nehmen sie sich trotz eines vollen
Terminkalenders Zeit für ein Treffen mit den
Jugendlichen“, erzählt Reinhild Schornack.  
Interessierte Jugendliche müssen sich mit
eigenen journalistischen Artikeln, Audio-
und Videobeiträgen oder Fotoarbeiten um
die Teilnahme bewerben. Aus den einge-
sandten Beiträgen wählt eine Jury der drei
beteiligten Institutionen dann die Teilneh-
mer aus. Julian Burgert ❚

In Sachen Auswärtiger Kultur- und Bildungs-
politik schwant der Opposition Böses. Das
vom Auswärtigen Amt vorgelegte neue Kon-
zept stellt aus Sicht von SPD, Linken und
Grünen einen Paradigmenwechsel dar und
orientiert sich allein daran, „was für Deutsch-
land einen direkten wirtschaftlichen Nutzen
hat“, wie Ulla Schmidt (SPD) während der
Debatte zu einer Großen Anfrage ihrer Frak-
tion (17/9839, 17/11981) am vergangenen
Donnerstag sagte. Bei der Koalition trifft das
auf Unverständnis. Es könne keine Rede da-
von sein, dass sich die Richtung in irgendei-
ner Weise negativ geändert habe, erklärte Pe-
ter Gauweiler (CSU), Vorsitzender des Unter-
ausschusses „Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik“. Wenn es denn einen
Paradigmenwechsel gegeben habe, so sagte
die Staatsministerin im Auswärtigen Amt,
Cornelia Pieper (FDP), „dann hin zum Bes-
seren“.
Aus Sicht von Ulla Schmidt wird jedoch
durch das Konzept die Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik auf eine „Cultural Di-
plomacy“ im Dienste deutscher Außenpoli-
tik reduziert. „Das Profil wird in Richtung
Durchsetzung politischer und wirtschaftli-
cher Interessen verändert“, sagte Schmidt.
Das sei ein gefährlicher Weg, da er die Glaub-
würdigkeit deutscher Außenpolitik zerstöre.
Die SPD-Politikerin kritisierte auch die „will-
kürlichen Kürzungen“, die bei den Goethe-
Instituten vorgenommen würden. Das gehe

an die Substanz der Institute, „die von Ihnen
doch immer als Visitenkarte Deutschlands in
der Welt gerühmt werden“, sagte Schmidt an
die Koalition gewandt. Die Goethe-Institute
dürften nicht am Ende nur noch „Deutsch-
schulen für Erwachsene“ sein.

Haar in der Suppe Sicherlich könne man
immer mehr Geld für die Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik fordern, sagte Ruprecht
Polenz (CDU), Vorsitzender des Auswärti-
gen Ausschusses. Doch betrage der Mittel-

aufwuchs in dem Bereich – verglichen mit
2006 – schon jetzt 43,3 Prozent. „Sie suchen
das Haar in der Suppe“, sagte er an die Op-
position gewandt. Tatsächlich müsse man
aber feststellen, „dass die Suppe schmack-
hafter ist als früher und auch mehr davon da
ist“. Unterstützend verwies sein Fraktions-
kollege Gauweiler auf eine Aussage des Prä-
sidenten des Goethe-Instituts, Klaus-Dieter
Lehmann, wonach das Jahr 2012 das erfolg-
reichste in der Geschichte des Institutes ge-
wesen sei. 

Stefan Liebich (Die Linke) übte gleichwohl
Kritik an der Planung, die Präsenz der Goe-
the-Institute nach Brennpunkten auszurich-
ten. „Das klingt gar nicht gut und ist es auch
nicht“, befand er. Den Eindruck, die Suppe
sei üppiger geworden, teile er nicht, sagte Lie-
bich. Vielmehr seien die Mittel für die Goe-
the-Institute seit Regierungsantritt von
Schwarz-Gelb stetig gekürzt worden. Folge
dieser Mittelkürzung sei unter anderem, dass
trotz einer im Jahre 1991 erfolgten Zusage
der Bundesregierung, in Namibia eine
Zweigstelle des Goethe-Institutes zu eröff-
nen, bis jetzt nichts passiert sei. Liebich kam
zu dem Schluss: „Das Auswärtige Amt verfügt
nicht über die erforderliche Kompetenz im
Kultur- und Bildungsbereich.“ 
Staatsministerin Pieper erinnerte an die
Zeiten der rot-grünen Bundesregierung, als
im Haushalt die Mittel für die Auswärtige
Kultur- und Bildungspolitik um fast 20
Prozent gekürzt und viele Goethe-Institute
geschlossen worden seien. Die derzeitigen
„enormen Aufwüchse“ seien hingegen ein
großer Erfolg der jetzigen Bundesregie-
rung. 
Claudia Roth (Grüne) lobte den Unteraus-
schuss Auswärtige Kultur- und Bildungspoli-
tik, in dem „parteilich, aber nicht parteipoli-
tisch“ gearbeitet werde. Die Abgeordneten
würden jedoch auf eine „Ignoranz der Exe-
kutive“ und einen „fast autistisch zu nennen-
den Kommunikationsstil“ der Außenamts-

führung treffen, kritisierte Roth. Insofern sei
es auch nicht verwunderlich, dass der Unter-
ausschuss nicht in die Erstellung des Konzep-
tes einbezogen worden sei. In diesem werde
deutlich, dass Kunst und Kultur nur noch
zum Beiwerk reiner Wirtschaftsförderung
würden, kritisierte die Grünen-Abgeordnete.
„Das ist dann die Entleerung Auswärtiger
Kultur- und Bildungspolitik“, sagte sie. 

Fokus Osteuropa Die Welt müsse so wahr-
genommen werden, wie sie ist, forderte hin-
gegen Patrick Kurth (FDP). „Es ist eben nicht
nur Schöngeisterei, die uns zusammen-
führt“, sagte er. Bilderausstellungen in Italien
oder Madrid seien durchaus wichtig. Sprach-
kurse in Minsk oder Moskau hätten aber
mindestens die gleiche Bedeutung. „Bildung
muss endlich wieder einen ordentlichen Stel-
lenwert im Ausland erhalten“, sagte er. Was
die Standorte der Goethe-Institute angeht, so
wolle man nicht irgendetwas wegnehmen,
sondern „offenkundige Schieflagen beseiti-
gen“, machte Kurth deutlich. „Daher kon-
zentrieren wir uns stärker auf Osteuropa“,
fügte er hinzu. Götz Hausding ❚

Minsk kommt – Madrid bleibt wichtig
KULTUR Die Opposition kritisiert die Neuausrichtung der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik. Die Koalition verweist auf deutlichen Aufwuchs seit 2006

Lebenswege 3.0
MEDIENWORKSHOP Nachwuchsjournalisten gewinnen
Einblicke in Politik und Journalismus der Hauptstadt

Im Goethe-Institut in Athen

Journalisten bei der Arbeit: Die Jugendlichen erstellen am Ende einer erlebnisreichen Woche ihre Abschlusszeitung  
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Hans-Ulrich Wehler:
Die neue
Umverteilung.
Soziale Ungleichheit
in Deutschland

Verlag C.H. Beck,
München 2013;
192 S., 14,95 €

Um den heißen Brei schreibt Hans-Ulrich
Wehler nicht: Die derzeitige deutsche Ge-
sellschaft ist eine Klassengesellschaft – und
zwar im Sinne von Max Weber. Sprich: Eine
ungleiche Verteilung wirtschaftlicher Macht
bedingt eine ungleiche Verteilung der Le-
benschancen. Daran könne auch der Ver-
such in den vergangenen Jahren, den als
„marxistisch verpönten Klassenbegriff“
durch Sprachkosmetik zu überschminken,
nichts ändern. Im Gegenteil: Die Kluft zwi-
schen Arm und Reich, die Konzentration der
Vermögen in den Händen weniger habe be-
denkliche Züge angenommen. Die Klassen-
gesellschaft offenbare sich aber nicht nur
bei den Vermögen, sondern auch bei der Ge-
sundheitsversorgung, den Bildungschancen,
auf dem Heiratsmarkt, den Wohnverhältnis-
sen, zwischen Mann und Frau, Jung und Alt,
Ost und West.
Für diese die von ihm konstatierte „exzessi-
ve Hierarchisierung“ der Gesellschaft
macht Wehler, einer der renommiertesten
deutschen Sozialhistoriker, unter anderem
den „Vodoo-Aberglaube“ an einen völlig
deregulierten und sich selbst steuernden
Markt verantwortlich. Die Vertreter dieser
Utopie, der selbst sozialdemokratische Par-
teien in Europa lange erlegen seien, hätten
eine anthropologische Konstante geflissent-
lich ignoriert: Kleine wie große menschliche
Verbände, egal ob Familien oder Nationen,
„können nur dann auf Dauer friedlich zu-
sammenleben, wenn sie sich einem alleseits
akzeptierten Satz von verbindlichen Nor-
men und instiututionellen Regelungen un-
terwerfen“. Für Wehler stellt sich angesichts
der beschriebenen Situation nicht weniger
als die Frage nach der Legitimation der deut-
schen Marktgesellschaft und Demokratie.
Diese habe bislang auf einer gerechten Ver-
teilung des Sozialprodukts beruht.
Neu sind die von Wehler beschriebenen Ver-
hältnisse nicht. Die Debatte über die größer
werdenden Unterschiede zwischen Arm und
Reich wird seit geraumer Zeit sehr hitzig ge-
führt. Sein Verdienst ist es, einen wissen-
schaftlichen Beitrag zur Versachlichung die-
ser Debatte geliefert zu haben. aw ❚

Franz Walter (Hg.):
Die neue Macht der
Bürger.
Was motiviert 
die Protest-
bewegungen?

Rowohlt Verlag,
Hamburg 2013;
346 S., 16,95 €

Wir leben im Zeitalter der europäischen
Misstrauensgesellschaften, in einer verfalle-
nen „Scheindemokratie“. Verantwortlich
gemacht für diese Entwicklung wird eine
abgehobene, inkompetente politische Klas-
se, die eine passive, schweigende Mehrheit
manipuliere. Die Aktivisten der Protestbe-
wegungen in Deutschland zeigen sich zu-
tiefst davon überzeugt, dass sie über weit
mehr Verstand verfügen als gewählte Parla-
mentarier und Regierende, die zu Karrieris-
ten und Postenjägern mutiert seien. Auch
Lobbyisten und die Medien werden als
Grundübel der Demokratie genannt, die ih-
ren Beitrag zur Deformation einer ursprüng-
lich guten Idee leisteten. Diese und ähnliche
Aussagen geben einen ersten Einblick in das
Stimmungsbild unter den Vertretern der Pro-
testkultur in Deutschland. Nachzulesen sind
sie in der empfehlenswerten Studie über
„Die neue Macht der Bürger“ des Instituts
für Demokratieforschung an der Universität
Göttingen.
Die Autoren analysierten Motivation und
Verlauf der Bürgerproteste: beispielsweise
gegen Stromtrassen, fehlende Studienplätze
oder Globalisierung und Finanzmärkte. Un-
ter den Aktivisten fanden sie Hausmänner,
Teilzeitangestellte, Freiberufler, Schüler, Stu-
dierende, Pastoren, Lehrer und „ganz beson-
ders Vorruheständler, Rentner und Pensionä-
re“. Sie alle hätten „entweder reichlich freie
Zeit oder doch das Privileg, über ihren Zeit-
haushalt vergleichsweise individuell und
autonom disponieren zu können“, lautet
der Befund. Und sie verfügten über hohe Bil-
dungsabschlüsse. Beeinflusst worden seien
sie durch die Studentenrevolten, die Bewe-
gungen gegen Atomenergie und Mittelstre-
ckenraketen oder die zahlreichen Bürgerini-
tiativen in den 1970er Jahren.
Dem zivilgesellschaftlichen Ungehorsam
spricht der Politologe Franz Walter ein ho-
hes Maß an Legitmität zu: „Ohne den miss-
trauischen Blick aufgeklärter und aufmerk-
samer Bürger würden sich politische und
ökonomische Macht verselbstständigen und
korrumpieren.“ Dies gelte auch für eine
starke parlamentarische Demokratie wie in
Deutschland. manu ❚

KURZ REZENSIERT Neue Geschäfte
für Kreative
im Internet
KULTUR Das Internet bietet für die Kultur-
und Kreativwirtschaft neue und lohnende
Vermarktungsmöglichkeiten. Dies war der
mehrheitliche Tenor eines öffentlichen Ex-
pertengesprächs des Kulturausschusses am
vergangenen Mittwoch. Die geladenen Ver-
treter der Sparten Film, Buch und Musik
stellten sich den Fragen der Abgeordneten
zu neuen Vertriebsmöglichkeiten und den
damit verbundenen Problemen.
Joachim Birr, Vizepräsident der Spitzenor-
ganisation der Filmwirtschaft (SPIO), zeig-
te sich überzeugt davon, dass Bezahlsysteme
im Internet neben den klassischen Einnah-
mequellen wie dem Kino, dem Verkauf von
digitalen Datenträgern und Fernsehrechten
für die Filmwirtschaft die Zukunft darstellt.
Die Entwicklung, wie sie etwa bei elektroni-
schen Büchern, den E-Books, zu beobach-
ten sei, werde auch für den Film zuneh-
mend an Bedeutung gewinnen. 

Schwarze Zahlen Für die Musikwirtschaft
zog Stefan Zilch, Managing Director des
Musikstream-Anbieters Spotify GmbH, eine
positive Bilanz. Im vergangenen Jahr habe
die Musikwirtschaft seit Einführung des
MP3-Formates erstmals wieder schwarze
Zahlen geschrieben. „Das Internet ist nicht
der Feind der Musikwirtschaft“, sagte Zilch.
Entgegen allen Befürchtungen, könne die
Musikwirtschaft eben auch in Zeiten von
Raubkopien und Internet-Piraterie sehr
wohl gewinnbringend arbeiten. So verfüge
die Plattform Spotify inzwischen 24 Millio-
nen Nutzer, die legal Musik im Internet hö-
ren und dafür auch zahlen. Rund 70 Pro-
zent der Umsätze würden von Spotify an die
Rechteinhaber überwiesen. 
Ganz ähnlich argumentierte Christian
Damke, Geschäftsführer der Firma Skoobe
GmbH, für den Markt für elektronische Bü-
cher. Seine Firma bietet gegen eine pauscha-
le Monatsrate (Flatrate) eine Online-Biblio-
thek an. Damke verwies darauf, dass die
Nutzer von Skoobe laut einer firmeneige-
nen Befragung zum einen mehr lesen und
auch seltener auf kostenlose Angebote oder
Raubkopien zurückgreifen würden. Zilch
bestätigte, dass die auch für den Musikbe-
reich gelte. Gerade bei Flatrate-Angeboten
würden die Nutzer letztlich mehr konsu-
mieren und damit den Markt vergrößern. 

Buchpreisbindung Problematischer be-
werteten der Schriftsteller Mario Giordano
und die Geschäftsführerin des Deutschen
Bibliothekenverbandes, Barbara Schleiha-
gen, die Entwicklung des elektronischen
Buchmarktes. Prinzipiell habe die digitale
Welt eine „Kostenlosphilosophie“ hervor-
gebracht, bemängelte Giordano. Zudem be-
fürchte er, dass der Handel mit E-Books die
Buchpreisbindung in Deutschland zu Fall
bringen könnte. Diese sei aber bislang ent-
scheidend für eine angemessene Vergütung
für Buchautoren gewesen. Er appellierte an
den Ausschuss, sich für eine Beibehaltung
der Buchpreisbindung auch für elektroni-
sche Bücher einzusetzen. 
Schwierigkeiten sieht Schleihagen auf kom-
munale Bibliotheken zukommen. Bei klas-
sisch gedruckten Büchern könnten die Bi-
bliotheken bislang autonom darüber ent-
scheiden, welche Bücher in welchen Men-
gen für den eigenen Bestand angeschafft
werden. Da es sich bei E-Books jedoch nicht
um klassische Bücher sondern um eine Li-
zenz handle, würden nun die Verlage darü-
ber entscheiden, ob und für welche E-Books
eine solche Lizenz an die Bibliotheken er-
teilt werde, kritisierte Schleihagen. aw ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Wo viel Licht, da ist auch Schatten: Vertreter
verschiedener Menschenrechtsorganisatio-
nen haben vergangene Woche Stellung zum
zehnten Bericht der Bundesregierung über
ihre Menschenrechtspolitik (17/11250) be-
zogen. Die Tatsache, dass die Regierung mit
einem solchen umfassenden Bericht Rechen-
schaft ablegt, wurde von den Fachleuten im
Ausschuss für Menschenrechte und humani-
täre Hilfe einhellig begrüßt, gleichwohl for-
mulierten sie eine ganze Reihe von Kritik-
punkten.

Fehlende Anbindung Beate Rudolf, Direk-
torin des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte, sagte, dass dem Bericht die Anbin-
dung an Empfehlungen und kritische Nach-
fragen internationaler Gremien fehle. So fin-
de sich keine überzeugende Antwort auf die
Sorge des UN-Ausschusses gegen Folter, dass
die deutsche Nationale Stelle zur Verhütung
von Folter nicht ausreichend ausgestattet sei.
Diese sei im europäischen Vergleich „völlig
unterausgestattet“, sagte Rudolf. 

Auch Michael Krennerich vom Nürnberger
Menschenrechtszentrum befand, dass sich
die Bundesregierung schwer tue, Defizite klar
zu benennen: Die Haltung, Menschenrechte
als ressortübergreifende Querschnittmaß-
nahme zu begreifen, sei zu begrüßen. Jedoch
würden in der eigenen Politik, etwa bei Rüs-
tungsexporten, menschenrechtliche Krite-
rien zuweilen „nicht angemessen berücksich-
tigen“. Krennerich verwies darauf, dass
Deutschland einige einschlägige Abkommen
noch nicht ratifiziert habe, darunter das Zu-
satzprotokoll zum UN-Sozialpakt.
Daniel Legutke von der Deutschen Kom-
mission Justitia et Pax begrüßte, dass der Be-
richt sich nicht nur auf die Außenpolitik be-
ziehe, sondern zunehmend als „Orientie-
rung für die innenpolitischen Verhältnisse“
wahrgenommen werde. Er betonte, dass die
Bundesregierung  mit viel Energie für den
Schutz der Religions- und Gewissensfreiheit
eintrete. Beim Asylrecht sei es allerdings bis-
her augenscheinlich nicht gelungen, die
„Flüchtlingseigenschaft“ nicht nur auf-
grund von Verfolgung bei privater, sondern
auch bei öffentlicher Religionsausübung
zuzuerkennen.  
Heftige Kritik kam von Werner Hesse vom Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverband. Aus seiner
Sicht ist die Bundesregierung menschen-
rechtspolitisch weniger Akteur als „Getriebe-

ne“ verschiedener Urteile des Menschen-
rechtsgerichtshofs und des Bundesverfas-
sungsgerichts. So verweise der Menschen-
rechtsbericht beim Schutz vor Diskriminie-
rung wegen der sexuellen Orientierung auf
das Lebenspartnerschaftsgesetz. Das jüngste
Urteil des Bundesverfassungsgericht zur suk-
zessiven Adoption für gleichgeschlechtliche
Paare habe jedoch gezeigt, das es hier immer
noch Defizite gebe. 

Kohärenz Günter Burkhardt von Pro Asyl
nannte den Bericht teilweise „wortreich, um-
fangreich – aber inhaltsleer“, weil er keine
überzeugende Antworten auf konkrete Pro-
bleme gebe. Er verwies unter anderem auf
mehr als 100.000 Menschen mit ungesicher-
tem Aufenthaltsstatus in Deutschland, de-
nen der Familiennachzug teilweise verwehrt
werde.  Burkhardt forderte mehr „Kohärenz
in der Innen- und Außenpolitik“ und einen
„neuen Ansatz“ in der Flüchtlingspolitik: Es
reiche nicht, wie von Innenminister Hans-
Peter Friedrich (CSU) vergangene Woche an-
gekündigt, 5.000 syrische Flüchtlinge aufzu-
nehmen. Auf den Prüfstand gehörten bei-
spielsweise auch die immer noch bestehen-
den Rücknahme-Übereinkommen, die mit
den früheren Regimen in den Ländern des
„Arabischen Frühlings“ geschlossen worden
seien. ahe ❚

D
ie Idee ist inzwischen vom
Tisch. Um den Staatsbank-
rott in Zypern zu vermei-
den, sollten eigentlich
sämtliche Sparguthaben
bei den dortigen Banken

um 6,75 Prozent (bis 100.000 Euro) und 
9,9 Prozent (ab 100.000 Euro) gekürzt wer-
den. Mit den eingenommenen Geldern beab-
sichtigte die zypriotische Regierung jene Lü-
cke zu schließen, die sich zwischen dem Fi-
nanzbedarf des Mittel-
meerlandes in Höhe von
17 Milliarden Euro und
dem Betrag von zehn Mil-
liarden Euro, den die EU
bereit ist, als Rettungspa-
ket zur Verfügung zu stel-
len, ergibt. Doch nicht ein
einziger Abgeordneter des
zypriotischen Parlamen-
tes war bereit, diesen Vor-
schlag zu unterstützen. Vergangenen Freitag-
abend zeichnete sich im zypriotischen Parla-
ment ab, dass Bankguthaben über 100.000
Euro mit einer Abgabe von bis zu sieben Pro-
zent belastet werden, Kleinsparer aber nun-
mehr geschont werden sollen. 
Die ursprüngliche Androhung der Maßnah-
me auch für kleinere Guthaben aber hat Spa-
rer in ganz Europa verunsichert – das findet
zumindest die Opposition im Bundestag. Die
Verantwortung dafür trage die Bundesregie-
rung, wie SPD, Linke und Grüne in einer von
der Linksfraktion beantragten Aktuellen Stun-
de am vergangenen Donnerstag deutlich

machten. Von Union und FDP hieß es hinge-
gen, der Vorschlag, auch Kleinsparer für die
Krisenbewältigung heranzuziehen, stamme
von der Regierung Zyperns und nicht vom
deutscher Seite. Zugleich versicherten die Ko-
alitionsredner, dass die Spareinlagen der
Deutschen gesichert seien.
Von einer durch die Bundesregierung geschaf-
fenen „politischen Katastrophe“ sprach zu Be-
ginn der Debatte Linksfraktions-Chef Gregor
Gysi. Bundesfinanzminister Wolfgang Schäu-

ble (CDU)
habe gebil-
ligt, dass
auch von
G u t h a b e n
u n t e r
100.000 Euro
6,75 Prozent
eingezogen
werden sol-
len. Später

habe er erklärt, die Entscheidung habe an ei-
nem Wochenende gefällt werden müssen, da-
mit niemand zu früh davon erfahren konnte.
„Damit hat die Bundesregierung auch allen
Sparern in Deutschland gesagt: Es kann pas-
sieren, dass wir euch an einem Wochenende
sieben oder auch zehn Prozent von eurem
Sparguthaben abziehen“, sagte Gysi. Ledig-
lich dem zypriotischen Parlament sei es zu
verdanken, dass dieser „Präzedenzfall“ ver-
hindert wurde, ergänzte Gysis Fraktionskolle-
ge Andrej Hunko. 
„Das ist purer Populismus“, entgegnete Peter
Aumer (CSU). „Wir arbeiten daran, die Einla-

gen der Menschen in Europa zu sichern“, sag-
te er. Zugleich habe man dafür gesorgt, „dass
die Spareinlagen in Deutschland sicher sind,
wie es die Kanzlerin versprochen hat.“ Dass
die Zyprioten zur Bewältigung der Krise in ih-
rem Land herangezogen werden müssen,
würden auch Finanzpolitiker der Opposition
nicht bestreiten, sagte Aumer weiter. Die
Kanzlerin und der Finanzminister hätten ver-
antwortliche Politik gemacht und gezeigt, wie
wichtig es sei, die Solidarität in Europa hoch-
zuhalten und zugleich
auch einen Beitrag der Zy-
prioten einzufordern. Er
jedenfalls, so Aumer, hät-
te nicht gewusst, „wie ich
den Leuten in meinem
Wahlkreis erklären soll,
dass die Menschen in Zy-
pern nicht auch belastet
werden“.
Gerade in der Frage der
Spareinlagen sei Vertrauen sehr wichtig, sagte
Manfred Zöllmer (SPD). Das habe sich ge-
zeigt, als im Jahre 2008 Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) und Finanzminister Peer Stein-
brück (SPD) öffentlich erklärt hatten, dass die
Spareinlagen sicher sind. „Das Vorgehen war
erfolgreich. Der befürchtete Bank-Run ist aus-
geblieben“, sagte Zöllmer. Umso mehr müs-
se man nun von einem Tabubruch sprechen.
Durch die ursprünglich geplante Einbezie-
hung von Kleinsparern habe man das Vertrau-
ern nachhaltig geschädigt, urteilte Zöllmer.
Die Kanzlerin und ihr Finanzminister wollten
sich nun darauf zurückziehen, dass dies der

Vorschlag der zypriotischen Regierung gewe-
sen sei. Aber: „Schäuble hat den Vorschlag,
auch Zyperns Kleinsparer zu schröpfen, ak-
zeptiert“, betonte Zöllmer. Ohne seine Zu-
stimmung hätte es diesen „desaströsen Vor-
schlag“ nie gegeben. „Das nennt man politi-
sche Verantwortung“, sagte der SPD-Politiker.
Mit ihrem „dilettantischen Verhandeln“ habe
die Bundesregierung das Vertrauen der Sparer
in ganz Europa beschädigt. 
Zöllmers Fraktionskollege Carsten Schneider

bedauer te,
dass weder
der Finanz-
m i n i s t e r ,
noch die Ko-
alition sich
für den „Feh-
ler“ entschul-
digt hätten,
einen Angriff
auf die durch

EU-Recht geschützten Einlagen unter 100.000
Euro gebilligt zu haben. Der ebenfalls an der
Entscheidung beteiligte Euro-Gruppenchef
Jeroen Dijsselbloem habe dies getan. 
Volker Wissing (FDP) warf der Opposition
vor, „Nebelkerzen zu zünden und Geschich-
ten zu erfinden“. Auf diesem Wege werde ver-
sucht, Vertrauen zu zerstören, sagte er. Zu-
gleich machte Wissing deutlich, dass die Ein-
lagensicherung in Deutschland „selbstver-
ständlich voll gewährleistet ist“. Bis zu
100.000 Euro seien dadurch abgesichert. Mit
Blick auf Zypern sagte Wissing, die dortige Re-
gierung habe den Vorschlag gemacht, die sie-

ben Milliarden Euro durch selbst festzulegen-
de Steuern beizutragen „Dagegen kann nie-
mand etwas haben“, fügte er hinzu. Nun
stünden die Hilfszahlungen in Frage. „Zypern
ist am Zug“, sagte Wissing.
Auch in Deutschland herrsche Unsicherheit,
sagte Gerhard Schick (Bündnis 90/Die Grü-
nen). Das werde schon durch die Tatsache do-
kumentiert, dass sich die Bundesregierung ge-
nötigt gesehen habe, öffentlich deutlich zu
machen, dass die Spareinlagen sicher sind. Es
sei zwar richtig, dass der Vorschlag, die Klein-
sparer in Zypern zu beteiligen, nicht von der
Bundesregierung kam. Doch habe der Bun-
desfinanzminister in der entscheidenden
Runde mit am Tisch gesessen, betonte der
Grünen-Finanzexperte. Schick verwies zudem
auf die Aussage eines Europaabgeordneten
der Union, der es rätselhaft genannt habe,
dass einzelne Finanzminister den Beschluss
nicht blockiert haben. „Aus dieser Verantwor-
tung kommen Sie nicht heraus“, sagte Schick
in die Bundesregierung gewandt. 
Bettina Kudla (CDU) machte hingegen die
Opposition und insbesondere die Linksfrak-
tion für die Verunsicherung verantwortlich.
„Sie verbreiten Falschaussagen und verunsi-
chern die Menschen bewusst“, sagte Kudla.
Für den Haushaltsexperten der Union, Nor-
bert Barthle, ist das Vorhaben der zyprioti-
schen Regierung mit den Plänen der Opposi-
tion in Deutschland für eine Vermögenssteu-
er zu vergleichen. „Das ist nichts anderes als
ein Zugriff auf die Sparguthaben von Men-
schen, die Vermögen in einer Bank liegen ha-
ben“, sagte er. Götz Hausding ❚

EUROPA Die Kleinsparer-Abgabe für Zypern ist zwar vom Tisch. Doch die Opposition spricht vom »Tabubruch«

Flüchtiges Vertrauen

Zwischenbilanz
einer Fusion
ENTWICKLUNG I Die Transformation der
Deutschen Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) ist auf einem sehr
guten Weg – das sagte die Vorstandsspreche-
rin der GIZ, Tanja Gönner, vergangene Wo-
che im Ausschuss für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung. Gönner
zog  vor den Abgeordneten eine Zwischen-
bilanz über den Stand der Zusammenle-
gung der drei Entwicklungshilfeorganisatio-
nen Deutsche Gesellschaft für Technische
Zusammenarbeit (GTZ), der Internationa-
len Weiterbildung und Entwicklung
gGmbH (InWEnt) und dem Deutschen Ent-
wicklungsdienst (DED) hin zur GIZ. Die
Zusammenlegung war im Januar 2011 for-
mal umgesetzt worden.
Gönner sagte, natürlich gebe es immer eine
Phase des Übergangs, aber die Integration
der unterschiedlichen Kulturen in den Häu-
sern und der verschiedenen Instrumente der
Entwicklungszusammenarbeit schreite gut
voran. Ein wichtiger Aspekt dabei sei die
Entwicklung eines neu formulierten Leitbil-
des und Unternehmenszwecks für die GIZ
gewesen. Dieses biete der GIZ neue Chance
auf Wachstum und ermögliche, die Erwar-
tungen der Politik zu erfüllen. Der Umbau
erlaube es der GIZ zudem, Anforderungen
von Partnern zu entsprechen, die vorher mit
den Einzelorganisationen nicht hätten um-
gesetzt werden können. Das Entwicklungs-
hilfeministerium (BMI) bleibe weiterhin
Hauptauftragsgeber der GIZ. jbb ❚

Fragile Staaten
im Fokus
ENTWICKLUNG II Die Grünen sind mit ih-
rem Anliegen gescheitert, Ländern mit fragi-
ler Staatlichkeit eine höhere Priorität in der
Entwicklungszusammenarbeit einzuräu-
men. Die Fraktionen von CDU/CSU, FDP
und Die Linke stimmten vergangenen Don-
nerstag gegen den Antrag (17/10791,
17/11961), dafür votierte die SPD-Fraktion.
Die Vorsitzende des Ausschusses für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung, Dagmar Wöhrl (CSU), argumentierte,
dass „eine global einheitliche Definition von
fragilen Staaten schwer zu finden ist“. Vor al-
lem berge eine solche Definition die Gefahr,
„dass der eine oder andere Staat, so wie Ma-
li jetzt, zu lange durch das Raster fällt“. 
Immer dann, wenn gewaltsame Konflikte
drohten oder bereits eskalierten, würden po-
litische und militärische Handlungsmöglich-
keiten abgewogen, betonte Stefan Rebmann
(SPD). Dies geschehe mit dem vorrangigen
Ziel, regionale und internationale Sicher-
heitsbedrohungen abzuwenden – so zuletzt
im Falle Malis. Fragile Staaten würden des-
wegen oftmals völlig verkürzt lediglich als Si-
cherheitsproblem wahrgenommen.
Joachim Günther (FDP) machte deutlich,
dass die Entwicklungszusammenarbeit mit
den hier diskutierten Ländern bereits im Fo-
kus stehe, etwa durch die Leitlinien für eine
kohärente Politik gegenüber fragilen Staaten
und durch den Ressortkreis sowie den Beirat
für „Zivile Krisenprävention“
Heike Hänsel (Die Linke) kritisierte, dass der
„fragile Staat“ Mali nun militärische Hilfe
und Ausbildung erhalte, die das Land und
die Region weiter „militarisieren“ würden.
Ute Koczy (Grüne) verwies auf den  Weltent-
wicklungsbericht der Weltbank, nach dem
bislang keiner der als fragil oder von Konflik-
ten betroffenen Staaten auch nur eines der
Millenniumsentwicklungsziele erreicht ha-
be. „Dort steht die Zeit still – viel zu oft wird
die Uhr sogar zurückgedreht.“              bob ❚

»Die Regierung hat
eine politische
Katastrophe 
angerichtet.«
Gregor Gysi (Die Linke)
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»Sie verbreiten
Falschaussagen
und verunsichern
die Menschen.«
Bettina Kudla (CDU)
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Rechenschaft mit Licht und Schatten  
MENSCHENRECHTE Experten nehmen Stellung zum Menschenrechtsbericht der Bundesregierung

Die Mitwirkungsrechte des Bundestages in
europäischen Angelegenheiten sollen ge-
stärkt werden. Dazu haben die fünf Fraktio-
nen einen gemeinsamen Gesetzentwurf
„über die Zusammenarbeit von Bundesre-
gierung und Deutschem Bundestag in An-
gelegenheiten der Europäischen Union
(EUZBBG)“ (17/12816) vorgelegt, der bei
der ersten Lesung am vergangenen Freitag
viel Zuspruch erfuhr. Hintergrund des Ent-
wurfes ist ein Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts. Danach hat die Bundesregierung
im Rahmen der Verhandlungen über den
dauerhaften Europäischen Rettungsschirm
ESM ihre Informationspflichten gegenüber
dem Parlament verletzt. Gegen dieses Regie-
rungsvorgehen hatten die Grünen geklagt
und auch Recht bekommen. 
Der Grünen-Abgeordnete Manuel Sarrazin
ließ es sich daher auch nicht nehmen, da-
rauf während der Debatte hinzuweisen.
„Wer hat geklagt? Die Grünen waren es“,
sagte er in Anlehnung an eine bekannte
Werbekampagne. Zugleich machte Sarrazin
deutlich, dass mit mehr Rechten für das Par-
lament auch mehr Pflichten einhergingen.
Dies müsse dazu führen, dass sich das Par-
lament früher und konstruktiver in europäi-
schen Angelegenheiten zu Wort meldet, da-
mit die Bundesregierung dies in ihren Ver-
handlungen einbringen kann. 

Es habe leider erst diese „Ohrfeige aus Karls-
ruhe gebraucht“, bevor das Parlament sich
auf seine Rechte besonnen habe, bemängel-
te Alexander Ulrich (Die Linke). Insofern
könne von einer Sternstunde des Parlaments
nicht die Rede sein. Ulrich machte deutlich,
dass seine Fraktion auch gern weitergehende
Regelungen gesehen hätte. Gleichwohl ver-
bessere man auch so den Status quo. 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts sei
eine Ohrfeige an die Regierung gewesen, be-
fand Axel Schäfer (SPD). Diese habe dem
Parlament weismachen wollen, „der ESM sei
keine wichtige europäische Angelegenheit“.
Künftig sollte das Parlament aber stark ge-
nug sein, auch ohne ein Gerichtsurteil aus-
zukommen, „und zwar egal in welcher Kon-
stellation wir uns befinden“. 
Das Gesetz sei nötig geworden, weil sich
zahlreiche der schon vorhandenen Mitwir-
kungsmöglichkeiten als „relativ stumpfe
Schwerter“ erwiesen hätten, sagte Stefan
Ruppert (FDP). Das neue EUZBBG sehe ei-
ne genau richtig gewählte Teilung von Kon-
trolle, Legitimation und Ermächtigung vor.
Ruppert warnte jedoch davor, die Schrauben
zu überdrehen. „Es gibt Bereiche exekutiven
Handelns, die durchaus auch allein von der
Exekutive wahrgenommen werden müs-
sen“, sagte er. 
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts
folge dem Leitsatz: Je mehr Kompetenzen an
die EU abgegeben werden, desto mehr Kon-
trollrechte müssten die Parlamente erhalten,
sagte Bernhard Kaster (CDU). Das Gesetz
wahre die Balance zwischen parlamentari-
scher Kontrolle und der Handlungsfähigkeit
der Exekutive, urteilte er und machte deut-
lich: „Wir schaffen damit mehr Transparenz
und demokratische Legitimation.“      hau ❚Europaflagge auf dem Reichstagsgebäude

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Mehr Mitsprache der Abgeordneten
EU Fraktionen wollen die Mitwirkung bei europäischen Angelegenheiten stärken
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Auch griechische Kunden von zypriotischen Banken standen vergangene Woche vor verschlossenen Toren.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Lässt sich der Politische Islam mit Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit in Einklang
bringen? Abschließende Antworten auf die-
se Frage wollten Islam- und Kulturwissen-
schaftler und Vertreter von politischen Stif-
tungen vergangene Woche im Auswärtigen
Ausschusse nicht geben. In einer Anhörung,
die der Entwicklung des Politischen Islam
in den Ländern des Nahen Ostens und
Nordafrikas  gewidmet war, stand vor allem
die Frage im Mittelpunkt, ob und auf wel-
che Weise die islamisch geprägten Staaten
der Region demokratische Verhältnisse und
Rechtsstaatlichkeit anstreben und welche
Rolle dabei islamistische Kräfte einnehmen. 
In einem Punkt bestand Einigkeit unter den
fünf Sachverständigen: Islamisten wie die
Muslimbrüder waren nicht die treibenden
Kraft hinter dem „Arabischen Frühling“ -
aber in vielen Ländern wie in Tunesien und
Ägypten sind sie in demokratischen Wahlen
zum entscheidenden Akteur, zum „Gewin-
ner“ der Umwälzungen geworden. 

Unterschätzte Muslimbrüder Der Sach-
verständige Thomas Birringer (Konrad-
Adenauer-Stiftung) unterstrich, dass das Er-
starken des Politischen Islams keine neue
Entwicklung, sondern durch die Umbrüche
in der arabischen Welt erst richtig sichtbar
geworden sei. Kräfte wie die Muslimbrüder
seien unterschätzt worden und zwar nicht
nur im Westen sondern auch von den säku-

laren Eliten in den Ländern selbst, sagte Bir-
ringer. Zu beobachten sei im Augenblick,
dass sie nach den Wahlerfolgen in Ländern
wie Ägypten und Tunesien zunächst nicht
eine islamistische Agenda verfolgten, son-
dern die Sicherung ihrer Macht. 
Birringer ging auch auf die Unterstützung
durch Katar und Saudi-Arabien ein: Wäh-
rend das kleine aber wohlhabende Katar
mit der Unterstützung der Muslimbrüder
vor allem macht- und regionalpolitische
Ambitionen hege, förderten verschiedene
Akteure in Saudi-Arabien vor allem aus re-
ligiösen Motiven Salafisten in den benach-
barten Ländern des „Arabischen Früh-
lings“. 
Michael Bröning von der Friedrich-Ebert-
Stiftung nannte mehrere Faktoren, die den
Erfolg der Muslimbrüder ausmachten: Sie
könnten sich glaubwürdig von den alten Re-
gimen abgrenzen und böten für weite Teile
der Bevölkerung eine überzeugende gesell-
schaftspolitische Alternative. Zudem hätten
sie durch ihr teils jahrzehntelanges soziales
Engagement breite Akzeptanz sowie einen
höheren Organisationsgrad als die Parteien
der politischen Konkurrenz. Bröning mach-
te deutlich, dass Islamisten weiterhin eine
wichtige Rolle spielen würden, sich aber zu-
gleich durch ihre Beteiligung an der Macht
der Richtungsstreit im islamistischen Lager
verschärfen werde – etwa zwischen Muslim-
brüdern und Salafisten. Kernfrage sei, ob

die „Staaten des Arabischen Frühlings isla-
mistisch, oder ob die Islamisten staatstra-
gend werden“, sagte Bröning. 

Streitpunkt Scharia Der Islamwissen-
schaftler Mathieu Guidère (Universität Tou-
louse) betonte, dass Islamisten erstmals ein
„muslimische Demokratie“, ein förmlich
demokratisches System auf Basis des Islams,
anstrebten. Dabei gebe es allerdings immer
wieder Reibungspunkte, die aus unter-

schiedlichen Wertvorstellungen resultieren:
So stoße man bei islamistischen Wahlsie-
gern häufig auf Unverständnis mit dem Ar-
gument, dass Demokratie nicht nur die
Macht der Mehrheit bedeute, sondern auch
die Achtung der Minderheitenrechte. Guidè-
re warb für deine differenzierte Betrachtung
der Scharia, die seit dem 13. Jahrhundert An-
wendung finde: Er warnte davor, das islami-
sche Rechtssystem auf drakonische Strafen
wie das Abhacken von Händen zu reduzie-

ren.  Zur Scharia gehörten neben dem Straf-
recht vor allem Kodizes zum Zivil- und Fa-
milienrecht und zum Wirtschaftsrecht. „Die
Scharia gab es immer“, und sie sei auch heu-
te in einem Drittel der islamischen Welt
Grundlage des Rechts, sagte Guidère. Ent-
scheidend sei die Form ihrer Auslegung und
Anwendung. 

Rückwärtsgewandte Utopie Die Islamwis-
senschaftlerin Gudrun Krämer (Freie Univer-
sität Berlin) sagte, dass die Anerkennung ei-
nes rechtsstaatlichen und demokratischen
Systems unter Islamisten zwar durchaus
wachse, ohne dass sich dies allerdings in ih-
rer bisherigen politischen Praxis niederschla-
ge. Muslimbrüder und Salafisten die gemein-
same Vorstellung eines Staates auf Basis des
Islam verbinden. Beide würden  einen „Tu-
gendstaat“ anstreben - mit seinen Möglich-
keiten, aber eben auch mit seinen repressi-
ven Gefahren, sagte Krämer. Während Mus-
limbrüder jedoch ein Bewusstsein dafür hät-
ten, dass  Rechtsnormen des 7. Jahrhunderts
nicht einfach auf die heutige Zeit übertragbar
seien, würden Salafisten einer genau solchen
„politischen Utopie“ anhängen.  Krämer ver-
wies zudem auf die „erstaunlich selten ange-
sprochenen“ wirtschaftspolitischen Vorstel-
lungen der Islamisten: Sowohl Salafisten als
auch moderate Muslimbrüder strebten auf
diesem Feld eine kapitalistische Ordnung
„mit sozialem Gewissen“ an. 

Dem widersprach die Politikwissenschaftle-
rin Hoda Salah (Freie Universität Berlin)
am Beispiel Ägyptens: Zwar sei der politi-
sche Islam eine „wertkonservative Ideolo-
gie“, aber wirtschaftspolitisch verfolge etwa
die „Freiheits- und Gerechtigkeitspartei“
von Ägyptens Präsident Mohammed Mursi
eine „neoliberale Politik“. Dies zeige sich
zum Beispiel darin, dass in der neuen ägyp-
tischen Verfassung Arbeitnehmerrechten
und Gewerkschaftsgründungen kein Platz
eingeräumt worden sei

Schwache Opposition Salah machte zu-
dem auf wachsende Spaltungen im islamis-
tischen Lager in Ägypten aufmerksam: „Die
salafistische Strömung innerhalb er Mus-
limbrüder hat jetzt die Macht“. Zwar verlö-
ren die Muslimbrüder an Rückhalt, den-
noch würden sie auf absehbare Zeit die Re-
gierung stellen, nicht zuletzt, weil sie mit
der „Freiheits- und Gerechtigkeitspartei“
die am besten organisierte politische Kraft
sei. „Die Stärke der Islamisten liegt auch an
der Schwäche der Opposition“, sagte Sa-
lah. Alexander Heinrich/Bernard Bode ❚

Die Früchte des Zorns 
AUSWÄRTIGES Islamisten sind bisher die Gewinner der arabischen Umbrüche. In einer Anhörung plädierten Experten für einen differenzierten Umgang mit den neuen politischen Akteuren

W
er dieser Tage mit Tu-
nesiern spricht, hört
viele Klagen.  Die
wirtschaftlichen Pro-
bleme scheinen heute
noch größer als unter

Diktator Zine el-Abidine Ben Ali. Viele aus-
ländische Firmen, die einst mit Steuervor-
teilen in das nordafrikanische Land gelockt
wurden,  haben ihre Fabriken nach Streiks
und Plünderungen geschlossen. Der Touris-
mus steckt in der Krise. Salafisten zerstören
heilige Stätten, die nicht ihren religiösen
Vorstellungen entsprechen. Das Verhältnis
zwischen der islamistischen Ennahda-Be-
wegung und den liberalen Parteien ist von
Misstrauen geprägt. Daran ändert auch die
Tatsache nichts, dass sich Islamisten, Sozi-
aldemokraten und Mitte-Links-Parteien in
einer Übergangsregierung zusammenge-
rauft haben. 
Nach der Ermordung des populären Oppo-
sitionellen Chokri Belaid im Februar kam es
zu Massenprotesten, die an den Beginn der
„Jasminrevolution“ vor mehr als zwei Jah-
ren erinnerten. Die Weggefährten von Be-
laid gaben den Islamisten die Schuld an sei-
nem Tod. Der islamistische Regierungschef
Hamadi Jebali kündigte daraufhin die
Gründung einer Technokraten-Regierung
an. Als das misslang, warf er das Handtuch.
Auch sein Nachfolger Ali Larajedh gehört
der Ennahda an. 
Viel Gesprächsstoff also für Tunesiens Prä-
sident Moncef Marzouki, der in der vergan-
genen Woche bei seinem Berlin-Besuch
auch mit Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) zusammentraf. Beide wa-
ren sich bei ihrem Gespräch  einig, dass ein
Erfolg des tunesischen Transformationspro-
zesses auch auf andere Staaten in der Regi-
on ausstrahlen würde. Marzouki verwies
zugleich auf die Gefahren während des
Übergangs zur Demokratie: Hauptziel des
Reformprozesses sei es, eine neue Diktatur
in Tunesien abzuwenden.
Auf den ersten Blick gibt es Parallelen zwi-
schen den Problemen der Tunesier, die An-
fang 2011 den Auftakt für die Revolutionen
des „Arabischen Frühlings“ gegeben hat-
ten, und den Schwierigkeiten, mit denen
sich auch Ägypten herumschlägt. Doch die
Tunesier klagen eindeutig auf höherem Ni-
veau. Zwar gingen nach dem Attentat auf
Belaid Schockwellen durch das Land.
Doch bei den Ägyptern, die sich im Janu-
ar 2011 gegen ihren Langzeitherrscher Hus-
ni Mubarak erhoben hatten, sieht es noch
wesentlich düsterer aus. Das liegt unter an-
derem auch an dem im Vergleich zu Tune-
sien niedrigeren Bildungsniveau in Ägyp-
ten.

Einflussreiche Islamisten Während die
Ennahda-Partei in Tunis bei wichtigen Ent-
scheidungen Kompromisse mit den säkula-
ren Kräften schließen muss, regieren die
Muslimbrüder in Kairo derzeit mit fast un-
eingeschränkter Macht. Lediglich die Justiz
weist die Regierenden von der „Freiheits-
und Gerechtigkeitspartei“  gelegentlich in
die Schranken. Protestaktionen von Revolu-
tionsgruppen und liberalen Parteien enden
immer wieder in blutigen Straßenschlach-
ten, bei denen Tote zu beklagen sind. Eines
haben die beiden Umbruchländer gemein:
Sowohl in Ägypten als auch in Tunesien
profitieren die Islamisten von der Zersplit-
terung und den organisatorischen Schwä-
chen der säkularen Parteien.
Enttäuscht sind die säkularen Kräfte in Tu-
nesien nicht nur von den machtbewussten
Islamisten, denen sie undemokratische
Praktiken und Vetternwirtschaft vorwerfen,
sondern auch von Präsident Marzouki. Der
Menschenrechtler gilt zwar als einer der ih-
ren. Viele Gegner der Islamisten werfen ihm
jedoch vor, er habe sich beim Versuch, die
islamistische Ennahda durch Einbindung in

die Regierung zu zähmen, von dieser ent-
machten lassen. 
Der ursprünglich geplante Termin für eine
neue tunesische Verfassung verstrich im
Oktober 2012, ohne dass sich die Vertreter
der rivalisierenden politischen Lager auf
einen Text einigen konnten. Jetzt gibt es ei-
nen neuen Zeitplan: Ende April soll die
Verfassung vorliegen. Die Parlamentswahl
soll spätestens im Dezember stattfinden.
Zu den strittigsten Fragen im Verfassungs-
prozess gehört – ähnlich wie im vergange-
nen Jahr in Ägypten – die Frage, welche
Rolle die Scharia, die islamische Rechts-
ordnung, und die Geistlichen im Gesetzge-
bungsprozess spielen sollen. Hier mussten

die Islamisten angesichts massiver Ableh-
nung der anderen Parteien Abstriche ma-
chen. Doch ob Ennahda-Chef Rachid el
Ghannouchi, der auch ohne öffentliches
Amt als einer der mächtigsten Akteure in
Tunesien gilt, in dieser Frage nicht viel-
leicht doch auf eine zweite Runde hofft,
bleibt offen. 

Radikale Salafisten Befürchtet wird auch,
dass die moderaten Islamisten von Ennah-
da eines Tages die radikalen Salafisten als
Trumpfkarte aus dem Ärmel schütteln. Ein
Teil der Salafisten-Bewegung, die bisher
nicht an Wahlen teilgenommen hat, berei-
tet sich auf die Parlamentswahl vor und or-

ganisiert sich parteipolitisch. Bislang hat
die aus der Muslimbruderschaft hervorge-
gangene Ennahda-Bewegung die aggressi-
ven Salafisten benutzt, um sich selbst in
Abgrenzung zu den langbärtigen Radika-
len als moderate Partei zu profilieren.
Auch in der Frage, welches politische Sy-
stem Tunesien für die Zukunft wählen soll,
gab es große Meinungsverschiedenheiten.
Die Islamisten, die sich wohl bei einer Di-
rektwahl des Präsidenten keine guten
Chancen ausrechnen, befürworteten eine
parlamentarisches Demokratie. Die libera-
len Parteien trommelten für ein Präsidial-
system. Am Ende der Verhandlungen wird
es wohl auf eine Mischform hinauslaufen.

Lautstarke Kritik und wiederkehrende Stra-
ßenproteste bedeuten nicht, dass die ehe-
maligen Machthaber Ben Ali oder Muba-
rak in ihren Heimatländern vermisst wer-
den. Der Vorwurf, die Zustände seien so
unhaltbar wie unter den alten Regimen,
gilt in  Tunesien wie in Ägypten zu den
schlimmsten Beschimpfungen der Oppo-
sition für die aktuellen Regierungen.
Schließlich waren es auch Muslimbrüder,
die in den alten Regimen Repression und
Verfolgungen ausgegesetzt waren. 
Die Ratschläge, die Tunesiens Führung
heute von westlichen Besuchern erhält, äh-
neln dem, was sich der ägyptische Präsi-
dent Mohammed Mursi von Seiten
Europas und der USA anhören muss: Oh-
ne die Zusammenarbeit mit den liberalen
Kräften gibt es keinen politischen Frieden
und keine Investitionen. Anders als im Fal-
le Tunesien könnte das in Ägypten auch
bedeuten, dass die dringend benötigten
Gelder aus Europa und den USA nicht flie-
ßen. Über einen von Ägypten angefragten
IWF-Kredit in Höhe von über 4,8 Milliar-
den US-Dollar ist noch nicht entschieden.
Zwar hat die US-Regierung kürzlich be-
tont, dieser Kredit werde nicht nach politi-
schen, sondern ökonomischen Kriterien
vergeben. Die Muslimbrüder tun sich mit
den dann anstehenden wirtschaftlichen
Reformauflagen schwer: Die Wahrschein-
lichkeit, dass der Abbau von Subventionen
für Lebensmittel und Energie eine neue
Welle von Protesten nach sich ziehen wür-
de, ist groß.

Enthemmte Polizisten Inzwischen däm-
mert auch den Optimisten, die Ägypten
im Februar 2011 als Modell für andere ara-
bische Umbruchstaaten empfohlen hat-
ten, dass die schon im Anfangsstadium
abgewürgte ägyptische Revolution viel-
leicht doch eher als Beispiel dafür herhal-
ten kann, wie man es besser nicht machen
sollte. Vor allem das Verhalten die ägypti-
sche Polizei scheint oftmals vollkommen
aus dem Ruder zu laufen. Einerseits wen-
det sie vielerorts noch die gleichen bruta-
len Methoden an wie einst unter Mubarak.
Andererseits greift sie oft da nicht ein, wo
es nottut. In einigen Regionen auf der Si-
nai-Halbinsel im Norden Ägyptens ist die
Polizei seit 2011 gar nicht mehr präsent.
Die Zahl der Entführungen und Eigen-
tumsdelikte hat dramatisch zugenom-
men. Bei Demonstrationen greifen die
Polizisten häufig schnell zum Mittel der
Gewalt. Andernorts sehen sie jedoch ta-
tenlos zu, wie Islamisten einerseits De-
monstranten der Oppositionsbewegung
auf offener Straße misshandeln oder an-
dererseits Oppositionelle die Büros der
Muslimbruderschaft verwüsten. In den
vergangenen Wochen verschwanden in
Ägypten mehrere junge Aktivisten, die
hinterher tot aufgefunden wurden. In
mindestens einem Fall besteht kaum
Zweifel, dass der Verschwundene in Poli-
zeigewahrsam schwer gefoltert wurde.
So schließt sich der Kreis. Denn in Ägypten
war es der Fall des jungen Bloggers Chalid
Said aus Alexandria, der im Juni 2010 das
Feuer zum Glimmen brachte und an dem
sich schließlich ein halbes Jahr später die
Funken der Revolte entzündet hatten. Said
war von korrupten Polizisten, denen er auf
die Schliche gekommen war, zu Tode geprü-
gelt worden. Auch der Tod des Tunesiers Mo-
hamed Bouazizi ist kein Einzelschicksal ge-
blieben: Mehrere junge Männer folgten in
den vergangenen zwei Jahren dem Beispiel
Bouazizis, der durch seine Selbstverbren-
nung als Protest gegen Behördenwillkür zur
Symbolfigur der tunesischen Revolution ge-
worden war.   Anne-Béatrice Clasmann / ahe ❚

Anne-Béatrice Clasmann ist dpa-Korrespon-
dentin für die arabische Welt.

Aufbruch ins  
Ungewisse
NORDAFRIKA Mehr als zwei Jahre nach

Beginn des »Arabischen Frühlings« 
bleibt die Lage in Tunesien 
und Ägypten angespannt
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Ägyptens Präsident Mohammed Mursi (Mitte) vor Anhängern in Kairo

Junge Frauen folgen Anfang März einem Demonstrationsaufruf der tunesischen Gewerkschaft UGTT gegen den Regierungskurs.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a/
ab

ac
a

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Ausgangspunkte der Protestbewegung des
„Arabischen Frühlings“ sind Tunesien und
kurz darauf Ägypten. Beide Länder sind
nach dem Sturz der Potentaten Zine al-Abi-
dine Ben Ali und Husni Mubarak vor mehr
als zwei Jahren nicht zur Ruhe gekommen.

17. Dezember 2010 Der Gemüsehändler
Mohamed Bouazizi verbrennt sich aus Ver-
zweiflung über Behördenwillkür selbst. Em-
pörung bricht sich Bahn, zwei Tage nach der
Verzweiflungstat fordern Tausende auf einer
Kundgebung Reformen und bilden den Keim
zur tunesischen „Jasminrevolution“ .

14. Januar 2011 Tunesiens Präsident Ben
Ali flieht nach 23 Jahren an der Macht ins
saudische Exil.

25. Januar 2011 Erster „Tag des Zorns“ in
Ägypten. Die Demonstrationen richten sich
gegen Armut, Arbeitslosigkeit, Korruption
und die 30-jährige Herrschaft von Präsident
Mubarak. Sie münden in wochenlangen Mas-
senprotesten auf dem Tahrir-Platz in Kairo.

11. Februar 2011 Der Rücktritt Mubaraks
wird verkündet, der Militärrat übernimmt
die Macht.

23. Oktober 2011 Die unter Ben Ali als ex-
tremistisch verbotene Bewegung Ennahda
(Wiedergeburt) um Rachid el Ghannouchi
gewinnt die tunesischen Parlamentswahlen.
Die islamistische Partei erreicht 90 von 217
Sitzen in der verfassunggebenden Ver-
sammlung.

12./13. Dezember 2011 Moncef Marzou-
ki wird als erster demokratisch gewählter
Präsident Tunesiens vereidigt. Seine Mitte-
Links-Partei CPR (Kongress für die Republik)
war bei den Wahlen stärkste Kraft hinter En-
nahda, mit der sie sich verbündet hat.

23. Januar 2012 Konstituierende Sitzung
des neu gewählten ägyptischen Parlaments:
Die islamistische „Freiheits- und Gerechtig-
keitspartei“ kam bei der Wahl auf mehr als
45 Prozent, die salafistische „Partei des
Lichts“ auf knapp ein Viertel der Stimmen. Li-
berale Parteien und das Bündnis „Die Revo-
lution geht weiter“ sind die großen Verlierer.

14. September 2012 Bei einem Angriff
auf die US-Botschaft in Tunis kommen min-
destens vier Menschen ums Leben. Eine auf-
gebrachte  Menschenmenge hatte aus Pro-
test gegen ein privat in den USA gedrehtes
Schmähvideo über den Propheten Moham-
med die Botschaft attackiert.

16./17. Juni 2012 Bei der Stichwahl um
das Präsidentenamt in Ägypten setzt sich
der Muslimbruder Mohammed Mursi knapp
gegen den früheren Offizier und ehemaligen
Premier Ahmad Schafiq durch.

15./22. Dezember 2012 Vor dem Hinter-
grund schwerer Straßenproteste wird die
neue ägyptische Verfassung in einem Refe-
rendum angenommen.

6. Februar 2013 Unbekannte erschießen
in Tunesien den Anführer der  oppositionel-
len Bewegung der patriotischen Demokra-
ten, Chokri Belaid. In Tunis und anderen
Städten versammeln sich Tausende Men-
schen zu  Protestkundgebungen. Es kommt
zu Ausschreitungen. In der Folge tritt Pre-
mier Hamadi Jebali (Ennahda) zurück.
Nachfolger ist sein Parteifreund Ali Lara-
jedh. ahe/bpb/dpa ❚

CHRONIK
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Handelsabkommen mit Peru
und Kolumbien gebilligt
Die EU hat ein Handelsabkommen mit Ko-
lumbien und Peru geschlossen. Da die EU für
Teile des Abkommens keine Kompetenz be-
sitzt, werden neben der EU auch ihre Mit-
gliedstaaten Vertragspartner. Der Bundes-
tag stimmte am Donnerstag mit Mehrheit
der Koalition gegen die Stimmen der Oppo-
sition dem Gesetzentwurf zu dem Handels-
übereinkommen (17/12354, 1//12810,
17/12875) zu. „Vor dem Hintergrund der
fortschreitenden Globalisierung und der
sich intensivierenden Handelsströme zwi-
schen Europa und Lateinamerika hat es die
Europäische Union als ihre Aufgabe er-
kannt, die Chancen für die bestehende Kom-
plementarität der Wirtschaftsräume zu nut-
zen, um dadurch den Wohlstand der Länder
zu mehren, das Wachstum zu konsolidieren
und so die Lebensbedingungen der Men-
schen zu verbessern“, schrieb die Regierung
dazu. Ein Entschließungsantrag der SPD-
Fraktion (17/12877) wurde von der Koaliti-
onsmehrheit abgelehnt. hle ❚

Tourismuspolitische Ziele 
für die Zukunft
Die Erschließung neuer touristischer Märk-
te, eine Stärkung der einheimischen Desti-
nationen und der Ausbau des Tourismus mit
Schwellen- und Entwicklungsländern sind
die drei wichtigsten Arbeitsfelder für die Zu-
kunft. Das teilte der neugewählte Präsident
des Bundesverband der Deutschen Touris-
muswirtschaft (BTW), Michael Frenzel, am
Mittwoch den Mitgliedern des Tourismus-
ausschusses mit.Allgemein gehe es der Tou-
rismusbranche gut, sagte Frenzel.Allerdings
werde die Branche oft unterschätzt, immer-
hin arbeiteten sieben Prozent der Angestell-
ten in Deutschland in dem Wirtschafts-
zweig. Für die zukünftige Entwicklung be-
tonte Frenzel drei Arbeitsfelder. Die deut-
sche Tourismusbranche müsse neue Märkte
gewinnen, dazu zählten China und Russ-
land, aber auch die Türkei oder Südamerika.
Diese Länder böten noch neue Besucherpo-
tentiale. Die BTW will sich weiterhin für den
Tourismus in und mit Schwellen- und Ent-
wicklungsländern engagieren, beispielswei-
se in Nordafrika. Als dritten Punkt stellte
Frenzel den Tourismus innerhalb Deutsch-
land als Arbeitsfeld vor, das weiter gestärkt
und für die Zukunft gerüstet werden müsse.
jbb ❚

Neue Regelung beim
Messwesen geplant
Die Bundesregierung will das gesetzliche
Messwesen neu regeln und hat dazu einen
entsprechenden Gesetzentwurf (17/12727)
eingebracht, der am Donnerstag erstmals
beraten wurde. Damit soll eine neue durch-
gängige Systematik für das gesetzliche
Messwesen geschaffen werden, nachdem
Eichordnung und Eichgesetz durch nach-
trägliche Anpassungen an europäische Ent-
wicklungen unübersichtlich geworden sei-
en. Wie die Bundesregierung weiter
schreibt, bleibt die Eichung von Messgerä-
ten zum Beispiel für die Ermittlung des Ver-
brauchs von Elektrizität, Gas, Wasser oder
Wärme als hoheitlicher Akt erhalten, wird
allerdings eingeschränkt auf den bisher als
„Nacheichung“ bezeichneten Bereich. Die
Ersteichung wird abgeschafft. hle ❚

Grünen-Vorstoß zu 
Staatspleiten abgelehnt
Gegen das Votum der Opposition hat der
Bundestag am Donnerstag einen Antrag der
Grünen (17/8162) abgelehnt, in dem sich
die Fraktion für die Einführung eines trans-
parenten und unabhängigen Staateninsol-
venzverfahrens eingesetzt hatte. Er folgte
damit einer Empfehlung des Finanzaus-
schusses (17/10031). Ein solches Verfahren
sollte nach den Vorstellungen der Grünen
auf Antrag des Schuldnerlandes beginnen
und eine neutrale, unabhängige Instanz ha-
ben, die über Schuldentragfähigkeit und Le-
gitimität der Schulden entscheidet. hle ❚

Opposition warnt vor
Wasserprivatisierung
Anlässlich der Diskussion mehrerer EU-Vor-
lagen zur Wasserwirtschaft haben die Frak-
tionen von SPD, Linke und Grünen erneut
vor einer Privatisierung der Wasserversor-
gung gewarnt. In der öffentlichen Sitzung
des Umweltausschusses am Mittwoch
warnten Vertreter der Opposition vor der
Annahme,Wasser sei eine Handelsware und
forderten öffentliche Kontrolle der Wasser-
versorgung. Von den Koalitionsfraktionen
hieß es, durch die EU-Konzessionsrichtlinie
werde keine Kommune zur Privatisierung
der Wasserversorung gezwungen. hau ❚

KURZ NOTIERT

Kein kostenloser
Grundstrom für alle 
ENERGIE Linksfraktion scheitert mit Forderung nach Verbot von Sperren

Mit Romantik hat das nichts zu tun: Nach der Stromabschaltung wie hier bei einer Familie in Hannover gibt nur noch eine Kerze Licht.

Opposition setzt
auf Erdkabel
WIRTSCHAFT Bundesregierung und Koaliti-
onsfraktionen CDU/CSU und FDP haben
sehr kritisch auf einen Gesetzgebungsvor-
stoß des Bundesrates zum Vorrang der Erd-
verkabelung (17/11369) reagiert. In einer
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und
Technologie in der vergangenen Woche er-
klärte der Sprecher der Bundesregierung,
die Erdverkabelung solle wegen ihrer Nach-
teile eine Ausnahme bleiben. Zu den Nach-
teilen gehörten die um den Faktor 2,75 hö-
heren Kosten im Vergleich zu Freileitungen
sowie ökologische und technische Gründe. 
Auch nach Ansicht der CDU/CSU-Fraktion
kann die Erdverkabelung keine Alleinlö-
sung sein. In betroffenen Gemeinden gebe
es erhebliche Bedenken. Aus ökologischer
Sicht seien die bei der Erdverkabelung not-
wendigen erheblichen Eingriffe in die Natur
und der größere Flächenverbrauch gegen-
über Freileitungen zu bedenken. Die FDP-
Fraktion verwies auf die höheren Kosten,
die die Regierung auf den Faktor 2,75 im
Vergleich zu Freileitungen beziffert hatte. 
Die SPD-Fraktion setzte sich für Pilotpro-
jekte bei der Erdverkabelung ein, weil keine
Erfahrungen für unterirdische Leitungen im
Bereich 380 Kilovolt (kV) über größere Dis-
tanzen vorliegen würden. 
Linksfraktion und Grüne warfen der Regie-
rung vor, den Gesetzentwurf falsch auszule-
gen. Es gehe nicht um die Erdverkabelung
als Alleinlösung, sondern um die Präzisie-
rung der Vorrangstellung, argumentierte die
Linksfraktion. Bei den höheren Kosten müs-
se auch berücksichtigt werden, dass es bei
Freileitungen durch Verzögerungen auf-
grund von Bürgerprotesten zu Kostensteige-
rungen komme. Ein Sprecher der Grünen
wies darauf hin, im Gesetzentwurf des Bun-
desrates gehe es um Leitungen von 110 kV
und nicht 380 kV. Bei 110 kV sei die Erdver-
kabelung völlig problemlos. hle ❚

Mehr Wettbewerb
auf der Schiene
VERKEHR UND BAU Die Bundesregierung
will den Wettbewerb auf der Schiene stärken
und die Effizienz im Eisenbahnsektor stei-
gern. Dazu hat sie den Entwurf eines Geset-
zes zur Neuordnung der Regulierung im Ei-
senbahnbereich (17/12726) vorgelegt, der
am Donnerstag erstmals im Bundestag be-
raten wurde. Um dies zu erreichen, will die
Regierung die Entgelte für die Nutzung ei-
ner Eisenbahninfrastruktur regulieren, den
Zugang zur Eisenbahninfrastruktur verbes-
sern und die Befugnisse der Bundesnetz-
agentur stärken.
Im Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) so-
wie in der Eisenbahninfrastruktur-Benut-
zungsverordnung (EIBV) sind Vorschriften
über die Regulierung im Eisenbahnbereich
enthalten, heißt es im Gesetzentwurf. Im
Bereich des Zugangs seien die Vorschriften
grundsätzlich ausreichend, im Bereich der
Entgeltregulierung müssten die Vorschriften
grundlegend überarbeitet werden. Deshalb
sollen die relevanten Vorschriften nunmehr
in einem Gesetz, dem Eisenbahnregulie-
rungsgesetz, zusammengefasst und beson-
ders die Vorschriften zur Entgeltregulierung
auch weitgehend neu gestaltet werden. Mit
dem Gesetz werde die 1994 erfolgreich be-
gonnene Strukturreform der Eisenbahnen
weitergeführt, schreibt die Regierung. mik ❚

KfW-Aufsicht
neu geregelt 
FINANZEN Das Bundesfinanzministerium
soll im Benehmen mit dem Bundeswirt-
schaftsministerium in Zukunft per Rechts-
verordnung festlegen können, welche bank-
aufsichtsrechtlichen Vorschriften bei der
staatlichen Förderbank KfW anzuwenden
sind. In einem von den Koalitionsfraktio-
nen CDU/CSU und FDP eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über die Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (17/12815) heißt es, die KfW unterlie-
ge nicht dem Kreditwesengesetz, weil sie ein
besonderes Geschäftsmodell habe, einen
gesetzlich festgelegten staatlichen Auftrag
verfolge und daher grundsätzlich nicht mit
anderen Kreditinstituten vergleichbar sei.
Außerdem sei sie von der Vorschriften der
EU-Bankenrichtlinie ausgenommen. Zwar
halte die KfW bereits wesentliche Aufsichts-
vorschriften freiwillig ein, aber es gebe „ein
Bedürfnis, rechtsverbindlich und transpa-
rent festlegen zu können, welche banken-
aufsichtlichen Standards für die KfW ent-
sprechend gelten“. Dabei müsse auch die
besondere Rolle der KfW berücksichtigt
werden, schreiben die Fraktionen, deren
Entwurf vom Bundestag am Donnerstag an
die Ausschüsse überwiesen wurde. 
Ursprüngliche Überlegungen in der Koaliti-
on, Teile des KfW-Gewinns dem Haushalt
zuzuführen, waren wieder verworfen wor-
den. Der KfW-Vorstandsvorsitzende Ulrich
Schröder hatte im Wirtschaftsausschusses
seinen Widerstand gegen eine Ausschüttung
der Gewinne an die Eigentümer Bund und
Bundesländer bekräftigt. hle ❚

E
s ist ein Teufelskreis: Wenn
stark steigende Preise und Ar-
beitslosigkeit zusammenkom-
men, reicht das Familienbud-
get oft nicht mehr, um die
Stromrechnung zu bezahlen.

Die Energieversorger sind rigoros: Der
Strom wird abgeklemmt, Kühlschrank,
Herd, Licht und Fernseher funktionieren
nicht mehr. Nach Schätzungen der nord-
rhein-westfälischen Verbraucherzentrale
waren 2010 bundesweit 600.000 Haushalte
von Stromsperren betroffen. Im vergange-
nen Winter sei allein 200.000 Hartz-IV-
Empfängern der Strom abgedreht worden,
berichtete der Paritätische Wohlfahrtsver-
band. Strom selbst ist erheblich teurer ge-
worden: seit 2010 stiegen die
Tarifkosten für Privathaus-
halte um 70 Prozent. 

Starke Preiserhöhungen
Am Donnerstag kam das
Thema in den Bundestag,
wo auf Wunsch der Links-
fraktion über über die „so-
ziale Gestaltung der Energie-
wende“ debattiert wurde.
Auftaktrednerin Caren Lay
(Die Linke) stellte das Mil-
lionengehalt von Johannes
Teyssen, dem Chef des Energiekonzerns
EON, den Nöten von Geringverdienern ge-
genüber. Energisch forderte Lay: „Es muss
endlich etwas passieren, um den rasanten
Anstieg der Energiekosten, der Strom-, der
Heizungs- und der Gaskosten zu reduzie-
ren.“ Wobei sie klarmachte, dass sie damit
nicht den Vorschlag von Umweltminister
Peter Altmaier meinte, die EEG-Umlage auf
den Strompreis zu begrenzen und auch die
Erzeuger erneuerbarer Energie heranzuzie-
hen: „Sie sagen Strompreisbremse, und Sie
meinen Erneuerbare-Energien-Bremse.“
Die Linksfraktion fordert, das Abklemmen
vom Strom durch die Energieversorger we-
gen Zahlungsrückständen gesetzlich zu un-
tersagen. Unter Hinweis auf das gerade in
Berlin herrschende kalte Winterwetter ap-

pellierte Lay an die anderen Fraktionen:
„Folgen Sie dem Beispiel von Frankreich
und Belgien und lassen Sie uns diese Strom-
sperren verbieten – wenigstens im Winter!“
Darauf gingen die anderen Fraktionen aller-
dings nicht ein. Eine andere Forderung der
Linken, die Stromsteuer zu senken, machten
sich die SPD und die Grünen dagegen zu ei-
gen, wenn auch nicht im gleichen Umfang. 
Dem hielt Thomas Bareiß (CDU) entgegen,
die mögliche Entlastung der Verbraucher
durch eine Steuersenkung würde schon in
kurzer Zeit durch die Erhöhung der EEG-
Umlage wieder „aufgefressen“, falls das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz nicht geändert
würde. „Die Strukturen des EEG müssen an-
gepackt werden mit Markt und Wettbewerb,

dann werden wir auch die
Strompreise wieder in den
Griff kriegen“, sagte Bareiß.
Marktkonform sei es auch,
die Höhe der EEG-Umlage
für einige Jahre einzufrie-
ren. Die zuvor von Lay kriti-
sierte Befreiung energiein-
tensiver Unternehmen von
der EEG-Umlage verteidigte
Bareiß mit den Worten, die
Regierung sorge damit da-
für, „dass die Energiewende
nicht zum Arbeitsplatzkiller

wird, sondern im Gegenteil zum Arbeits-
platzschaffer“.
Sein Fraktionskollege Georg Nüßlein (CSU)
wandte sich mit einem sehr grundsätzli-
chem Argument gegen Forderungen aus der
Opposition, Geringverdiener gezielt zu ent-
lasten, beispielsweise durch Sozialtarife.
Auf der einen Seite würden in verschiede-
nen Zusammenhängen immer wieder Ver-
günstigungen für Geringverdiener geschaf-
fen oder gefordert, auf der anderen Seite
wolle man wegen der Wettbewerbsfähigkeit
die Kosten für Unternehmen begrenzen. Für
die Mittelschicht der Bevölkerung drohe da-
durch eine „Zangenbewegung, wo man die
ganz oben entlastet, wo man die ganz un-
ten entlastet, und die in der Mitte zahlen die
Zeche“.

Der sozialdemokratische Hauptredner Hu-
bertus Heil erklärte, seine Fraktion und die
SPD-regierten Länder seien bereit, bei der
Energiewende konstruktiv mitzumachen.
An den Vorschlägen von Altmaier zur
Strompreisbegrenzung ließ er aber kein gu-
tes Haar. Es sei „zweifelhaft, ob das die
Energiekosten bremst, aber es ist sicher,
dass es die Energiewende bremst“. Mei-
nungsverschiedenheiten innerhalb der
Bundesregierung kommentierte Heil mit
der Bemerkung: „Rösler, Altmaier, Rams-
auer – die drei von der Zankstelle.“ An Ba-
reiß gerichtet sagte er: „Wenn man in der Re-
gierungsverantwortung ist, dann darf man
nicht solche Reden halten, sondern dann
muss man Gesetzentwürfe vorlegen. Dazu
sind Sie nicht in der Lage.“
Klaus Breil (FDP) nahm für
seine Fraktion in Anspruch,
sich schon im vergangenen
Sommer als erste mit dem
Thema „bezahlbare Ener-
gie“ befasst zu haben. Breil
verteidigte das Vorhaben der
Bundesregierung, die Erzeu-
ger erneuerbarer Energie mit
heranzuziehen. „Wir reden
hier über die Verwendung
von Geld, das nicht uns,
sondern den Stromverbrau-
chern gehört“, sagte Breil und appellierte an
die sozialdemokratischen Ministerpräsi-
denten im Blick auf das Treffen am Nach-
mittag im Kanzleramt: „Entlassen Sie die Er-
neuerbaren nicht aus ihrer Pflicht, auch ih-
ren Beitrag zur Bezahlbarkeit der Energie-
wende zu leisten.“
Der Grünen-Abgeordnete Thomas Gambke
bezeichnete es als „dreiste Lüge, den erneu-
erbaren Energien den Stromkostenanstieg
in die Schuhe zu schieben“. Das wahre Pro-
blem sei die Endlichkeit der Ressourcen,
welche dazu führe, dass alle Energieträger
teurer würden. Wenn nun viele Menschen
die Energiekosten als unzumutbare Belas-
tung sähen, spiele sich das „vor dem Hin-
tergrund ab, dass ganze Gruppen in der Be-
völkerung abgehängt werden durch Mini-

jobs, durch fehlenden Mindestlohn oder
fehlende Infrastruktur für Bildung“.
Anlass der Debatte waren drei Anträge der
Fraktion Die Linke. Einer (17/10080,
17/11704) fordert die Bundesregierung auf,
eine staatliche Strompreisaufsicht einzu-
führen. Außerdem sollen die Energieversor-
ger verpflichtet werden, ein Sockeltarifmo-
dell einzuführen, bei dem jedem Haushalt
eine bestimmte Menge Strom zugeteilt
wird. Zudem verlangt die Linksfraktion, die
Privilegien großer Unternehmen beim
Strompreis abzubauen und nur noch weni-
ge Ausnahmen für energieintensive Betriebe
zuzulassen. In einem zweiten Antrag
(17/11655, 17/12676) fordert die Fraktion,
Stromsperren durch die Energieversorger

aufgrund von Zahlungsun-
fähigkeit gesetzlich zu un-
tersagen. Mit dem kurzfris-
tig eingebrachten dritten
Antrag (17/12840) will die
Linke die Stromsteuer für
private Haushalte von 2,05
Cent auf 0,5 Cent pro Kilo-
wattstunde senken. Der er-
forderliche Umbau der
Energieversorgung werde
nur gelingen, wenn er sozi-
al gestaltet werde, argumen-
tiert die Linksfraktion. 

Als Zusatzpunkt wurden eine Große Anfra-
ge der SPD-Fraktion (17/10366) mit dem
Titel „Die Energiewende – Kosten für Ver-
braucherinnen, Verbraucher und Unterneh-
men“, die Antwort der Bundesregierung da-
rauf (17/12246) sowie ein Entschließungs-
antrag der Fraktion (17/12538, 17/12874)
mitdebattiert. In letzterem stellten die Sozi-
aldemokraten fest, die Regierung sei mit der
Kostenbegrenzung der Energiewende ge-
scheitert und habe nur Investitionsunsi-
cherheit geschaffen.
In der abschließenden Abstimmung wurde
der kurzfristig eingebrachte Antrag der
Linksfraktion an die Ausschüsse verwiesen.
Die anderen dort bereits behandelten An-
träge der Linken und der SPD fanden durch-
weg keine Mehrheit. Peter Stützle ❚

»Lassen sie 
uns diese

Stromsperren
verbieten –
wenigstens 
im Winter.«
Varen Lay (Die Linke)

»Rösler,
Altmaier,

Ramsauer –
die drei 
von der

Zankstelle.«
Hubertus Heil (SPD)
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Preiswerter tanken mit dem Telefon: Das
soll bald keine Vision mehr sein, sondern
funktionieren. Tankstellenpreise werden in
Zukunft bundesweit erfasst, und Betreiber
von Applikationen für Funktelefone (Apps)
können darauf per Internet zurückgreifen
und ihren Kunden die im Minutentakt ak-
tualisierten Daten zur Verfügung stellen.
Der Autofahrer bekommt die Chance, be-
sonders preiswerte Tankstellen anzusteu-
ern.
Ein anspruchsvolles Ziel gab Erik Schwei-
ckert (FDP) am Donnerstag im  Bundestag
aus: „Wir als schwarz-gelbe Regierungsfrak-
tionen möchten den Kunden zum König
machen.“ Und deshalb wolle die Koalition
den Preiswettbewerb an den Tankstellen an-
kurbeln. Geschehen soll dies über die Ein-
richtung einer Markttransparenzstelle, die
Benzinpreisdaten sammeln und im Minu-
tentakt  über das Internet zur Verfügung stel-
len soll. Auf diese Daten können Benzin-
preisportale zugreifen und sie dann den Au-
tofahrern zur Verfügung stellen. Auf Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für
Wirtschaft und Technologie stimmte der
Bundestag nach einstündiger Debatte der
von der von der Bundesregierung vorgeleg-
ten Verordnung zur Markttransparenzstelle
für Kraftstoffe (17/12390, 17/12441 Nr.
2.5, 17/12746) zu. Die Koalitionsfraktio-

nen CDU/CSU und FDP waren ebenso wie
die SPD-Fraktion dafür, die Fraktionen Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen enthiel-
ten sich. 
Wettbewerb führe zu sinkenden Preisen,
gab sich Schweickert überzeugt. Die Ver-
braucher würden jetzt in die Lage versetzt,
beim Preiswettbewerb mitzuspielen. Es
werde künftig „ein Kinderspiel sein, die bil-

ligste Tankstelle in einer Region zu finden“.
Georg Nüßlein (CSU) betonte die Wichtig-
keit der Transparenz, die jetzt geschaffen
werde. Dass sich bereits 60 Interessenten für
die Nutzung der Preisdaten gemeldet hät-
ten, zeige, „dass wir auf einem guten Weg
sind“. 
Von der SPD-Fraktion kam Kritik an den
stark schwankenden Preisen und der Preis-

entwicklung. Die Verbraucher könnten die
Situation nicht mehr überblicken. Daher
müsse die Politik eingreifen. Wenn dies
über die Markttransparenzstelle keinen Er-
folg haben sollte, „sehen wir uns an dieser
Stelle wieder“, sagte der SPD-Politiker. 
Auch in diesem Jahr würden die Benzinprei-
se zu Ostern wieder steigen, gab sich Johan-
na Voß (Die Linke) überzeugt. Das Kartell-
amt habe bei den Benzinpreisen resigniert.
Die Bundesregierung lege nur eine Schein-
lösung vor. Die Stellung der Oligopolisten
auf dem deutschen Benzinmarkt bleibe un-
berührt, kritisierte die Abgeordnete, die „Al-
ternativen zum Auto“ anmahnte. 
Auch Oliver Krischer (Die Grünen) zeigte
sich unzufrieden: „Zu glauben, das Problem
werde gelöst, ist eine Illusion.“ Mit der
Markttransparenzstelle könne bestenfalls
das Problem besser beschrieben werden.
Die wirkliche Antwort auf steigende Benzin-
preise heiße: „Weg vom Öl.“ Aber in diesem
Bereich komme von der Koalition gar
nichts. hle ❚

D
ie Lebensgrundlagen für
die Zukunft zu schaffen,
ist nicht nur Aufgabe der
zukünftigen Generatio-
nen. Schon jetzt müssen
die richtigen Strategien

gefunden werden, um eine Wachstumsstra-
tegie zu entwickeln, die nachhaltig und qua-
litativ ist. 

Interfraktionelle Einigkeit Fraktionsüber-
greifend sind sich wohl
fast alle Politiker einig,
dass dabei die Investition
in Bildung, Forschung
und Innovation maßgeb-
lich sind. Doch was heißt
nachhaltige Wachstums-
strategie? Wie kann man
wirtschaftlichen und kul-
turellen Wohlstand
schaffen? Wie schafft
man makroökonomische Rahmenbedin-
gungen, die trotz europäischer Schuldenkri-
se sicher sind? Darüber debattierte am Don-
nerstag der Deutsche Bundestag recht kon-
trovers.
Krista Sager (Grüne) warf angesichts der ge-
planten Haushaltskürzungen im Bildungs-
und Forschungsbereich ab 2015 der neuen
Bundesbildungsministerin Johanna Wanka
(CDU) in ihrer Rede vor: „Da bleibt doch
nur noch die alte Fußballerregel: Die Wahr-
heit ist auf dem Platz. Und wo ist der Platz,
wenn es um die Zukunft geht?“ 2014 werde
der Bildungs- und Forschungshaushalt um

0,14 Prozent erhöht. Damit gebe es nicht
einmal mehr einen Inflationsausgleich. Von
der Forschungspolitik sei nicht mehr zu er-
warten, schloss sie unversöhnlich.

Gute Volkswirtschaft als Basis Der Debat-
te lagen der Aktionsplan „Zukunftsprojekte
der Hightech-Strategie (HTS-Aktionsplan)“
(17/9261) zwei SPD-Anträge (17/247,
17/9574) sowie jeweils ein Antrag von Grü-
nen (17/130)  und Linken  (17/8952) zu-

grunde. Zu
Beginn hatte
Bundesbil -
dungsminis-
terin Johan-
na Wanka
gesprochen
und die Er-
folge in der
B i l d u n g s -
und For-

schungspolitik hervorgehoben. Die Bundes-
ministerin, die gerade sechs Wochen im
Amt ist, sagte: „Deutschland gehört weltweit
zu den innovativsten Ländern.“ Das läge an
der Entdeckerfreude und der Innovations-
freude der Menschen. Die deutsche Volks-
wirtschaft sei heute die viertgrößte nach den
USA, China und Japan. „Das ist die Basis für
unsere Lebensqualität. Das Niveau muss
man halten.“ 
Die Ministerin lobte die Arbeit in den Ge-
sundheitszentren – in denen mit der Erfor-
schung von Volkskrankheiten eine kleine
„Revolution“ stattgefunden habe – und die

Initiative  Industrie 4.0, mit der die Infor-
matisierung der klassischen Industrien vo-
rangetrieben werden soll. „Unsere Stärke
sind vernetzte Strukturen“, sagte Wanka, die
durch Industrie 4.0 gefördert würden.
René Röspel (SPD) warf der Bundesministe-
rin vor, in Wahrheit wenig zum Bericht ge-
sagt zu haben und gleichzeitig im Haushalt
wichtige Technologietitel gekürzt zu haben.
Er nannte unter anderem Mikrosystemtech-
nologie, Neue Technologie, Optische Tech-
nologie, Arbeits- und Dienstleistungsfor-
schungen. Weiter sagte Röspel: „Mit ihrem
Namen wird das Ende von 15 Jahren guter
und vernünftiger Forschungs- und Bil-
dungspolitik in Deutschland verbunden
sein.“ Diese gute Zeit habe 1998 mit der rot-
grünen Regierung begonnen. Die jetzige Ko-
alition würde die Früchte der Arbeit ernten.
Röspel nannte als Beispiele unter anderem
die Exzellenzinitiative und das Ganztags-
schulprogramm.

Impulse für die Wissenschaft Martin Neu-
mann (FDP) nannte die Rede Röspels
„abenteuerlich“. Die Hightech-Strategie ha-
be dazu beigetragen, dass es wesentliche Im-
pulse in Wirtschaft und Wissenschaft gege-
ben habe. Aber dies sei kein Erfolg der SPD,
sondern der Koalition, die „die Hightech-
Strategie erst zu einem Gesamtkonzept aus
dem Wirrwarr einzelner Maßnahmen“ ge-
macht habe.
Petra Sitte (Die Linke) sagte, soziale, sozio-
logische und kulturelle Fragen seien in der
Unterrichtung weitgehend unberücksichtigt

geblieben. Bei dem eigentlich sehr sinnvol-
len Kapitel „Auch im Alter selbstbestimmt
leben“ sei nur auf die technische Unterstüt-
zung von älteren Menschen eingegangen
worden: „Damit zäumen sie das Pferd von
hinten auf.“

Innovationskraft Albert Rupprecht (CSU)
verteidigte die Arbeit der Regierung und
der Koalition. „Wir haben Spitzenunter-
nehmen und Spitzenprodukte in Deutsch-
land, die die gesamte Welt nachfragt und
braucht.“ Entscheidend für die Stärke der

Wirtschaft sei die Innovationskraft der Un-
ternehmen in Deutschland. Die Unterneh-
men lieferten deshalb Spitzenprodukte in
der Welt, weil sie Strukturen vorfänden, die
ihnen das ermöglichen.
Im Anschluss an die eineinhalbstündige
Plenardebatte im Bundestag wurde dann
der Aktionsplan zur weiteren Beratung an
die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse überwiesen. Die Anträge wur-
den allesamt, den Beschlussempfehlungen
der jeweiligen Ausschüsse folgend, abge-
lehnt. Annette Rollmann ❚

Freie Tankstellen sind traditionell preiswerter als die große Konkurrenz

FORSCHUNGSFÖRDERUNG Bundestag debattiert über Hightech-Entwicklung in Deutschland

Strategien für die Zukunft

Wie Google
Steuern spart
FINANZEN Durch das geschicktes Ausnut-
zen des unterschiedlichen Steuerrechts in
verschiedenen Ländern und interne Ver-
rechnungen gelingt es internationalen Kon-
zernen, ihre Steuerlast erheblich zu senken.
Dies bestätigten mehrere Sachverständige
bei einem öffentlichen Fachgespräch des Fi-
nanzausschusses in der letzten Woche.
Professor Hubertus Baumhoff von der
Kanzlei Flick Glocke Schaumburg zeigte am
Beispiel des amerikanischen Suchmaschi-
nenbetreibers Google auf, welche Möglich-
keiten verschachtelte Konzerne haben.
Durch ein geschicktes System von Lizenz-
einnahmen und -gebühren, das über Filia-
len in Irland und den Niederlanden abge-
wickelt werde, würden die Gewinne schließ-
lich steuerfrei auf den Bermudas landen.
Die USA könnten nichts gegen Googles Ber-
muda-Gesellschaft unternehmen. Es werde
geschätzt, dass der Konzern 33 Milliarden
Dollar steuerfrei gebunkert habe. „In
Deutschland wäre diese Gestaltung nicht
möglich“, sagte Baumhoff. Von der Deut-
schen Bank hieß es, bei den geschilderten
Fällen handele es sich eher um ein Problem
des amerikanischen Gesetzgebers. In
Deutschland seien solche Modelle nicht
möglich. 
Der Bundestag stimmte einem Antrag der
Koalition (17/12827) gegen Gewinnverla-
gerungen zu. Ein Antrag der SPD-Fraktion
(17/12819) wurde an die zuständigen Aus-
schüsse überwiesen.  hle ❚

Grünen-Vorstoß
abgelehnt
VERKEHR UND BAU Die energetische
Quartierssanierung muss nicht sozial ge-
rechter ausgestaltet werden. Einen entspre-
chenden Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (17/11205), in dem eine
sozialgerechtere energetische Sanierung
gefordert wurde, lehnte der Ausschuss für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
vergangene Woche  mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP
ab. Bei Enthaltung der SPD votierte die an-
tragstellende Fraktion sowie die Linke da-
für.
Die Grünen fordern in ihrem Antrag von
der Bundesregierung, die sozialgerechte
energetische Quartierssanierung als neuen
Förderschwerpunkt festzulegen und dafür
jährlich drei Milliarden Euro aufzuwen-
den. Damit sollen unter anderem Hausbe-
sitzer über mögliche Sanierungsmaßnah-
men und deren Finanzierung informiert
werden. Weiter fordern die Abgeordneten,
dass die Städtebauförderung verstetigt und
weiterentwickelt wird. Die Mittel sollen im
kommenden Haushaltsjahr auf 610 Millio-
nen Euro angehoben und perspektivisch
auf den tatsächlichen Bedarf von 700 Mil-
lionen Euro jährlich erhöht werden. 
Die Grünen betonten im Ausschuss, dass
ein ganzheitliches Sanierungskonzept ge-
braucht werde. Die Hausbesitzer seien al-
lein teilweise überfordert. Außerdem müs-
se eine Bürgerbeteiligung verpflichtend
sein. Für die Linksfraktion beinhaltet der
Antrag den richtigen Instrumentenkanon.
Die Koalitionsfraktionen betonten, dass
viele Bestandteile des Antrags bereits gel-
tendes Recht und Bestandteil der aktuellen
Förderung sei. Insgesamt würde er über
das „Ziel hinausschießen“. Die SPD-Frakti-
on begründete ihren Enthaltung vor allem
damit, dass nicht alle Bestandteile des An-
trages finanzierbar sei. Insgesamt gehe er
aber in „die richtige Richtung“. mik ❚

»Wir haben 
Spitzenfirmen und
Spitzenprodukte in
Deutschland.«
Albert Rupprecht (CSU)

©
 w

w
w.

al
be

rt-
ru

pp
re

ch
t.d

e

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Preiswerter tanken mit der Smartphone-App
WIRTSCHAFT Benzinpreisportale liefern Autofahrern die günstigsten Preise. Koalition will Wettbewerb ankurbeln  

>STICHWORT

> Klima und Energie für eine nachhaltige Zukunft
Das Zukunftsprojekt „Intelligenter Umbau der Energiever-
sorgung“ fragt, wie die Energieversorgung in Deutschland
langfristig zuverlässig, umweltverträglich und bezahlbar
sein kann.

> Gesellschaft des längeren Lebens  Das Zukunftspro-
jekt „Auch im Alter ein selbstbestimmtes Leben führen“
entwickelt Antworten auf die mit der Alterung verbundene
Gefahr des Verlusts der Selbstständigkeit.

> Sicherheit in der digitalen Welt Das Zukunftsprojekt
„Sichere Identitäten“ zeigt neue Wege auf, wie in einer zu-
nehmend vernetzten Welt der Schutz der Privatsphäre ge-
währleistet werden kann.

AKTIONSPLAN – Die Projekte im Überblick
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Der Bundestag ist derzeit von Zukunftsvisionen erfüllt. Im Foyer des Paul-Löbe-Hauses gastiert noch bis zum 28. März die Ausstellung „Ideen 2020“, die auch Bundesforschungsministerin Johanna Wanka (CDU) besuchte.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper



12 WIRTSCHAFT UND FINANZEN Das Parlament – Nr. 13/14 – 25. März 2013

Anlegerschützer und Anwälte bringen Klagen von Anlegern, die sich betrogen fühlen, ins Münchener Landgerichtsgebäude. Die Klagen häufen sich inzwischen.

S
o also sieht ein Schuldenberg
aus. Etwas scheu schaut Anna
(Name geändert) ihn an, als
überragte er alles. Dabei presst
sich dieser Berg in einen einzi-
gen Aktenordner. Bettina Heine

öffnet ihn und studiert das erste Blatt, da-
rauf ein Beschluss des Amtsgerichts. „Ihr
Verbraucherinsolvenzverfahren wurde er-
öffnet“, liest sie vor. „Gab es schon einen
Termin für die Forderungsfeststellung?“ An-
na stockt. „Nicht dass ich wüsste“, sagt sie,
„das hätte ich mitgekriegt.“ Bettina Heine
nickt zweimal mit dem Kopf. „Kein Pro-
blem, rufen Sie mal bei Ihrer Treuhänderin
an.“ Anna schaut erleichtert, sie lehnt sich
zurück – hier bei einem Checktermin in der
Schuldner- und Insolvenzberatung Charlot-
tenburg-Wilmersdorf in Berlin.

Hohe Konsumausgaben Anna, 29, macht
sich mit Hilfe ihrer Beraterin Bettina Heine
auf den Weg zu schwarzen Zahlen. Sie sagt:
„Ich lebe jetzt bewusster und gewissenhaf-
ter.“ Das war nicht immer so, sie hatte ein
Ausgabenproblem. „Ich habe immer gear-
beitet“, erinnert sie sich, „das Geld kam he-
rein“. Sie fühlte sich stark. Und kannte kei-
ne Grenzen: Telefonieren? „Handy-Verträge
gab es immer.“ Reisen? „Fast jedes Wochen-
ende war ich mit meiner Clique in Deutsch-
land unterwegs, wir waren neugierig und
wollten Spaß.“ Das neue Girokonto verfüg-
te über einen Dispo, Anna hatte gar nicht
darum gebeten. Der war rasch aufge-
braucht. Und die Ansprüche stiegen. Im In-
ternet hatte sie einen Kredit aufgespürt,
10.000 Euro bekam sie nach wenigen Klicks
gepumpt. Und dass sie sich Geld von ihrer
EC-Karte auch in Spielsalons auszahlen las-
sen kann, wenn Automaten längst streiken,
das erfuhr sie in ihrem Freundeskreis. Dann
verlor sie ihren Job in einem Café – und ein
Loch tat sich auf. Anna findet nun mit der
Schuldenberatung langsam wieder hinaus. 
In eine Verschuldung geraten nicht wenige
in Deutschland. Nach Angaben des Credit-
reform Schuldenatlas 2012 sind 6,6 Millio-
nen Bürger überschuldet; 2011 waren es 
6,4 Millionen. Und es handelt sich weitaus
nicht immer um Sorglosigkeit wie bei An-
na. Die Fälle nehmen zu, in denen sich
Haushalte wegen fehlgeschlagener Investi-
tionen massiv verschulden. Über 8.000 An-
fragen und Beschwerden zu Finanzdienst-
leistungen liefen allein bei der baden-würt-
tembergischen Verbraucherzentrale in
Stuttgart auf. 
Die Rentenreform vor über zehn Jahren
zwingt Verbraucher in den Markt der Fi-
nanzdienstleistungen, wenn sie ihren Le-
bensstandard im Alter sichern wollen. Nur:
„Der Gesetzgeber hat die Verbraucher in ein
Haifischbecken geschubst, ohne vorher die
Haie aus dem Becken zu nehmen“, sagt

Niels Nauhauser von der Verbraucherzen-
trale Baden-Württemberg. 
Falsche Anlageberatung entwickelt sich zu
einem Gesellschaftsproblem. „Wir haben in
Deutschland keine echte Anlageberatung“,
kritisiert Nauhauser. „Der Markt wird domi-
niert von Verkäufern, die ihre Finanzpro-
dukte gegen Provision und Margen vermit-
teln.“ Die Folge: Ein Vermittler verdient
nichts, wenn er seinem Kunden keine Anla-
ge verkauft, sondern zum Beispiel zur
Schuldentilgung rät. „Verkäufer, die auf Ab-
schluss- und Bestandsprovisionen oder
Margen angewiesen sind, können aus dem
Marktangebot nicht die besten und güns-
tigsten Produkte empfehlen.“ Ein Teufels-
kreis hat sich etabliert. Und der Finanz-
markt wird immer unübersichtlicher.
Die dreistesten Fälle schaffen es an die Öf-
fentlichkeit. Heute löst das Gebaren der Im-
mobilienfirma S&K nur Kopfschütteln aus,
ihre Prunkvillen, ein Fuhrpark mit Bentley,
Aston Martin und Lamborghini sowie Par-
tys mit C-Promis und Elefanten – das müs-
sen doch Blender sein, denkt man; nur ver-
trauten ihnen Etliche ihre Ersparnisse an,
bevor die Polizei die S&K-Manager verhaf-
tete. Tausende Anleger sollen ihnen auf den
Leim gegangen sein, der Wert von Immobi-
lien wurde nach oben hin verfälscht. Schon
vor rund drei Jahren erregte S&K Argwohn,
damals erwarb die Firma Lebenspolicen.
Den Versicherten stellte man das Dreifache
des üblichen Rückkaufwerts in Aussicht.
Nach damaligen Angaben des Anleger-
schutzmagazins „Graumarktinfo“ sollte das
Geld in kleinen Raten an die Anleger flie-
ßen, 24 Jahre würde es dauern, bis sie die
gesamte Summe erhalten.
Schneeballsysteme wie das von S&K schei-
tern zwangsläufig. Solange mehr neue Kun-

den einzahlen als alte herausnehmen, kann
solch ein Betrug den Schein wahren. Doch
schließlich will jeder seine Rendite – und
der Schwindel fliegt auf. Aufmerksame Ver-
braucher hätten im vornherein bei S&K
zweifeln können, Alarmsignale gab es.
Doch welcher Anleger studiert schon Pro-
spekte und rechnet sie penibel nach? „Es
gibt nicht die drei Warnzeichen, die unse-
riöse Anlageberatung mal eben so aufflie-
gen lassen“, sagt Verbraucherschützer Nau-
hauser. „Die Anbieter sind hier sehr gut ge-
schult, kennen die üblichen Einwände bes-
tens und verkaufen ihre Produkte
trotzdem.“
Dennoch gibt es Punkte, bei denen Anleger
hellhörig werden sollten. Wenn zum Bei-
spiel sehr hohe Renditen versprochen wer-
den. Oder der Finanzdienstleister hohe Aus-
gaben veranschlagt, anstatt so viel Geld wie
möglich in das Investment fließen zu las-
sen. Und Mund-zu-Mund-Propaganda und
eine einfache, überzeugende Story klingen
oft besser als sie es am Ende sind. Aktuell
sind die Zinsen für Bankkredite niedrig. „Da
muss man sich schon fragen, warum ein
Unternehmen, das seriöse Absichten hat
und Sicherheiten bieten kann, sein Kapital
nicht viel preiswerter mit einem Bankkredit
aufstockt“, sagte Daniel Bauer von der
Schutzgemeinschaft der Kapitalanleger SdK
dem „Handelsblatt“.

Traum vom schnellen Geld Auf der ande-
ren Seite lockt der Traum vom schnellen
Geld, in diesen Tagen besonders, da Geld
niedrig verzinst auf Konten verharrt. Der
Ökonom Charles Kindleberger ist bei seiner
Untersuchung von historischen Finanz-
crashs zur These gekommen: Boom schafft
Betrug. In Deutschland hat sich längst eine
Kreditgesellschaft entwickelt. 1970 wurden
noch zwanzig Milliarden Euro an Konsu-
mentenkrediten vergeben. Aber allein von
1989 bis 1999 verdoppelte sich zum Bei-
spiel der Umfang dieser Kredite auf 216 Mil-
liarden Euro. Kindlebergers These: je mehr
Kredite angeboten werden, desto mehr Kor-
ruption. Das viele Geld der Anleger sorgt für
viel Hoffnung und Vertrauen – zu viel.
Denn dies hat gemäß Kindleberger zur Fol-
ge, dass Anleger die Risiken ihrer Invest-
ments unterschätzen. 
Nauhauser fordert einen Eingriff des Staa-
tes. „Die Messlatte für gerichtlich nicht zu
beanstandende Anlageberatung ist so nied-
rig, dass sie quasi in der Erde vergraben ist“,
sagt er. „Fehlberatung im ökonomischen
Sinne ist in Deutschland der absolute Regel-
fall, weil es weitläufig an Sachkunde man-
gelt. Zudem mangelt es an einer Aufsicht
über die Qualität von Anlageberatung.“
Auf die finanzierenden Banken kann ein
mit seinem Berater unzufriedener Verbrau-
cher nicht bauen. Ein Urteil des Oberlan-

desgerichts Hamm sprach jüngst eine Bank
von der Mitschuld an einem unwirtschaftli-
chen Geschäft frei; das Geldinstitut war
nicht beratend tätig gewesen, sondern hat-
te nur einen Kredit für das Investment ge-
stellt.

Privatinsolvenz Bleibt der Verbraucher
weitgehend allein mit seinen Fragen der Al-
tersvorsorge? Einfache Lösungen zeichnen
sich nicht ab. So hat eine Studie der Ham-
burger Verbraucherzentrale erfasst, dass in
den vergangenen zehn Jahren Verbraucher
durch den Abschluss von Kapitallebens-
und privaten Rentenversicherungen einen
Verlust bis zu 160 Milliarden Euro erlitten
haben. 

Kann sich ein Haushalt nicht von seinen
Schulden befreien, bleibt die Privatinsol-
venz. Seit 1999 bietet die Insolvenzordnung
die Chance, in einem Verfahren von allen
Schulden befreit zu werden. Die Idee: Der
Schuldner offenbart sich, hält sich strikt an
einen Haushaltsplan – und alle Gläubiger
haben auf den Rest jener Forderungen zu
verzichten, der innerhalb des 76 Monate
dauernden Verfahrens nicht aufgetrieben
werden kann. Für die Schuldner bedeutet
dieser Schuldenbereinigungsplan keinen
Freibrief. Er erfordert eiserne Disziplin.
Bettina Heine zum Beispiel brachte Anna
zunächst dazu, alle Briefe alphabetisch zu
ordnen, eine klare Übersicht der monatli-
chen Einnahmen und Ausgaben zu erstel-

len. Das Amtsgericht billigte schließlich An-
nas Schuldenbereinigungsplan. Viel kann
die Arbeitslose nicht zurückzahlen. „Seit-
dem drehe ich aber jeden Cent um.“ Und
sie hat sich im Vorjahr qualifiziert, das Abi-
tur gemacht, will studieren. Viele von ihrer
damaligen Clique, sagt sie, würden immer
noch im Schuldensumpf verharren. Man-
che nähmen nun Drogen. 
Wer einen Termin bei Bettina Heine haben
will, muss sich viele Wochen lang gedulden.
Die Beratungsstellen sind überlaufen. Aber
Anna kann durchatmen. „Das hier ist wie
ein Marathon, aber mit jedem Schritt fühle
ich mich freier.“ Annas Schuldenberg – in
etwas mehr als fünf Jahren hat sie ihn be-
zwungen. Jan Rübel ❚

Gefangen im Haifischbecken
FINANZBERATUNG I Anleger fühlen sich oft im Stich gelassen. Für manche öffnet sich eine Schuldenfalle

Wenn Geld angelegt werden soll, braucht
der oft über den Kapitalmarkt schlecht in-
formierte Anleger Beratung. Und da können
Risiken lauern. Banken und Versicherungen
können die eigenen Produkte in rosigen
Farben malen. Neutral und ohne Provisio-
nen kann dagegen der „Honorarberater“ tä-
tig werden. Der arbeitet natürlich nicht un-
eigennützig, sondern verlangt ein Honorar
für seine Leistung. Die Koalition will diesen
noch kleinen Berufsstand fördern und hat
dazu den Entwurf eines Gesetzes zur Förde-
rung und Regulierung einer Honorarbera-
tung über Finanzinstrumente (17/12295)
eingebracht. Damit soll eine Alternative zur
Beratung auf Provisionsbasis aufgezeigt
werden. 
In einer öffentlichen Anhörung des Finanz-
ausschusses in der vergangenen Woche be-
grüßten Beraterverbände und Fondsgesell-
schaften die Pläne für die gesetzliche Veran-
kerung des „Honorarberaters“, der über ei-
nen hinreichenden Marktüberblick
verfügen muss und sich nicht auf eigene
oder auf Finanzinstrumente von ihm nahe-
stehenden Anbietern beschränken darf. 

Enorme Vermögensverluste So erklärte
der Bundesverband deutscher Honorarbe-
rater: „Angesichts der enormen Vermögens-
verluste, die Anleger aufgrund falscher An-
lageberatung erleiden, aber auch der Folge-
schäden für die Branche selbst, ist ein Sys-
temwechsel in der Finanzindustrie
zwingend.“ Für den Verband ist ein Provisi-
onsverbot sogar die beste Lösung. Die Bun-
desinitiative der Honorarberater begrüßte
den Gesetzentwurf und schlug eine Auswei-
tung der auf Wertpapieranlagen beschränk-
ten Honorarberatung auf Versicherungen

und andere Finanzdienstleistungen wie Kre-
dite, Finanzierung und Bausparen vor. Ähn-
lich äußerte sich der Bundesverband Fi-
nanz-Planer, der den Gesetzentwurf in sei-
ner Stellungnahme als weiteren Schritt zu
einem umfassenden Honorar-Finanzbera-
ter bezeichnete, „der zu allen Fragestellun-
gen im Bereich Versicherungen, Kapitalan-
lagen und Baufinanzierung auf Honorarba-
sis neutral, sachkundig und im besten Sin-
ne des Kunden berät“.
Auch der Fondsverband BVI unterstützte
den Gesetzentwurf „uneingeschränkt“, wies
aber zugleich darauf hin, dass auf die Pro-
visionsberatung nicht verzichtet werden
könne. Vom Verband geschlossene Fonds
hieß es, die vorliegenden Regelungen seien
gut geeignet, „zusätzlich zu den bestehen-
den Vertriebsstrukturen in Deutschland ei-

nen Mehrwert für Anleger zu schaffen“. Wi-
derstand gab es vom Bundesverband der
Vermögensberater. In keiner Weise nach-
vollziehen könne man die schon im Geset-
zestitel deklarierte „Förderung“ der Hono-
raranlageberatung. Für eine staatliche För-
derung bestehe keine Notwendigkeit. Der
Markt solle entscheiden, welche Marktan-
teile die Honorarberatung habe: „Bislang
hat er sich jedoch gegen die Honorarbera-
tung von Verbrauchern entschieden“, so das
Fazit der Vermögensberater. hle ❚

Alternative zu den Provisions-Geschäften
FINANZBERATUNG II Bundesregierung will »Honorarberatung« per Gesetz stärken

Wie Geld richtig angelegt werden kann, sollen künftig Berater gegen Honorar verraten.

Konto im Minus: Zeit für eine Beratung
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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R
egierung und Koalitionsfrak-
tionen haben ein positives
Bild der maritimen Wirt-
schaft in Deutschland ge-
zeichnet. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Bun-

deswirtschaftsministerium, Hans-Joachim
Otto (FDP), erklärte am Freitag im Bundes-
tag: „Die maritime Wirtschaft in Deutsch-
land ist eine strategisch unverzichtbare Zu-
kunftsbranche mit einem überdurchschnitt-
lichen Wachstumspotenzial.“ Deutschland
als drittgrößtes Exportland der Welt brauche
ein „starkes maritimes Cluster“. Eckhardt
Rehberg (CDU) sprach von einer Erfolgsbi-
lanz in diesem Wirtschaftszweig. So sei die
Zahl der Landarbeitsplätze seit 1999 von
16.000 auf 23.000 gestiegen, und es gebe ei-
ne effiziente Zusammenarbeit von Staat
und Wirtschaft zur Nachwuchsausbildung.

SPD vermisst Antworten Dagegen zeich-
nete die Opposition ein anderes Bild. Die
Bundesregierung habe in wichtigen Hand-
lungsfeldern keine Antworten geliefert,
klagte Uwe Beckmeyer (SPD). Die maritime
Wirtschaft, eine Schlüsselbranche, sei auf
sich gestellt. „Die Bundesregierung versteht
sich als moderierend. Handeln ist nicht so
ihr Ding“, sagte Beckmeyer, der der Regie-
rung vorwarf, dem maritimen Standort zu
schaden und einen Kurswechsel forderte.
Der Modernisierungsprozess müsse mit ei-
ner strategischen Industriepolitik gesteuert
worden. Dafür seien vier Dinge wichtig: Fi-
nanzierung, Förderung zukunftsfähiger Ar-
beit, eine umfassende Innovationsstrategie
und die Stärkung der Infrastruktur.  
Der Parlamentarische Staatssekretär im Ver-
kehrsministerium, Enak Ferlemann (CDU),
antworte Beckmeyer, er habe über ein Land
geredet, „das ich gar nicht kenne“. Die Bun-
desrepublik könne das nicht sein. Ferle-
mann lobte den intensiven Austausch von
Politik und maritimer Wirtschaft bei der
„Maritimen Konferenz“ im April in Kiel:
„Viele andere Branchen würden sich wün-
schen, dass es so eine Gelegenheit gibt, sich
auszutauschen.“ Die maritime Politik sei

bei Bundesregierung und Koalition in guten
Händen, versicherte Ferlemann, der die ma-
ritime Politik als nationale Aufgabe be-
zeichnete. Auf einen besonderen Aspekt ver-
wies Ingbert Liebing (CDU): Danach wird
die Offshore-Stromerzeugung „Wachstums-
treiber der maritimen Wirtschaft“ sein. Tors-
ten Staffeldt (FDP) bezeichnete die deut-
sche maritime Wirtschaft „nach wie vor star-
ken Player auf dem Weltmarkt“, der erhal-
ten werden müsse. 
Dagegen verwies Herbert  Behrens (Fraktion
Die Linke) auf die zurückgehende Zahl der
Schiffe unter deutscher Flagge. 600 Schiffe
sollten es nach der Vereinbarung im mariti-
men Bündnis vor zehn Jahren seien. Es sei
aber nur halb so viele. Die Bundesregierung
müsse auf europäischer Ebene aktiv werden,
um den Subventionswettlauf zu stoppen,
verlangte Behrens, der zudem den Bau und
Export von Kriegsschiffen ablehnte. Die
Mittel müssten in den zivilen Schiffsbau
umgelenkt werden. 
Valerie Wilms (Grüne) kritisierte die Debat-
te als „übliche parlamentarische Beweihräu-
cherungsschau“ kurz vor der „Maritimen
Konferenz“. Die deutsche maritime Wirt-
schaft sei weitgehend verschwunden.
Deutschland habe zwar die weltweit größte
Container-Schifffahrt-Nation, aber nicht
unter deutscher Flagge. Es gebe eine „riesige
Schiffsblase, die in Kürze platzen wird“,
warnte sie. Die Regierung müsse endlich aus
dem „maritimen Tiefschlaf“ erwachen. 
In dem an die Ausschüsse überwiesenen
Dritten Bericht der Bundesregierung über
die Entwicklung und die Zukunftsperspek-
tiven der maritimen Wirtschaft in Deutsch-
land (17/12567) heißt es, Deutschland be-
sitze mit 3.750 Handelsschiffen nicht nur
die drittgrößte Handelsflotte weltweit, son-
dern auch die jüngste und modernste. In
dem als Unterrichtung vorgelegten Bericht
wird der weltweite Marktanteil der deut-
schen Handelsflotte auf 9,4 Prozent bezif-
fert. Aufgrund der Überkapazitäten auf dem
Weltmarkt seien die Fracht- und Container-
raten massiv eingebrochen und hätten die
Betriebs- und Finanzierungskosten nur

noch zum Teil gedeckt. „Für 2013 ist noch
mit keiner nachhaltigen Besserung der Lage
in der internationalen Seeschifffahrt zu
rechnen“, prognostiziert die Regierung, die
sich aber andererseits überzeugt zeigt: „Die
maritime Wirtschaft bleibt eine Zukunfts-
branche, auch wenn das Wachstum gegen-
wärtig durch eine gedämpfte globale Wirt-
schaftsentwicklung und den Auswirkungen
der Euro- und Bankenkrise spürbar ge-
bremst wird.“ Die deutschen Werften hätten
sich insbesondere durch die Konzentration
auf den Spezialschiffbau 2012 gut behaup-
ten können. 
In einem vom Bundestag beschlossenen An-
trag der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und FDP (17/12817) wird die Regierung
aufgefordert, die Probleme der Schiffsfinan-
zierung zu lösen. Zu den weiteren Forderun-
gen der Koalition gehören eine Verstetigung
der Fördermittel für die Seeschifffahrt und
die Schaffung einer einheitlichen modernen
Flaggenstaatverwaltung, „um die Attraktivi-
tät der deutschen Flagge zu stärken“. Außer-
dem sollen Engpässe beim Seehinterland-
verkehr beseitigt werden. Beide Fraktionen
fordern einen beschleunigten Ausbau der
Offshore-Windenergie. 
Abgelehnt wurde ein SPD-Antrag
(17/12723), in dem ein erheblicher Anpas-
sungsdruck der maritimen Wirtschaft festge-
stellt wird. Die Bundesregierung müsse den
Prozess der Neuausrichtung der maritimen
Wirtschaft aktiv steuern. „Doch die Bundes-
regierung setzt in wichtigen Handlungsfel-
dern der maritimen Politik auf eine Libera-
lisierung von Märkten und den Rückzug des
Staates – eine Haltung, die dem maritimen
Standort insgesamt schadet“, wird kritisiert.
Abgelehnt wurde mit Koalitionsmehrheit
auch ein Antrag (17/12697, 17/12878) der
Grünen. Die Fraktion verlangt, die Tonnage-
besteuerung von Schiffen europäisch zu
harmonisieren und ein europäisches Flag-
genregister einzuführen. An die Ausschüsse
überwiesen wurde ein Antrag der Linksfrak-
tion (17/12823), in dem unter anderem ein
Ende des Subventionswettbewerbs gefor-
dert wird. Hans-Jürgen Leersch ❚

WIRTSCHAFT Deutsche maritime Wirtschaft hat enormes 
Wachstumspotenzial. Probleme bei der Schiffsfinanzierung

Die Zukunft liegt
auf hoher See

Der Schuldige für eine einwöchige Sperrung
des Nord-Ostseekanals war für die Opposi-
tion schnell gefunden. In der vergangenen
Woche schob sie in einer Aktuellen Stunde
vor allem Bundesverkehrsminister Peter
Ramsauer (CSU) die Verantwortung zu, die
dringend erforderliche Instandsetzung des
Kanals zu verschleppen und für eine zuneh-

mende Verteuerung des  Projektes verant-
wortlich zu sein. So warf der Hamburger
Abgeordnete Johannes Kahrs (SPD) dem
Minister vor, er habe für die Modernisie-
rung des Kanals bereits zur Verfügung ste-
hende Mittel nach Bayern umgeleitet, um
diese für dortige Projekte zu verwenden.
„Ich schätze Sie“, entgegnete Ramsauer,
„aber dies ist ein Foul, für das es im Fußball
die rote Karte gibt.“
Unterstützung erhielt der Minister vom
Unionsabgeordneten Philipp Murmann
(CDU).  „Kein Bayer war zuletzt häufiger in

Schleswig-Holstein als Ramsauer“, sagte
und betonte, Deutschland sei als „Mittel-
standsland“ dezentral aufgestellt und dem-
entsprechend auf eine funktionierende In-
frastruktur angewiesen. Vor diesem Hinter-
grund setzte er sich für einen stärkeren „Pio-
niergeist“ ein und forderte, auf nationaler
Ebene mehr „an einem Strang zu ziehen.“

Auch Torsten Staffeldt
(FDP) mahnte eine stärke-
re gemeinsame Anstren-
gung an. „Der maritime Be-
reich muss eine höhere
Wertigkeit erhalten“, sagte
er und erteilte Forderungen
aus der Opposition nach
einer schnelleren Umset-
zung der erforderlichen
Modernisierungsmaßnah-
men eine Absage.
Demgegenüber kritisierte
die Grünen-Abgeordnete
Valerie Wilms für die zu lö-
senden Fragen des Kanals
eine stärkere Sachorientie-
rung. „Es reicht eben nicht,
einen Spatenstich zu insze-
nieren. Wir müssen uns
sachgerecht für den Erhalt
dieser wichtigen Anlagen
einsetzen.“ Herbert Beh-

rens (Die Linke) konnte keine vorausschau-
ende Planung erkennen, sondern lediglich
Flickschusterei. Seit Mai 2010 könne eine
fünfte Schleuse gebaut werden, 270 Millio-
nen Euro seien hierfür bereitgestellt wor-
den. „Doch passiert ist nichts!“ jmb ❚

»Mittel umgeleitet«

Jade-Weser-Port in Wilhelmshaven: Hier können selbst die größten Containerschiffe tideunabhängig schnell abgefertigt werden.
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Einem Gewerkschafter fällt so etwas natür-
lich auf. 158 Seiten zählt der Bericht zu „Ar-
beitswelt, Konsumverhalten und Lebenssti-
le“, den die Enquetekommission „Wachs-
tum, Wohlstand, Lebensqualität“ vergange-
ne Woche verabschiedete. In dem dicken
Text finden sich exakt drei Zeilen zum Min-
destlohn – mit der Bemerkung, die mit der
Erstellung der Expertise beauftragte Projekt-
gruppe 5 habe dieses Problem „intensiv“
diskutiert, allerdings „ohne neue Befunde
und Erkenntnisse“. Das könne doch nicht
sein, kritisierte der von der Linksfraktion
benannte Sachverständige Norbert Reuter
aus der Ver.di-Bundeszentrale, der Mindest-
lohn sei „doch ein gesellschaftliches Thema
ersten Ranges“. 
Auch Dietmar Hexel vom Bundes-DGB är-
gerte sich. Zwar werde einer besseren Mit-
bestimmung das Wort geredet, doch werde
das nicht näher erläutert, monierte der von
der SPD delegierte Experte. Zudem setze
sich das Papier nicht mit der
Misere auseinander, dass
viele Beschäftigte von ihrer
Arbeit nicht leben könnten:
„Warum steht das da nicht?“
Der CDU-Abgeordnete Mat-
thias Zimmer konterte auf
entwaffnende Weise. Arm
durch Arbeit, Mindestlohn,
Mitbestimmung: Hätte man
dazu Näheres beschließen
wollen, „dann wären wir in
Konflikt geraten, und das
hätte uns nicht gut getan“,
brachte der Vizevorsitzende der Kommissi-
on das Dilemma auf den Punkt. Sabine Lei-
dig (Linke), Leiterin der Projektgruppe 5:
„Je mehr wir uns der Tagespolitik angenä-
hert haben, desto mehr Konflikte gab es.“
Solche Klippen hat man umschifft. So wur-
de denn der von Leidigs Team entworfene
Bericht anders als die Expertisen sonstiger
Projektgruppen ohne größeren Streit ein-
hellig gebilligt: Eine Verständigung war
möglich in der Problemanalyse und in der
Proklamation des allgemeinen Ziels, die Ar-
beitswelt sowie das Konsumverhalten und
die Lebensstile der Bürger stärker nachhal-
tig auszurichten – viel Konkretes findet sich
aber nicht. Erwerbstätigen solle die Aus-
übung einer „qualitativ hochwertigen Ar-
beit“ ermöglicht werden, verlangte Leidig,
Verbraucher müssten die Chance erhalten,
einen nachhaltigen Konsum zu praktizie-
ren. Gegen solche Forderungen mochte nie-
mand etwas einwenden. 

Unterschiedliche Positionen Beim Thema
Arbeit habe man  indes vor allem unter-
schiedliche Positionen „sichtbar gemacht“,
so die Linken-Abgeordnete. Zu einigen ver-
mochte man sich auf eine Ausweitung der
Erwerbstätigkeit von Frauen – weswegen die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie geför-
dert und die Kinderbetreuung ausgebaut
werden sollen. Einverständnis herrscht
auch, die Leute durch eine Bildung und Aus-
bildung fit zu machen für einen Umbau der
Wirtschaft hin zu mehr Nachhaltigkeit.
Wie aber soll eine „zukunftsfähige“ Arbeits-
welt aussehen? Dazu „konnte kein Konsens

hergestellt werden“, heißt es in einer Bewer-
tung der SPD-Parlamentarier. Das Papier
der Kommission belässt es bei der Präsenta-
tion von drei unterschiedlichen Modellen
als Basis künftiger politischer Diskussionen.
Vor dem Hintergrund von Fachkräfteman-
gel, Globalisierung und demographischem
Wandel plädiert ein Konzept, das vor allem
Union und FDP zuzuordnen ist, für eine
Ausdehnung der Erwerbsarbeit, etwa durch
eine Erhöhung der Lebensarbeitszeit, und
für mehr Flexibilisierung. 

SPD gegen Ausdehnung Ein von der SPD
favorisierter Entwurf zielt auf „Vollbeschäf-
tigung in qualitativ hochwertiger Arbeit“,
lehnt eine Ausweitung des gesamten Ar-
beitsvolumens ab und will die Arbeitszeit
zwischen Frauen und Männern ausgegliche-
ner verteilen. Linke und Grüne befürworten
ein Modell, das soziale Sorgearbeit und bür-
gerschaftliches Engagement stärker mit Er-

werbstätigkeit verknüpft.
Konkreter wird die Experti-
se, wenn es um Konsumver-
halten und Lebensstile geht.
Autos mit ökologischem
Antriebssystem könne man
über Sonderfahrspuren be-
vorzugen. Carsharing-Fahr-
zeuge sollten bei Parkplät-
zen privilegiert werden,
auch sollten sie verkehrsbe-
ruhigte Zonen nutzen kön-
nen. Plädiert wird für eine
Neuregelung der Entfer-

nungspauschale. Aber wie? Offenbar war
keine Einigung möglich. 
Ein nachhaltiger Konsum müsse in den
Lehrplänen an Schulen eine stärkere Rolle
spielen, wird verlangt. Eine höhere Glaub-
würdigkeit von Siegeln und Zertifikaten
könne die Information über Waren verbes-
sern. Ein Dreh- und Angelpunkt der Nach-
haltigkeit: Firmen sollen Produkte mit län-
gerer Lebensdauer entwickeln sowie deren
Reparatur- und Recyclingmöglichkeiten ver-
bessern. Gefordert wird eine Debatte über
eine „Ernährungswende“. Nötig sei mehr
Aufklärung über den Kauf „saisonaler und
fair gehandelter Produkte“. Ein „Runder
Tisch“ soll bis 2025 für eine Halbierung der
Lebensmittelverluste sorgen. Brisant mutet
die Forderung an, den Fleischkonsum der
Bürger zu verringern: Dessen Verteuerung
wird zwar nicht offen verlangt, doch ist von
einer „entsprechenden Preisgestaltung“ die
Rede, eine Fußnote erwähnt die Abschaf-
fung der ermäßigten Mehrwertsteuer – und
dies, obwohl die Preissteigerung bei Nah-
rungsmitteln über der Inflationsrate liegt. 
Darf der Staat Verbraucher über eine poli-
tisch motivierte Verteuerung von Lebens-
mitteln unter Druck setzen? Leidig räumte
ein, dass Lebensstile eine individuelle Ange-
legenheit seien, doch auf deren Ausprägung
nehme der Staat über Rahmenbedingungen
Einfluss. Der Bericht will „plurale Lebenssti-
le“ respektieren, aber: „Der Staat kann sich
nicht aus den individuellen Freiheitsent-
scheidungen über Lebensstile heraushal-
ten.“ Aufgelöst wurden diese Widersprüche
nicht. Karl-Otto Sattler ❚

Heikle Klippen umschifft
WACHSTUMS-ENQUETE Viele Differenzen zu Bericht 

»Je mehr wir
uns der

Tagespolitik
näherten, desto
mehr Konflikte

gab es.«
Sabine Leidig (Die Linke)

VERKEHR UND BAU Schlagabtausch zum Nord-Ostseekanal

Wegen Schleusenarbeiten gesperrt: Nord-Ostseekanal
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Honig soll eindeutig
gekennzeichnet werden
Honig, der gentechnisch veränderte Pollen
enthält, soll in Zukunft eindeutig gekenn-
zeichnet werden. Das fordern die Fraktionen
SPD und Bündnis 90/Die Grünen in einem
Antrag (17/12839), der am Donnerstag erst-
mals im Bundestag beraten wurde. Die Im-
ker- und Verbraucherverbände sollen bei der
Erarbeitung der Honig-Kennzeichnung ein-
bezogen werden. Eine allgemeine Deklara-
tionspflicht für Pollen als Zutat im Honig
müsse im Interesse der Honigwirtschaft ver-
mieden werden, ohne die Kennzeichnungs-
pflicht für gentechnisch veränderte Organis-
men im Honig sowie Schadensersatz- an-
sprüche der Imkerei bei gentechnischen Ver-
unreinigungen zu gefährden. eis ❚

Grüne wollen Haltung der
Legehennen verbessern
Die Grünen haben am vergangenen Donners-
tag einen Antrag zur Verbesserung der Lege-
hennenhaltung (17/12842) vorgelegt.Danach
soll die Bundesregierung die im Bundesrat be-
schlossene Fünfte Verordnung zur Änderung
der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung
unverzüglich in Kraft setzen. Laut Antrag sol-
len alle Hermesbürgschaften für den Export
und den Bau von Tierhaltungsanlagen, die
deutschem oder europäischem Recht wider-
sprechen, gestoppt und die Lebensmittel-
Kennzeichnungsverordnung um Angaben zur
Haltungsform der Legehennen bei allen Le-
bensmitteln erweitert werden. eis ❚

Keine Ausweitung der 
Eier-Kennzeichnungspflicht
Die Eier-Kennzeichnungspflicht muss nicht
auf verarbeitete Eier ausgeweitet werden.
Einen Antrag (17/9170) der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen mit dieser Forderung
lehnte der Bundestag vergangenen Don-
nerstag ab (17/9973). Die Grünen forderte
ndie Bundesregierung dazu auf, die Lebens-
mittel-Kennzeichnungsverordnung so zu än-
dern, dass Angaben zur Haltungsform der
Legehennen bei allen Produkten, die Ei als
Zutat enthalten, verpflichtend vorgeschrie-
ben werden. Des Weiteren soll sie sich auf
EU-Ebene dafür einsetzen, dass die EU-wei-
te Kennzeichnungspflicht für Eier auf eier-
haltige Produkte jeder Art ausgedehnt wird
und eine Tierhaltungskennzeichnung für al-
le tierischen Produkte geschaffen wird.eis ❚

Neues Gesetz über 
intelligente Verkehrssysteme 
Die Bundestag hat am Donnerstag dem Ge-
setzentwurf der Bundesregierung
(17/12371) über intelligente Verkehrssyste-
me im Straßenverkehr und deren Schnitt-
stellen zu anderen Verkehrsträgern zuge-
stimmt (17/12768). Damit wird die Richtli-
nie 2010/40/EU umgesetzt. mik ❚

KURZ NOTIERT

»Angebot an
Zypern gilt«
HAUSHALT „Wir stehen weiterhin zu unse-
rem Angebot an Zypern.“ Dies erklärte Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) vergangene Woche im Haushalts-
ausschuss, wo er den Abgeordneten über
das Sondertreffen der Eurogruppe am 
15. März 2013 zu Zypern berichtete und
über die Konsequenzen aus der Ablehnung
des Hilfspaketes durch das zypriotische Par-
lament informierte. Notwendig sei aber auf
jeden Fall, dass Zypern seinen Anteil zur Re-
kapitalisierung und Umstrukturierung des
zypriotischen Bankensystems in Höhe von
insgesamt rund sieben Milliarden Euro
bringen werde, sagte er weiter. Dies müsse
nicht durch eine einmalige Abgabe der An-
leger geschehen – wie im Hilfsprogramm
vorgeschlagen. Wie dies geschehen solle, sei
alleine die Entscheidung der Zyprioten. Im
übrigen sei alles getan worden, dass die Kri-
se Zyperns nicht auf den Euro überschwap-
pen könne. Die Union wies darauf hin, dass
zunächst nur Einlagen über 100.000 Euro
zu den Abgaben herangezogen werden soll-
ten. Erst auf Initiative der zypriotischen Re-
gierung seien auch Guthaben mit weniger
als 100.000 Euro ins Auge gefasst worden.
Die FDP betonte, dass die Einlagensiche-
rung keine europäische Sicherung sei, son-
dern nur eine Sicherung der jeweiligen Staa-
ten. Diese würden also nur dann die Einle-
ger entschädigen, wenn der Staat dies be-
zahlen könne. Für die SPD hat die Bundes-
regierung den Fall Zypern „total unter-
schätzt“. Es sei unverständlich, dass die Fi-
nanzminister eine Lösung akzeptiert hätten,
die das Vertrauen in die Einlagensicherung
so erschüttere. Zwar habe die SPD ebenfalls
eine Beteiligung der Anleger gefordert, es sei
aber immer klar gewesen, dass es einen Frei-
betrag von 100.000 Euro geben müsse. Dem
stimmten auch die die Grünen zu.  Für die
Linksfraktion war „schon lange“ absehbar,
dass das zypriotische Parlament nicht zu-
stimmen werde. mik ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die Tür ist verschlossen, doch die Sechstklässler aus Bran-
denburg stehen trotzdem staunend davor. Denn dahinter
könnte die Bundeskanzlerin sitzen. Erst zaghaft, dann im-
mer stärker pochen die 12-Jährigen an die große blaue Tür.
Keine Reaktion. „Frau Merkel hat heute offenbar andere
Termine“, sagt Alexandra Ufnal. Die Besucherführerin des
Bundestages vergisst auch nicht, ihren jungen Gästen zu
erklären, dass Angela Merkel (CDU) ihren eigentlichen Ar-
beitsplatz im Bundeskanzleramt hat.
Zum zweiten Mal dieses Jahr war in der vergangenen Wo-
che Kindertag im Bundestag. An insgesamt sechs Tagen im
Jahr können Schulklassen oder Gruppen mit Kindern im
Alter von fünf bis 14 Jahren sich durch das Gebäude füh-
ren lassen, mit einem auf sie abgestimmten Angebot. Schü-
ler ab der zehnten Klasse können außerdem zweimal die
Woche mit einem Planspiel den Bundestag kennenlernen
und ausprobieren, wie Gesetzgebung abläuft. 
Wer keine Gelegenheit hat, das deutsche Parlament zu be-
suchen, kann sich aber auch im Internet über die Vorgän-

ge im Bundestag, Themen der Tagesordnung oder einfach
über die Art, wie Politik gemacht wird, informieren. Für
Kinder ist kuppelgucker.de gedacht. Hier laden der Adler
Karlchen zusammen mit den Schülern Max und Lisa die
Besucher ein, den Sitzungssaal und die Kuppel zu entde-
cken oder Nachrichten aus dem Bundestag zu hören. Auf
mitmischen.de können Jugendliche über aktuellen politi-
sche Themen diskutieren, beispielsweise die doppelte
Staatsbürgerschaft oder ehrenamtliches Engagement. Mit
dem Spiel parlamentsprofi.de können Schüler ihr Wissen
testen. In der Rubrik „Parlamännchen“, die regelmäßig auf
Seite 3 dieser Zeitung erscheint, werden wichtige Begriffe
besonders kindgerecht erklärt.    
Natürlich bemüht sich der Bundestag nicht nur, Kinder
über seine Arbeit zu informieren. Die Abgeordneten set-
zen sich für die Rechte des Nachwuchses ein. Prominen-
testes Beispiel ist dafür die Kinderkommission, die seit
1988 die Interessen von Kindern und Jugendlichen vertritt.
Aktuell beschäftigen sich die Abgeordneten vor allem mit

den Problemen und Bedürfnissen von Kindern psychisch
kranker Eltern. Die derzeitige Vorsitzende Beate Walter-Ro-
senheimer ist klinische Psychologin, daher liege ihr das
Thema nah, erklärt sie. „Unser psychiatrisches System
denkt Familienangehörige und besonders Kinder schon
mehr mit als früher, aber sicher noch nicht in ausreichen-
dem Maß.“ 
In der vergangenen Woche besuchte Beate Walter-Rosen-
heimer mit Kollegen die Ambulante Sozialpädagogik
Charlottenburg (Amsoc). Die Berliner Einrichtung bietet
eine vom Jugendamt finanzierte ambulante Hilfe für Fa-
milien. 33 festangestellte Mitarbeiter und 80 Ehrenamtli-
che kümmern sich um die Kinder und ihre Eltern. Bei dem
Termin seien vielfältige Probleme angesprochen worden,
sagt Walter-Rosenheimer, beispielsweise fehlendes Geld
für ein Paten-Projekt. „Grundsätzlich bleibt festzuhalten,
dass es noch mehr Aufklärung in der Gesellschaft braucht,
damit die Stigmatisierung psychischer Krankheiten abge-
baut wird.“  Sandra Ketterer ❚

Nicht nur für Erwachsene 

ORTSTERMIN: KINDER UND JUGENDLICHE IM BUNDESTAG

Eine Lücke im
Kabinett 
2. April 1968: Lücke tritt zurück „Und
wenn die Leiche auch noch so stinkt, von
uns werden Sie nicht erfahren, dass sie tot
ist.“ Für manchen Geschmack etwas zu
makaber kommentierte Ernst Benda,
1967/68 Parlamentarischer Staatssekre-
tär im Bundesinnenministerium, vor
Journalisten das sich abzeichnende
Scheitern der geplanten Wahlrechtsre-
form. Dabei hatten sich Union und SPD
bei ihren Koalitionsverhandlungen 1966
auf dieses Vorhaben verständigt. Zumin-
dest sollte bis zur nächsten Bundestags-
wahl 1969 ein Übergangswahlrecht ver-
abschiedet sein. Im Zentrum der damali-
gen Diskussion stand dabei Innenminis-
ter Paul Lücke (CDU). 

Gemeinsam mit Herbert Wehner (SPD)
bereitete Lücke die Einführung des Mehr-
heitswahlrechts nach britischem Vorbild
vor. So wollte er stabile Mehrheitsverhält-
nisse im Bundestag sichern und Krisen
wie zu Zeiten der Weimarer Republik ver-
hindern. Außerdem sollte der Einzug der
neoanzistischen NPD in den Bundestag
verhindert werden. Diese hatte seit ihrer
Gründung 1964 bereits in sechs Land-
tagswahlen Erfolge erzielt. Doch bereits
seit Juni 1967 äußerten immer mehr
SPD-Politiker Zweifel an einem Erfolg der
Wahlrechtsreform. Auf einem Parteitag
im März 1968 beschlossen die Sozialde-
mokraten schließlich, die Wahlrechtsfra-
ge erst nach der Bundestagwahl anzuge-
hen. Vorher wurde eine Studie veröffent-
licht, die der SPD bei einem Mehrheits-
wahlrecht gegenüber der Union
schlechtere Chancen einräumte. Ent-
täuscht  über die SPD räumte Lücke am
2. April seinen Posten. Benjamin Stahl ❚

Lammert würdigt
Rede von Wels
ERMÄCHTIGUNGSGESETZ An den 80. Jah-
restag der Verabschiedung des sogenannten
Ermächtigungsgesetzes erinnerte am Freitag
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) zu Beginn der Plenarsitzung. In der
Berliner Kroll-Oper, wo der Reichstag nach
dem verheerenden Brand vom 
27. Februar 1933 zusammengetreten war,
hätten die Abgeordneten am 23. März 1933
das „Gesetz zur Behebung der Not von Volk
und Reich“ beschlossen – mit der notwen-
digen Zweidrittel-
mehrheit, allein ge-
gen die Stimmen der
Sozialdemokraten
unter ihrem Frakti-
onsvorsitzenden Ot-
to Wels, sagte Lam-
mert.
Dessen „denkwürdi-
ge und heldenhafte
Rede“ sei – in den
Worten seines Kolle-
gen Wilhelm Hoeg-
ner – ein „letzter
Gruß an das verblichene Zeitalter der
Menschlichkeit und des Menschenrechts“
gewesen. Lammert wies darauf hin, dass bei
der Abstimmung im Reichstag bereits 107
Abgeordnete gefehlt hätten: neben 26 Par-
lamentariern der SPD 81 Fraktionsmitglie-
der der Kommunistischen Partei Deutsch-
lands (KPD), „die bereits in Haft saßen oder
sich aus berechtigter Angst um ihr Leben auf
der Flucht befanden“.
Mit der Übertragung der gesetzgebenden
Gewalt vom Parlament auf die Exekutive
seien die Gewaltenteilung aufgehoben, die
parlamentarische Demokratie aufgegeben
und der Weg in die Diktatur zementiert
worden, der seit dem 30. Januar 1933 mit
„beispiellosem politischem Terror einge-
schlagen worden war“, sagte der Bundes-
tagspräsident. Die Abgeordneten erhoben
sich von ihren Plätzen, als Norbert Lam-
mert mit den Worten schloss: „Wir vernei-
gen uns heute vor allen Opfern der natio-
nalsozialistischen Diktatur und erinnern
uns dankbar all derer, die während und
nach der brutalen Zerstörung der ersten
deutschen Demokratie durch ihren Mut
und ihre Tatkraft den politischen, sozialen
und moralischen Wiederaufbau unseres
Landes ermöglicht haben.“ vom ❚

Wenn das Parlament in Ber-
lin ist, wird alles anders.
Dann ist Schluss mit dem
Raumschiff Bonn! Schluss

mit dem ewigen Aufeinanderhocken von
Politik, Medien und Lobbyisten. Die Po-
litik, so die oft zu hörende Meinung da-
mals, wäre dann endlich „näher am Men-
schen“ – als ob in Bonn nur Leute vom
anderen Stern gelebt hätten. 
Mit Bonn ist nun ja seit fast 14 Jahren (so
gut wie) Schluss, doch keineswegs mit
dem Raumschiff. Denn das ist in Berlin
gelandet, genauer gesagt: in Berlin-Mitte. 
Die neue Mitte ist das Zentrum des bun-
despolitischen Betriebes. Wer Polit- und
Medienpromis sehen möchte, weiß, in
welchen Lokalen er auf sie stößt. Stadt-
führer bieten Routen auf den Spuren von
Lobbyisten an – ideal für Fußkranke, weil
„alles so schön nah beieinander liegt“.
Der Mitte-Mensch verschmilzt geradezu
mit seinem Bezirk, in dem er selten
wohnt und der in weiten Teilen geprägt
ist von kühler, schnörkelloser Architek-
tur. Man erkennt ihn daran, wie er geht
und was er trägt. Der bunten, schlendern-
den Masse der Touristen setzt er den eili-
gen Schritt und die wichtige Miene entge-
gen. Politiker, Berater und Verbandsver-
treter sind optisch kaum voneinander zu
unterscheiden, sogar Journalisten, die
sich früher gerne durch einen unange-
passten Look auszeichneten, greifen ver-
mehrt zum dunklen Anzug. Man trifft
sich nicht heimlich im Hinterzimmer der
Macht, sondern für alle sichtbar im Ein-
stein, im Borchert oder anderen Lokalen
in Berlin-Mitte. Mitte hat Strahlkraft. Wie
ein Gütesiegel wird der Begriff schon auf
Briefköpfen eingesetzt. Das Signal ist
klar: Der Absender ist ganz dicht dran, ist
ein Teil davon. Ein Teil des Raumschiffs.
Aber dieses Wort verschweigt man lieber.
Das heißt jetzt Mitte. Jacqueline Schäfer ❚

Berlin-Mitte hat
Strahlkraft

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 45 JAHREN ...

Der zurückgetretene Paul Lücke (Mitte)
ist wieder einfacher  Abgeordneter.

Der Bundestag hält mit kuppelgucker.de, mitmischen.de, dem Kindertag (links unten) und dem Jugendparlament (rechts oben) viele Informationsangebote für Kinder bereit.
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Zur Ausgabe 10-11 vom 4.3.2013,
„Mierscheid zum 80.“ auf Seite 14 und
zur Ausgabe 8 vom 18.2.2013, „Eine
Brücke für den ideellen Gesamtabge-
ordneten“ auf Seite 14:
Vielen Dank dafür, dass Sie uns Außenste-
henden auch solche internen Schmankerl
wie den ausgedachten Bundestagsabgeord-
neten Jakob Mierscheid präsentieren. Bis
ich Ihren Artikel über die nach ihm be-
nannte Brücke in der Ausgabe vom 18. Feb-
ruar las, war mir Jakob Mierscheid vollkom-
men unbekannt. Ich finde die ganze Sache
sehr witzig. Es ist schön, dass eine solche
Tradition, man muss wohl fast schon sagen
„Institution des Bundestages“, noch ge-
pflegt wird und Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert ihm noch zum Geburtstag
gratuliert. 
Aufgrund ihrer Berichter-
stattung habe ich mir auch
die Wikipedia-Seite Mier-
scheids angesehen und war
erstaunt, welche weiteren
Auswüchse sich die doch
eher als humorlos ver-
schrieenen deutschen Amts-
stuben ausgedacht haben. 
Allerdings möchte ich an-
merken, dass Jakob Mier-
scheid verdächtige Ähnlich-
keit mit der fiktiven Figur
Karl Ranseier aus der Fern-
sehsendung „RTL Samstag
Nacht“ hat. Karl Ranseier

wurde in der Sendung immer wieder als
„der wohl erfolgloseste Mensch aller Zeiten“
beschrieben. 
Ich hoffe für Herrn Mierscheid und dessen
politische Karriere, dass hier keinerlei Ver-
wandtschaft besteht und die Ähnlichkeit
nur äußerlicher Natur ist.

Annelene Weber, 
per E-Mail

Zur Ausgabe 12 vom 18.3.2013, „Kopf
der Woche“ auf Seite 1 und zur Ausga-
be 8 vom 18.2.2013, „Rücktritt des
Papstes“ auf Seite 13:
Ich finde es gut, dass Sie in ihrer letzten Aus-
gabe den neuen Papst in ihrer Rubrik „Kopf
der Woche“ abgebildet haben. Ich denke,
seine Wahl war eindeutig das bestimmende

Thema der Woche. Allerdings haben Sie sich
wiederholt, da die fünf Wahlgänge, die ge-
braucht wurden, um Papst Franziskus zu
wählen, zweimal auftauchen: einmal in Ih-
rem Text und einmal als Zahl der Woche.
Das ist ein kleiner Fauxpas.  
Allerdings gefällt es mir, dass Sie dieses Mal
nicht die gleiche Darstellungsform gewählt
haben, wie in Ihrer Ausgabe vom18. Febru-
ar. In dieser hatten Sie den Rücktritt von
Papst Benedikt XVI. thematisiert und alle
Bundestagsfraktionen zu Wort kommen las-
sen. Ich kann zwar verstehen, dass Sie als
Zeitung des Parlamentes alle Parteien be-
rücksichtigen müssen, aber die einzelnen
Aussagen der Fraktionen waren zum Teil
doch inhaltlich sehr flach und voller Plati-
tüden. Beim Lesen konnte man sich des Ein-

drucks nicht erwehren, dass die Pressespre-
cher hier nur eine Aussage um der Aussage
Willen abgegeben haben. Beim Lesen wur-
de selbst einem politisch interessierten
Menschen wie mir verständlich, wie man
das Interesse an Politik oder der Politikbe-
richterstattung verlieren kann. Da lobe ich
mir doch einfach eine kleine Meldung am
Rande, wenn sie auch nicht mehr so aktuell
sein mag. Optisch und vom Gesamtein-
druck ist diese dann viel stimmiger und
wirkt weniger gequält.    

Stefan Bernhardt, 
Berlin  

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper
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>Gerhard Scheu
Bundestagsabgeordneter 1983-2002,
CSU
Am 27. März wird Gerhard Scheu 70 Jahre
alt. Der promovierte Jurist und Verwaltungs-
beamte aus Weilersbach im Kreis Forchheim
wurde  1963 CSU-Mitglied, war stellvertre-
tender Bezirksvorsitzender der CSU Ober-
franken und gehörte von 1972 bis 1981 dem
Kreistag in Forchheim an. Im Bundestag en-
gagierte sich der Direktkandidat des Wahl-
kreises Bamberg im Ausschuss für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten, im Finanz-
ausschuss, im Haushaltsausschuss, im Aus-
schuss für Arbeit und Sozialordnung sowie
im Rechtsausschuss. Von 1993 bis 1994 lei-
tete Gerhard Scheu im Bundestag den Unter-
suchungsausschuss „HIV-Infektionen durch
Blut und Blutprodukte“.

>Wilhelm Jung
Bundestagsabgeordneter 1980-1990,
CDU
Im 26. März vollendet Wilhelm Jung sein 85.
Lebensjahr. Der aus Lörrach stammende Bä-
ckermeister und Präsident der Handwerks-
kammer Freiburg von 1974 bis 1995 trat
1962 der CDU bei. Von 1964 bis 1980 gehör-
te er dem baden-württembergischen Land-
tag an und war von 1974 bis 1980 stellver-
tretender Fraktionsvorsitzender. Im Bundes-
tag vertrat Jung als Direktkandidat den Wahl-
kreis Lörrach-Müllheim und gehörte in allen
drei Wahlperioden dem Finanzausschuss an.

>Horst-Ludwig Riemer
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
FDP
Horst-Ludwig Riemer begeht am 3. April sei-
nen 80. Geburtstag. Der promovierte Jurist
und Rechtsanwalt aus Düsseldorf  schloss
sich 1952 der FDP an, stand von 1972 bis
1979 an der Spitze des Landesverbands sei-
ner Partei in Nordrhein-Westfalen und war
von 1972 bis 1981 Mitglied des Bundesvor-
stands der FDP. Dem  nordrhein-westfäli-
schen Landtag gehörte Riemer von 1966 bis
1980 und von 1985 bis 1995 an und amtier-
te von 1970 bis 1979 als Minister für Wirt-
schaft, Mittelstand und Verkehr in Düssel-
dorf. Im Bundestag arbeitete er im Verkehrs-
ausschuss mit.

>Klaus-Peter Creter
Bundestagsabgeordneter 1990, CDU
Am 8. April wird Klaus-Peter Creter 70 Jahre
alt. Der Elektroingenieur und Hauptge-
schäftsführer der Handwerkskammer für
Ostthüringen von 1995 bis 2008 trat 1972
der CDU in der DDR bei und war stellvertre-
tender Kreisvorsitzender. 1989 übernahm er
den CDU-Kreisvorsitz von Gera-Stadt. Von
März bis Oktober 1990 gehörte Creter der
ersten frei gewählten Volkskammer an und
war Mitglied des Deutschen Bundestags bis
zum Ende der 11. Wahlperiode. bmh ❚

In dem Bericht über die Aktuelle Stunde des
Bundestages zur umstritte-
nen Verfassungsreform in
Ungarn in der Ausgabe vom
18. März ist der CDU-Abge-
ordnete Gunther Krich-
baum falsch wiedergegeben
worden. Krichbaum hatte
gesagt, Deutschland müsse
zu den Ereignissen in Un-
garn mit Augenmaß Stel-
lung beziehen. Entgegen der
Darstellung in „Das Parla-
ment“ hatte er allerdings be-
tont, dass das keine Einmi-
schung in innere Angelegen-
heiten Ungarns sei.

Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1,
11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der
Redaktion wieder. Die
Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von
„Das Parlament“ 
erscheint am 8. April.
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Die deutsche Volkswirtschaft
ist heute die viertgrößte –
nach den USA, China und

Japan. Das ist die Basis für unseren
Wohlstand, für unsere Lebensquali-
tät. Viertgrößte Volkswirtschaft –
das muss man in Relation zum An-
teil Deutschlands an der Weltbevöl-
kerung sehen: Bei uns in der Bun-
desrepublik Deutschland leben nur
1,2 Prozent der Weltbevölkerung.
Im Zuge der demo-
grafischen Entwick-
lung wird dieser An-
teil auf 0,7 oder 0,8
Prozent sinken.

Was ist die Ursa-
che dafür, dass wir
so gut sind? Warum
sind wir eine so star-
ke Industrienation?
Die Ursachen sind
eigentlich die Entdeckerfreude und
der Erfindergeist der Menschen und
die Innovationsfähigkeit der Bun-
desrepublik Deutschland. Deutsch-
land gehört zu den innovativsten
Ländern weltweit.

Dass das so ist, zeigen uns zahl-
reiche Rankings. Rankings sind aber
immer nur gut, wenn man selber
vorne ist. Insofern sind sie sehr re-
lativ. Deswegen ist es gut, auch auf
andere Indikatoren und Zahlen zu
schauen: Der deutsche Anteil am
Welthandel mit forschungs- und
entwicklungsintensiven Gütern be-
trägt 12 Prozent – das ist ein Spit-
zenplatz –, und jedes zehnte welt-
marktrelevante Patent kommt aus
Deutschland. Das sind Daten, die
zeigen, dass wir wirklich eine Spit-
zenposition innehaben, dass wir ei-
nen Vorsprung haben.

Diesen Vorsprung muss man hal-
ten. Deswegen muss der Bereich

Forschung und Entwicklung im po-
litischen Geschäft weiterhin Priori-
tät haben. Das ist außerordentlich
wichtig. Wenn wir uns die Prioritä-
tensetzung anschauen, wenn wir
uns anschauen, was der Bund ge-
macht hat, dann stellen wir fest,
dass auf Bundesebene in den letzten
Jahren so viel wie noch nie für For-
schung und Entwicklung ausgege-
ben worden ist.

2005 wurden für diesen Bereich 9
Milliarden Euro ausgegeben, im ver-
gangenen Jahr waren es über 13 Mil-
liarden Euro. Messlatte ist das Brut-
toinlandsprodukt – auch wenn man
darüber diskutieren kann, wie rela-
tiv dieser Wert ist: Die Zielmarke bei
den Ausgaben für Forschung und
Entwicklung lag bei 3 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts. Wir liegen
bei 2,9 Prozent. Deutschland gehört
damit zu den wenigen Ländern, die
mehr als 2,5 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts für Forschung und
Entwicklung ausgeben. Damit lie-
gen wir auch weit über dem euro-
päischen Schnitt.

Die Erfolge der Strategie Deutsch-
lands in den letzten
Jahren wurden auch
in dem Gutachten
der Expertenkom-
mission Forschung
und Innovation,
EFI, gewürdigt. Aber
EFI hat auch deut-
lich gemacht, dass
wir, wenn wir zu den
innovationsstärks-

ten Nationen gehören wollen, wei-
ter gehen müssen. Deswegen gibt es
von dieser Seite aus die Empfeh-
lung, bis zum Jahr 2020 eine Steige-
rung auf 3,5 Prozent herbeizufüh-
ren und dann diesen hohen Level –
es kann nicht unendlich gesteigert
werden – zu halten. Ich denke, das
ist eine sehr wichtige Messlatte, die
uns dabei hilft, die Prioritätenset-
zung in entsprechende Effekte um-
zuwandeln. Damit meine ich nicht
nur Geld, sondern auch Rahmenbe-
dingungen. Jetzt sind es 2,9 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts, die wir
für Forschung und Entwicklung aus-
geben, und die Zielmarke liegt bei
3,5 Prozent.

Ich habe bereits gesagt, dass von
der Bundesregierung noch nie so
viel Geld für Forschung und Innova-
tion ausgegeben wurde wie in den
letzten Jahren. Das gilt aber auch für
die Wirtschaft, die an den 2,9 Pro-

zent ihren Anteil hat. Beim Geld
geht es jedoch nicht nur um die
Menge, sondern besonders um die
Frage, wie es eingesetzt wird. Es ist
nicht so, dass Innovation allein da-
durch erreicht wird, dass man im
Max-Planck-Institut oder an anderer
Stelle eine gute Erfindung macht.
Vielmehr geht es auch um den
Transfer, um eine Umsetzung in Ge-
schäftsideen bzw. Produkte. Das ist
ein außerordentlich komplizierter
Prozess.

Die nationale Innovationsstrate-
gie – die Hightech-Strategie 2020 –
, zu der wir heute eine Zwischenbi-
lanz ziehen, ist ein Instrument, das
dazu dient, auch die Wirtschaft und
die Bundesländer einzubeziehen.
„Hightech-Strategie 2020“ ist ein
toller Name. Aber wie gut diese Stra-
tegie ist, zeigt sich daran, dass sie
sich auch auf die europäischen Stra-
tegien ausgewirkt hat. Die europäi-
sche Innovationsstrategie ist in ganz
starkem Maße von der Hightech-
Strategie 2020 angeregt und beein-
flusst worden. Auch im Forschungs-
rahmenprogramm sind viele Kom-
ponenten davon übernommen wor-
den. Der Chef der EFI-Kommission
sagte mir – ich kann das jetzt nicht
verifizieren –, dass die Amerikaner
versuchen, aus diesem Konzept Ho-
nig zu saugen und es amerikani-
schen Verhältnissen anzupassen.

Was ist das Besondere an dieser
Hightech-Strategie? Was ist das, was
in den nächsten Jahren Erfolge
bringen wird? Für eine erfolgreiche
Durchführung der Hightech-Strate-
gie sind drei Punkte entscheidend:
Innovation, Qualifikation und Ko-
operation. Lassen Sie mich zu je-
dem dieser Punkte kurz sagen, was
beabsichtigt war, was schon ge-
schafft wurde und – das ist ja eine
besonders interessante Frage – was
noch vor uns liegt, welche Aufga-
ben noch bewältigt werden müs-
sen.

Der erste Punkt ist Innovation; sie
hat erste Priorität. In der Hightech-
Strategie sind fünf große Felder de-
finiert worden. Sie alle kennen sie,
beispielsweise Klima, Mobilität und
Sicherheit. Man braucht freie For-
schung, bei diesen Größenordnun-
gen aber auch Prioritätensetzung.
Bei der Prioritätensetzung geht es
nicht nur um Geld, sondern sie
muss sich auch auf die Industrie
richten. Und natürlich müssen die
Rahmenbedingungen für die einzel-

nen Felder entsprechend günstig ge-
staltet werden.

Ich greife zwei dieser Felder he-
raus, zunächst die Gesundheit. Das,
was in den letzten Jahren mit den
Deutschen Zentren der Gesund-
heitsforschung erreicht wurde, stellt
im Bereich der Gesundheit eine
kleine Revolution dar.

Das Ziel war es, die großen Volks-
krankheiten zu erforschen sowie Be-
kämpfungsstrategien zu entwickeln.
Die Idee war es, Gesundheitsfor-
schungszentren – bestehend aus ex-
zellenten universitären und außer-
universitären Einrichtungen – ein-
zurichten. Das sollte die Struktur
sein. Mittlerweile sind alle Gesund-
heitszentren in der Phase, in der sie
sich etablieren. Das
war ein sehr interes-
santer und sehr
transparenter Pro-
zess der Entschei-
dung. Wir haben in
dieser Zeit auch viel
getan, was die Pro-
jektförderung im Be-
reich der Lebenswis-
senschaften anbe-
trifft. Jetzt kommt es, da die Struk-
tur, die man hat, richtig und gut ist
– natürlich kann man immer darü-
ber reden, ob man noch ein oder
zwei Gesundheitszentren mehr
braucht –, vor allen Dingen auf die
Translation an. Das heißt, wir müs-
sen die Ergebnisse der Forschung,
die in den verschiedenen Bereichen
mit den Strategien, die man ver-
folgt, betrieben wird, möglichst
schnell ans Krankenbett bringen
bzw. diese Phase verkürzen.

Ich will ein Beispiel nennen. Es
gibt ein Deutsches Zentrum für In-
fektionsforschung. Beteiligt ist un-
ter anderem das Helmholtz-Zen-
trum Braunschweig, beteiligt ist al-
lerdings auch die TiHo, die Tierärzt-
liche Hochschule Hannover. In
diesem Rahmen befasst man sich
auch mit dem gesamten Feld von
Krankheiten, die von Tieren auf den
Menschen übertragen werden kön-
nen, und betreibt sehr weitgehende
Forschung. Hier stellt sich die Frage:
Wie können die Forschungsergeb-
nisse angesichts sich wandelnder
und neuer Krankheitsbilder mög-
lichst schnell umgesetzt werden?
Ein weiterer bedeutender Aspekt ist
die individualisierte Medizin. Ganz
wichtig ist aber auch das Thema Prä-
vention. Diese Themen sind, was
die Gesundheitszentren angeht,
Querschnittsthemen. Das sind die
Aufgaben, die sich uns auf diesem
Feld jetzt stellen.

Ein zweiter Punkt, den ich he-
rausgreifen möchte – das ist ein Zu-
kunftsprojekt, das ich genial finde –
, ist das Projekt Industrie 4.0. Wir al-
le haben in der Schule etwas über

die industrielle Revolution gelernt.
Wir wissen, was damals passierte,
Stichwort „Energie". Wir wissen
auch, was in den 70er-Jahren ge-
schah. Aufgrund der Möglichkeiten,
die das Internet bietet, was die In-
teraktion und die Kommunikation
zwischen Maschinen betrifft, hat
man heutzutage die Chance, auf
ganz andere Art zu produzieren.
Man kann individualisiert produ-
zieren und große Produktionssyste-
me nutzen, mit denen man aber
sehr individuell und sehr flexibel
reagieren kann. Das ist die Idee hin-
ter dem Projekt Industrie 4.0. Das
ist ein Zukunftskonzept, das hier ge-
fördert wird.

Ich glaube, hier hat Deutschland,
hat die deutsche In-
dustrie die Chance,
eine Spitzenpositi-
on einzunehmen.
Deutschland hat ei-
ne gute industrielle
Basis. In Deutsch-
land wurden in die-
sem Bereich Gott sei
Dank kaum Arbeits-
plätze abgebaut.

Deutschland hat seit vielen Jahren
seine Stärken in der Maschinenbau-
, der Verarbeitungs- und der Verfah-
renstechnik. Jetzt geht es darum,
dies miteinander zu kombinieren.
Deswegen ist dieser Bereich gerade
für Deutschland sehr wichtig. Hier
eröffnen sich Chancen. Im Vergleich
zu China und anderen Ländern ist
Deutschland immer unterlegen,
wenn es um die Massenproduktion
geht. Unsere große Stärke sind ver-
netzte Strukturen, ist systemisches
Denken. Genau dies wird im Rah-
men des Projekts Industrie 4.0 ge-
fördert.

Manches, was man von Ihnen
hört, klingt ja eher wie Science-Ficti-
on oder Ähnliches; ich jedenfalls
habe diesen Eindruck. Auf der Ce-
BIT wurde all das, damit man sich
besser vorstellen kann, wie das
überhaupt funktionieren soll, an ei-
nem sehr schönen Beispiel veran-
schaulicht. Es ist in der Tat noch viel
Science-Fiction dabei. Das Vorha-
ben befindet sich aber schon im in-
dustriellen Prozess.

DEBATTENDOKUMENTATION

Johanna Wanka (*1951)
Bundesministerin

Dr. Johanna Wanka, Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Innovation, Qualifikation und
Kooperation sichern Vorsprung

Die Ursachen
unseres Erfolgs

sind
Entdeckerfreude
und Erfindergeist

der Menschen.

Deutschland
gehört
zu den

innovativsten
Ländern
weltweit.

Debatte über die Förderung von Forschung und Innovation / 231. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 21. März 2013 
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Das Plenarprotokoll und die 
vorliegenden Drucksachen sind im
Volltext im Internet abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html
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Der industrielle Prozess ist, was
das Projekt Indus-trie 4.0 betrifft,
das eine. Etwas anderes ist aber ge-
nauso wichtig: das Thema Ge-
schäftsideen. Es geht um die Fragen:
Wie ist das verwertbar? Wie kann
diese ganz neue Industriekultur ver-
wertet und zum Erfolg geführt wer-
den? Das ist nicht nur unsere Auf-
gabe für die Zukunft, sondern wir
müssen uns schon jetzt fragen: Was
bedeutet all das für die Arbeitswelt,
für die Arbeitsorganisation? Da ich
vorhin von „Revolution“ sprach,
möchte ich zum Ausdruck bringen:
Dadurch verändert sich die Arbeits-
welt total. Deswegen ist es im Zu-
sammenhang mit der Hightech-
Strategie sehr wichtig, dass auch in
diesem Bereich von Anfang an ge-
forscht wird. Hierbei handelt es sich
nämlich nicht um ein Schreckge-
spenst, nach dem Motto: Jetzt müs-
sen alle Arbeitnehmer flexibel sein,
nur noch von zu Hause aus arbeiten
etc. Vielmehr geht es um den As-
pekt: Bedeutet das nicht auch ein
großes Plus für unsere Lebensquali-
tät? Kann es nicht sogar positiv sein,
dass wir jetzt ganz andere Arbeits-
strukturen haben, die auch einen
ganz anderen Lebensrhythmus er-
möglichen?

Ich habe zu zwei der fünf großen
Bedarfsfelder Beispiele genannt. Ich
könnte das jetzt anhand anderer
Beispiele wie dem Thema Energie
ähnlich durchdeklinieren; das ist
aber zeitlich nicht möglich.

Zweiter Punkt: Qualifikation. Ich
erinnere mich sehr gut: Als ich in
den 90er-Jahren Rektorin war, wur-
den wir in der KMK gescholten;
Herr Oppermann auch noch im
Jahre 2000 und danach. Es hieß:
Viele Studenten verlassen Deutsch-
land, keiner will in Deutschland
studieren, Deutschland ist nicht at-
traktiv genug etc.

Diese Situation hat sich total ge-
wandelt. Alle OECD-Vergleiche
zeigen: Deutschland gehört zu den
Nationen, in denen die Zustim-
mung der Studenten am größten
ist. Deutschland belegt, wenn
nach den begehrtesten Ländern ge-
fragt wird, einen der Spitzenplätze
und landet immer auf Rang drei
oder vier. Die Hälfte der gut ausge-

bildeten Wissenschaftler an unse-
ren Max-Planck-Instituten kommt
aus dem Ausland. Deutschland ist
ein attraktiver Standort. Die Studi-
enanfängerzahlen liegen bei über
50 Prozent; 2005 waren es gerade
einmal 36 Prozent. Es wird sogar
schon darüber diskutiert, ob die
Studienanfängerzahlen nicht zu
hoch sind. Es besteht vor allen
Dingen der Bedarf, den Deckel
beim Hochschulpakt anzuheben.
Die Bedingungen für ausländische
Fachkräfte müssen noch weiter
verbessert werden; hier ist aller-
dings schon einiges getan worden.
Mein letzter Satz dazu: Wir müs-
sen die Ressource Frau besser nut-
zen. Die Potenziale, die Frauen ha-
ben, werden in diesem Prozess
dringend gebraucht. Sonst haben
wir beim Thema Qualifikation kei-
ne Chance.

Dritter Punkt: Kooperation. Ich
war immer ein Fan unseres Systems
der Kooperation zwischen Hoch-
schulen und außeruniversitären
Einrichtungen etc. Aber die Koope-
ration muss funktionieren. Mit vie-
len neuen Formaten wie der Exzel-
lenzinitiative – oder zum Beispiel
mit dem Spitzencluster-Wettbe-
werb, der im Rahmen der Hightech-
Strategie mitläuft – haben wir in
den letzten Jahren Enormes er-
reicht, um die Dinge, bei denen wir
wissen, dass wir in zehn Jahren
Weltmarktführer sind, richtig zu
pushen. Oder nehmen Sie das Ko-
operationsmodell Forschungscam-
pus oder die Fraunhofer-Anwen-
dungszentren. Es geht darum, in die
Fläche zu gehen mit Innovation, da-
mit auch kleine und mittelständi-
sche Unternehmen davon profitie-
ren.

Die ersten drei Fraunhofer-An-
wendungszentren – das sage ich aus
lokalpatriotischem Interesse – sind
in Niedersachsen entstanden; auch
die Länder müssen sich nämlich
entsprechend engagieren.

Einen wirklich letzten Satz zur
Kooperation: Wenn Deutschland
im Wissenschaftsbereich gut sein
soll, dann müssen nicht nur die
Hochschulen als Herzstück des Wis-
senschaftssystems gut ausgestattet
sein – das können die Länder ja ma-
chen, wenn sie wollen –, sondern
dann muss auch der Bund Einfluss
haben. Wir können nicht eine In-
dustrienation der Entdecker und Er-
finder sein, wenn der Bund keiner-
lei Einfluss auf das Herzstück des
Wissenschaftssystems hat. Das ist
völlig unabhängig vom Geld; das
wäre auch so, wenn die Länder ganz
viel Geld für diesen Bereich bereit-
stellten. Es ist aus prinzipiellen
Gründen töricht, die Möglichkei-
ten, die es jetzt gibt und an deren
Schaffung Annette Schavan und
diese Bundesregierung ihren Anteil
hatten, nicht dazu zu nutzen, die
Kooperation mit den Hochschulen
zu stärken; denn wir brauchen die-
se Kooperation.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

und der FDP)

Fortsetzung von Seite 1: Dr. Johanna Wanka (Bundesministerin für Bildung und Forschung)

Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 18. bis 22. März 2013
folgende Vorlagen ohne Aussprache
abschließend beraten:

Zustimmung
Finanzen „Gesetz zur Abschaffung
des Branntweinmonopols (Brannt-
weinmonopolabschaffungsgesetz)“
(Bundesregierung, 17/12301,
17/12765, 17/12766);
Umwelt „Zweite Verordnung zur Än-
derung der Deponieverordnung“
(Bundesregierung, 17/12454,
17/12583, 17/12853).

Beschlüsse

Werte Frau Wanka, ich hat-
te mich schon gefragt,
warum in der Kernzeit –

der wichtigsten Zeit einer Plenarwo-
che – eine Debatte über eine ein
Jahr alte Unterrichtung der Bundes-
regierung zur Hightech-Strategie
vorgesehen ist, ja was daran eigent-
lich so berichtenswert sein soll.

Ich habe die Auflösung gerade
bekommen: Sie haben nur einige
wenige Worte dazu gemacht, die in-
dividualisierte Medizin gerade eben
erwähnt; aber zu der Unterrichtung
haben Sie eigentlich nichts gesagt.
Sie wollen eine Generaldebatte zu
Bildung und Forschung. Die kön-
nen Sie gerne bekommen – auch
wenn ich gerne ein paar Fragen ge-
stellt hätte, zum Beispiel wie Sie ei-
gentlich die Kritik der Experten-
kommission Forschung und Inno-
vation aufnehmen. Sie feiern die
Hightech-Strategie mit schönen
neuen Worten; aber gleichzeitig hat
die Bundesregierung im letzten
Haushalt so wichtige Technologieti-
tel wie Mikrosystemtechnologie,
neue Technologien, neue Materia-
lien, neue Werkstoffe, optische
Technologien, Arbeits- und Dienst-
leistungsforschung gekürzt. Sie ha-
ben das Thema „Industrie 4.0“, mit
einem neuen Etikett versehen, gera-
de genannt.

Bei dem, was wir als SPD seit Jah-
ren fordern – mehr in Dienstleis-
tungs- und Arbeitsforschung zu in-
vestieren –, gehen Sie genau den an-
deren Weg: Sie kürzen die Mittel da-
für real auf Werte von 2009. Dazu
hätte ich gerne ein paar Antworten
gehabt; aber das ist ja heute offen-
bar nicht Thema.

Ich hätte auch gerne gefragt, wie
wesentliche Bestandteile dieser
Hightech-Strategie, die ja sinnvoll
sind – klimaangepasste Stadt –,
denn finanziert werden sollen.

Wenn man sich diese Unterrich-
tung durchliest, sieht man als klei-
ne Fußnote, fast wie in einem Ver-
trag: „Das ausgewiesene Budget ent-
hält Mittel des Energie- und Klima-

fonds …“ – wie auf einem Beipack-
zettel steht: Bei nicht sachgerechter
Anwendung können Kopfschmer-
zen auftreten.

Auch bei dem wichtigen Titel
Elektromobilität steht wieder diese
kleine Fußnote: „Das ausgewiesene
Budget enthält Mittel des Energie-
und Klimafonds …“ Auch bei der
wichtigen Frage des Umbaus der
Energieversorgung – genau genom-
men heißt es: intelligenter Umbau
der Energieversorgung – findet sich
der Hinweis auf eine Finanzierung
außerhalb des Bildungs- und For-
schungsetats, wieder über den Ener-
gie- und Klimafonds.

Dieser Energie- und Klimafonds,
meine Damen und Herren, soll sich
aus den Erlösen aus dem Handel
mit CO2-Zertifikaten speisen. Wir
wissen schon heute, dass die Erwar-
tungen nicht erfüllt werden: Schon
jetzt fehlen da 400
Millionen Euro.

Wenn Sie über die
Hightech-Strategie
reden, wäre es ei-
gentlich an der Zeit
gewesen, auch zu sa-
gen, wie Sie das, was
Sie da hineinschrei-
ben, finanzieren
wollen. Aber gut, Sie
wollen nicht darüber reden. Ich
knülle mein Konzept zur Hightech-
Strategie jetzt zusammen und
schmeiße es weg. Wir machen eine
Generaldebatte; das hätten Sie ger-
ne.

Ich muss zugeben: Eigentlich ist
es nicht fair, wie der Finanzminister
Sie als neue Ministerin behandelt;
denn mit Ihrem Namen, Frau Wan-
ka, wird das Ende von 15 Jahren gu-
ter und vernünftiger Forschungs-
und Bildungspolitik in Deutsch-
land verbunden sein.

Das Protokoll verzeichnet den
Sturm der Regierungskoalition,
aber er bleibt im Wasserglas ste-
cken. – Ich werde Ihnen das auch
kurz begründen:

Diese gute Zeit der Forschungs-
und Bildungspolitik über übrigens
drei Koalitionen hinweg hat 1998
begonnen, als Rot-Grün endlich
wieder Bildungs- und Forschungs-
politik auf Bundesebene verantwor-
tet hat.

– Das trifft Sie offenbar. – Wir ha-
ben nämlich erstmals nach Jahren
der Stagnation wieder mehr Geld in
Bildung und Forschung investiert -
und nicht nur mehr Geld, sondern
wir haben auch Impulse gesetzt, die
wichtig waren für das Land.

In ein Ganztagsschulprogramm,
das von Ihnen bekämpft wurde –
mittlerweile schweigen Sie dazu –,
haben wir 4 Milliarden Euro inves-
tiert.

Von allen Kommunen und Eltern
wissen Sie, wie wichtig das für die
Kinder und deren schulische Ent-
wicklung war.

Wir waren es, die den Pakt für
Forschung und Innovation, eine
verlässliche Finanzierung der For-
schung, auf den Weg gebracht ha-
ben.

Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler in Deutschland wissen
wieder, dass es Aufwüchse und ver-
lässlich mehr Geld in Deutschland
gibt, um Forschung zu betreiben.

Auch die Exzellenzinitiative, die
viel Bewegung in den Wissen-
schaftssektor gebracht hat, ist eine
sozialdemokratische Initiative und
auch Innovation gewesen. Das hat
wichtige Impulse gesetzt.

Wir können übrigens alle ge-
meinsam froh sein, dass Deutsch-
land wieder ein weltweit beachteter

guter Standort für
Forschung und Wis-
senschaft ist. Die
jungen Wissen-
schaftler kommen
auch aus dem Aus-
land wieder zu uns
zurück. Ich glaube,
das ist etwas, was
wir uns alle auf die
Fahnen schreiben

können.
Was Sie als schwarz-gelbe Koaliti-

on seit 2009 richtigerweise fortge-
setzt bzw. gemacht haben, ist dieser
Mittelaufwuchs bzw. die Tatsache,
dass Sie an finanziellen Mitteln
noch eine Schippe draufgelegt ha-
ben.

Kompliment und Lob, dass Sie
das fortgesetzt haben! Sie haben im
Wissenschaftsbereich zwar keine
neuen Impulse gesetzt – Sie haben
ja gleich noch Redezeit und können
uns allen das erklären –, aber Sie
haben richtigerweise mehr Geld in
das System gesteckt.

Ich bin allerdings gespannt, was
Sie gleich auf die Frage, wo das Geld
eigentlich herkam, antworten wer-
den. Auch hier kann ich es Ihnen
nicht ersparen, zu sagen, dass das
nicht Ihre Initiative war, sondern
dass Sie die Früchte einer Arbeit
ernten, die die SPD gemacht hat.

Ich erinnere mich sehr genau,
dass die SPD eine der größten Steu-
ersubventionen dieser Republik an-
gegriffen und seit Jahren gesagt hat:
Wir müssen diese Subvention besei-
tigen und in die Köpfe von Kindern
und in Bildung und Forschung in-
vestieren. Sie können gleich sagen,
welche Subvention Sie abgeschafft
haben.

Beim Stichwort „Subvention“
fällt mir nur ein, dass Sie einen neu-
en Tatbestand geschaffen haben. Sie
haben nämlich die Mövenpick-

Renè Röspel (*1964)
Wahlkreis Hagen – Ennepe-Ruhr-Kreis l

Renè Röspel, SPD:

Spitzenforschung 
und Bildung kostet Geld

Wissenschaftler
wissen wieder,

dass es verlässlich
mehr Geld in

Deutschland für
Forschung gibt.

©
 L

ich
tb

lic
k 



3DEBATTENDOKUMENTATIONDas Parlament – Nr. 13/14 – 25. März 2013

Steuer und damit die Erleichterung
für Hotels eingeführt.

Ja. Das kostet mein Land NRW je-
des Jahr 400 Millionen Euro, die
weniger für Bildung und Forschung
zur Verfügung stehen.

Die SPD hat sich immer gegen
die Eigenheimzulage ausgespro-
chen. Erst 2005 ist es uns in der
Großen Koalition gelungen, diese
größte Einzelsubvention in diesem
Land zum Januar 2006 abzuschaf-
fen, zu beenden. Ich will daran er-
innern – Sie können die letzten drei
Subventionsberichte der Bundesre-
gierung gerne lesen –: Im Jahr 2006
hat der Staat den Menschen noch
9,2 Milliarden Euro gegeben, die
das gerne als zusätzliches Salär ent-
gegengenommen haben, um ein
Haus auf der grünen Wiese zu bau-
en. Vielleicht für die Zuschauer:

Wenn Sie als Ehepaar 140 000
Euro verdient haben, dann haben
Sie noch ein paar Tausend Euro
vom Staat bekommen, um sich das

Haus auf der grünen Wiese zu leis-
ten.

Wir haben gesagt: „Das ist keine
Subvention, die wir uns leisten kön-
nen; wir wollen in Bildung und For-
schung investieren“, und haben es
geschafft, diese Subvention abzu-
bauen.

Sie liegt heute bei über 1,6 Milli-
arden Euro; 700 Millionen Euro da-
von trägt der Bund.

Die Abschaffung der Subvention
hat in dem Zeitraum seit 2006 für
den Bundesfinanzminister zu Ent-
lastungen in Höhe von etwa 14 Mil-
liarden Euro geführt. Es ist richtig,
dass er diese Spielräume genutzt
hat, um in Bildung und Forschung
zu investieren. Das war eine gute
Tat, und das war wichtig. Aber es
war nicht Ihre Idee, diese Subventi-
on abzuschaffen und Steuermittel
für Bildung und Forschung zur Ver-
fügung zu stellen, sondern das geht
auf die Idee und das Handeln der
SPD zurück.

Aber diese Zitrone ist ausge-
presst. In zwei Jahren wird aus die-
ser Quelle kein Geld mehr kom-
men. Jetzt ist die Frage an Sie:
Woher werden Sie das Geld für
weitere Forschungs- und Bildungs-
investitionen nehmen? Man sieht
es am Haushalt, dass Sie keine Ide-
en haben. Für das Jahr 2013 sind
13,7 Milliarden Euro für den Bil-
dungs- und Forschungsetat vorge-
sehen. 2014 – es ist Wahlkampf –
legen Sie noch eine Schippe drauf
und stellen 13,8 Milliarden Euro
bereit. Dann aber sinkt dieser Etat
das erste Mal seit 15 Jahren auf
13,5 Milliarden Euro, und da
bleibt er.

Woher nehmen Sie das Geld? Wo
planen Sie die Mittel für den Hoch-
schulpakt ein, die wir jetzt schon
brauchen? Die sind in der mittel-
fristigen Finanzplanung nicht vor-
gesehen. Sie versprechen als CDU
sogar noch einen Aufwuchs von 5
Prozent für den Pakt für Forschung

und Innovation. Woher nehmen Sie
das Geld? Ich bin auf die Antwor-
ten, die Sie gleich geben werden, ge-
spannt.

Weitere Subventionserlöse gibt es
nicht mehr. Die Antwort der CSU
darauf, Herr Rupprecht: Sie wollen
die Eigenheimzulage wieder ein-
führen. Sie wollen dafür wieder
Geld ausgeben.

Die Bürger werden im September
die Entscheidung zu treffen haben,
wie es weitergeht. Die große Lüge
übrigens ist: Sie erhöhen zwar den
Etat um 100 Millionen Euro für das
nächste Jahr, aber die globale Min-
derausgabe wird auf 620 Millionen
Euro festgelegt. Das ist so, als wür-
de ich meinen Kindern sagen: Ich
erhöhe euer Taschengeld von 10 auf
11 Euro, aber hinzu kommt eine
globale Minderausgabe von 3 Euro.

Dann werden meine Kinder fra-
gen: Was ist das denn? Meine Ant-
wort: Ihr dürft nur 8 Euro ausgeben;
3 Euro müsst ihr mir zurückgeben.

Dann werden meine Kinder sagen:
Das ist aber Betrug! - Da haben sie
recht.

Mit dieser globalen Minderausga-
be schreiben Sie schon heute vor,
dass die Mittel für Forschungsorga-
nisationen und Projekte gekürzt
werden. Auch hier bin ich sehr ge-
spannt auf Ihre Antworten.

Wir als Sozialdemokraten sa-
gen: Wir wollen mehr in Bildung
und Forschung investieren. Das
wird Geld kosten. Deswegen sagen
wir, dass diejenigen, die als Ver-
heiratete 200 000 Euro im Jahr
verdienen, einen höheren Spitzen-
steuersatz bezahlen müssen, weil
sich diese Investitionen lohnen
und die Stärkeren besser an dieser
gesellschaftlichen Aufgabe betei-
ligt werden. Ich bin sehr gespannt,
wie Sie Ihre Versprechen einhalten
wollen.

(Beifall bei der SPD und dem

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es war schon abenteuerlich,
lieber Kollege Röspel, was
Sie hier für einen unterirdi-

schen Debattenbeitrag abgeliefert
haben.

Ich könnte zu all den Fragen, die
Sie hier aufgeworfen haben, sagen,
welche Antworten diese Koalition
darauf hat; leider fehlt mir die Zeit
dazu.

Forschung und Innovation sind
Grundlage für den wirtschaftlichen
Erfolg, für Wirtschaftswachstum,
Beschäftigung und Wohlstand. Die
Ressourcen Bildung und Wissen-
schaft – das haben wir in den De-
batten gemeinsam immer wieder
betont – garantieren als Einziges
den wirtschaftlichen Erfolg unserer
Republik.

Die Hightech-Strategie hat we-
sentliche Impulse für Wirtschaft
und Wissenschaft gegeben. Dieser
Erfolg ist dieser Koalition zu ver-
danken. Es war nicht die SPD, lie-

ber Kollege Röspel, die in dieser
Legislatur die Hightech-Strategie
2020 weiterentwickelt hat. Sie
brüsten sich zwar damit, die
Hightech-Strategie erfunden zu ha-
ben.

Tatsächlich aber haben erst FDP
und Union die Hightech-Strategie
aus dem Wirrwarr dieser einzelnen
Maßnahmen zu einem Gesamt-
konzept von Forschung und Inno-
vation gemacht.

Es war die christlich-liberale Ko-
alition, die die Hightech-Strategie
genau auf diese fünf zentralen
Handlungsfelder zugeschnitten
hat. Es war auch die christlich-libe-
rale Koalition, die den Schwer-
punkt der Hightech-Strategie auf
die Förderung von kleinen und
mittelständischen Unternehmen
gelegt hat. Dafür dürfen Sie uns
gern loben.

Schließlich bestä-
tigt auch die Exper-
t e n k o m m i s s i o n
Forschung und In-
novation, kurz EFI
genannt, in ihrem
Jahresbericht 2012,
dass die Weiterent-
wicklung der
Hightech-Strategie
gelungen sei. Auch
im EFI-Bericht 2013 wird unsere
Missionsorientierung – darauf
kommt es an –, die Bündelung,
diese klare Transparenz auf den
Forschungsfeldern, gelobt.

Ich betone an dieser Stelle ganz
deutlich, dass die EFI-Kommission
eine weitere Schärfung gefordert
hat. Dieser Forderung kommen wir

mit der Auswahl von zehn Zu-
kunftsprojekten nach. Das ist ge-
nau das, was in Zukunft den Erfolg
der Hightech-Strategie ausmachen
wird.

In den Bereichen Klima und
Energie, Gesundheit und Ernäh-
rung, Kommunikation, Mobilität
und Sicherheit konzentrieren sich
etwa drei Viertel der Forschungs-
und Entwicklungsaufwendungen
der Wirtschaft. In diesen fünf
Schlüsselsektoren überwiegen die
Kooperationsbeziehungen zwi-
schen Wirtschaft und Wissenschaft
sowie zwischen den Wissenschafts-
einrichtungen. Es war geradezu ein
Gebot der Hightech-Strategie, die
Missionsorientierung fortzufüh-
ren. Dass wir mit dieser Ausrich-
tung auf dem richtigen Weg sind,
zeigt uns vor allen Dingen der Ver-
gleich in Europa. So wurde im 8.

F o r s c h u n g s r a h -
menprogramm ge-
nau das, was wir
beispielhaft gefor-
dert haben, über-
nommen. Was kann
es denn für eine
größere Bestätigung
geben, als dass man
sich in Europa ein
Beispiel an unseren

Programmen nimmt? Wir sollten
uns als europäische Innovations-
treiber weiterentwickeln.

Wie überall, in Europa und in
den westlichen Industrienationen,
müssen wir uns auf unsere eigenen
Stärken konzentrieren. Überall
geht man dazu über, die Stärken zu
fokussieren, sich auf die zentralen

Spitzentechnologiefelder zu kon-
zentrieren und – das ist ganz wich-
tig – eine aktive Innovationsstrate-
gie zu verfolgen. Ich verweise in
diesem Zusammenhang gern –
jetzt kommen Beispiele, Kollege
Röspel; hören Sie genau zu – auf
die Projekte, die vom BMBF auf
den Weg gebracht wurden. Ich
nenne das Projekt „Kooperation
international“. Hier kann man sich
auf einer Internetplattform die
zentralen Felder, Programme und
Strategien anschau-
en und sehen, was
andere in Europa
machen.

Ich muss nicht
betonen, dass wir
uns in einem inter-
nationalen Wettlauf
befinden und gera-
de auf dem Sektor
der Hochtechnolo-
gien gefordert werden. Wir haben
in Deutschland früher als alle an-
deren die richtigen Weichen ge-
stellt. Wir werden also auch in Zu-
kunft mit der von uns geprägten
Hightech-Strategie Erfolg haben.

Neben der Hightech-Strategie
haben wir weitere wichtige Impul-
se in das Wissenschaftssystem ge-
geben. Ich sage es deutlich: Von
der Opposition kamen an dieser
Stelle keine Impulse. Ich kenne
keine Programme der Opposition,
wohl aber die aus dem BMBF. Ich
nenne als Beispiel das Projekt „Na-
tionale Forschungsstrategie Bio-
Ökonomie 2030“.

Hier gab es unter der letzten rot-
grünen Regierung, also zu Zeiten
von Technik- und Industriefeind-
lichkeit, ein nur in Ansätzen exis-
tentes Rahmenprogramm Biotech-
nologie.

Das Rahmenprogramm Gesund-
heitsforschung wurde 2010 von
uns aufgelegt und ragt mit seinen
rund 5,5 Milliarden Euro Förder-
volumen deutlich über alles hi-

naus, was Rot-Grün im Haushalt
2005 für Forschung und Entwick-
lung insgesamt eingesetzt hat.

Es gibt weitere Programme wie
den Aktionsplan Nanotechnologie
2015, das Rahmenprogramm „For-
schung für die zivile Sicherheit“
oder – darüber haben wir jüngst
diskutiert – die Forschungsagenda
zum demografischen Wandel mit
dem Titel „Das Alter hat Zukunft“.
Ich könnte diese Auflistung belie-
big fortsetzen.

Ich stelle fest: Die
Erfolge dieser Koali-
tion sind sichtbar.

Nur Sie, meine
Damen und Herren
von der Oppositi-
on, sind für diese
Erfolge blind. Das
wollen Sie wahr-
scheinlich auch
sein. Ich sage Ihnen

ganz ehrlich: Wir lassen uns unse-
re Erfolge und guten Ansätze nicht
kaputtdiskutieren. Wir haben die
vier Regierungsjahre genutzt und
den Haushalt auf 13,8 Milliarden
Euro aufgestockt. In diesen vier
Jahren haben wir 13 Milliarden
Euro mehr in Bildung und For-
schung im Vergleich zu Rot-Grün
investiert – hören Sie gut zu! –,
welche seinerzeit nur 900 Millio-
nen Euro eingesetzt haben. Hier
sieht man den großen Unter-
schied.

Im Gegensatz zu Ihnen haben
wir Bildung und Forschung wirk-
lich wieder in den Mittelpunkt der
Politik gerückt.

Zum Schluss: Der gravierende
Unterschied zu Ihnen ist, dass wir
nicht große Reden schwingen, son-
dern Prioritäten setzen und neben
der Haushaltskonsolidierung eine
klare und konsistente Strategie ver-
folgen.

(Beifall bei der FDP und der

CDU/CSU)

Martin Neumann (*1956)
Landeslsite Brandenburg

Dr. Martin Neumann, FDP:

Wir haben Bildung und Forschung 
wieder in den Mittelpunkt gerückt

Bildung und
Wissenschaft

garantieren als
Einziges unseren
wirtschaftlichen

Erfolg.

Ich stelle fest:
Die Erfolge 

dieser 
Koalition 

sind
sichtbar.
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Wir wollen mit 1,2 Prozent
der Weltbevölkerung un-
sere Rolle als viertgrößte

Industrienation und unseren Wohl-
stand bewahren. – Wie Sie sich vor-
stellen können, stammt dieser Satz
nicht von mir, sondern von der For-
schungsministerin Frau Wanka. Er
wirft neben einer für mich sehr ei-
genartigen Subbotschaft unweiger-
lich die Frage auf, was Wohlstand
für das 21. Jahrhundert eigentlich
bedeutet und welchen Beitrag For-
schung zu diesem Wohlstand leisten
kann. Die Hightech-Strategie gibt
weder in der alten noch in der neu-
en Fassung überzeugende Antwor-
ten. Die Zukunftsprojekte dieser
Strategie, so wird es in der Einlei-
tung des Aktionsplans gesagt, sollen
sich an den Bedürfnissen der Men-
schen ausrichten. Klingt toll, das sa-
gen aber alle hier in diesem Haus.

Welche Bedürfnisse haben denn
Menschen, die einer Hightech-Stra-
tegie dieses Zuschnitts bedürfen?
Die Bundesregierung, so scheint
mir, wird es nicht herausgefunden
haben; denn Sie stecken seit Jahren
in dieses Programm Milliarden
Euro, ohne dass Menschen mit ih-
rem Alltagswissen und ihren Erfah-
rungen wirklich in die inhaltliche
Ausrichtung des Programms einge-
bunden worden wären. Demzufolge
bleiben dann eben auch soziale, so-
ziologische, kulturelle und auch vie-
le Alltagsfragen in diesem Pro-
gramm unberücksichtigt. Unter
„nah am Menschen“ verstehe ich et-
was anderes.

Das alles glauben Sie mir jetzt
wieder nicht, und deshalb habe ich
mir ein paar Beispiele herausge-
sucht. Teil der Hightech-Strategie ist
auch das Zukunftsprojekt mit dem
klingenden Namen „Auch im Alter
ein selbstbestimmtes Leben führen“.
Das will natürlich jede und jeder in
diesem Land, und das ist auch rich-
tig.

Aber warum konzentrieren Sie
sich einseitig auf die technische Un-
terstützung von Seniorinnen und

Senioren und von zu Pflegenden?
Da werden Sensoren für alle Wohn-
räume und Betten entwickelt, die
Daten gehen dann an Pflegeperso-
nen und Ärzte, Ältere sollen mit Na-
vigationssystemen ausgestattet wer-
den, die ihnen den Weg durch den
Verkehrsdschungel zeigen, Pflegen-
de sollen durch Roboter unterstützt
werden, ganze Wohnungen sollen
mit digitalen Steuerungs- und Kon-
trollsystemen ausgestattet werden.
Das alles klingt ganz toll, aber im
Alltag sind diese Technologien über-
haupt nicht angekommen. Ihnen
fehlen nämlich die technikbegeis-
terten und vor allem die zahlungs-
kräftigen Abnehmerinnen und Ab-
nehmer für solche Technologien. So
viel Undankbarkeit am Ende aber
auch!

Da hat das Ministerium nun aber
sofort reagiert, es hat das messer-
scharf erkannt und letzten Freitag
einen neuen Plan veröffentlicht. Es
wird eine neue Förderausschreibung
herausgegeben, noch eine zu den 19
000. Man will jetzt kommunale Be-
ratungsstellen einrichten mit dem
Titel „Besser Leben im Alter durch
Technik“. Dem Unwissen über Assis-
tenzsysteme soll
durch Aufklärung
bei der Zielgruppe
zu Leibe gerückt wer-
den – super.

Fällt eigentlich
niemandem von
den Koalitionsfrak-
tionen auf, dass Sie
das Pferd von hin-
ten aufzäumen?
Müsste nicht vielmehr gefragt wer-
den, was ältere Menschen brau-
chen, um sicherer, gesünder und
sorgenfreier zu leben? Vermutlich
würde jetzt die Hälfte der Bevölke-
rung sowieso sagen: Als Erstes
brauche ich eine sichere Rente. –
Aber das kommt in den Hightech-
träumen gar nicht vor.

Wir sagen: Wer wissen will, was
Menschen brauchen, muss mit ih-
nen und ihren Interessenvertretun-
gen reden und darf sich nicht als
Erstes an die Vorstandsetagen von
Technologieunternehmen wenden.
Da kann man doch gleich den
Storch vor den Krötentunnel setzen.
Lassen Sie endlich Sozial- und Be-
hindertenverbände, lassen Sie Um-
weltorganisationen, lassen Sie Ge-
werkschaften und Kirchen mit an
Ihren grünen Tisch. Neues wird so
viel eher an den tatsächlichen Be-
dürfnissen entwickelt, und es wird
dann auch von den Leuten ange-
nommen.

Ein zweites Beispiel. Die
Hightech-Strategie will nachhaltige
Mobilität sichern. Auch das klingt
super.

1 Million Elektrofahrzeuge soll
auf Deutschlands Straßen bis 2020
fahren. Seit 2008 gab es alleine für
dieses Programm eine fette Milliar-
de. Hersteller wie Daimler und
BMW konnten sich über großzügige
Fördermittel freuen. Das Problem
ist aber: Bis heute düsen kaum Elek-
troautos über die Straßen. Ups –
wieso das denn? Zu viele technische
Probleme sind ungelöst: Wie bitte
schön soll ein Großstadtbewohner
im vierten Stock seine Autobatterie
laden? Infrastruktur zum Laden des
Autos deckt die Milliarde gerade
nicht ab. Und vor dem alltäglichen
Stauwahnsinn hilft eben auch kein
Elektroauto. Außerdem muss man
das neue Schmuckstück ja auch ir-
gendwo parken – großartig für die
Städte.

Dabei kommt dann genau das he-
raus, was ich vorhin schon ange-
sprochen habe: Wenn man nur eine
Seite fragt, dann wird es einseitig.
Die Expertenkommission für For-
schung und Innovation hat Ihnen
das ja auch schon aufgeschrieben;
sie hat kritisiert, dass sich diese
Hightech-Strategie zu sehr an „kurz-
fristigen kommerziellen Interessen“

orientiert. Eine sol-
che Förderpolitik ist
– um es zu wieder-
holen – nicht nach-
haltig, sondern
bleibt einseitig.

Meine Damen
und Herren, wir ha-
ben in unserem An-
trag „Soziale Inno-
vationen und

Dienstleistungsinnovationen erfor-
schen und fördern“ gezeigt – so viel,
Herr Neumann, zu dem Punkt, dass
die Opposition ja nichts einbringe –
, worin neue Ansätze bestehen
könnten. Der Antrag ist nicht der
Weisheit letzter Schluss, aber wir
sollten über diese Fragen reden.

Wir fassen den Innovationsbe-
griff weiter: Unter Innovation ver-
stehen wir eben nicht nur neue
Technik, auch wenn sie natürlich
an vielen Stellen hilfreich sein
kann; das ist überhaupt keine Fra-
ge. Denn Innovationen sollten für
alle Lebensbereiche und aus allen
Lebensbereichen gedacht werden.
Die Lösungen sind dann ebenso
vielfältig wie manchmal auch ver-
blüffend einfach, und gerade durch
diese Einfachheit sind sie oft be-
sonders innovativ. Das kann dann
durchaus auch mal bedeuten, dass
vielleicht Verkehrs- und Alltagslot-
sen aus Fleisch und Blut viel sinn-
voller sind. Sie tauchen im Stadt-
bild als Helferinnen und Helfer
auf, sind ansprechbar und können
gemeinsam mit Technik viel flexib-
ler helfen.

Technik – das wissen wir alle; die-
se Erfahrung haben wir auch in un-
seren Familien gemacht – kann Äl-
tere, insbesondere natürlich auch
Menschen mit Demenz, viel eher
einschüchtern, als dass sie ihnen
hilft. Andere Länder sind längst auf
solche Ideen gekommen, aber in
Deutschland, nein, in Deutschland
setzt man immer noch auf wunder-
schöne dicke Bedienungsanleitun-
gen.

Innovationen, meine Damen und
Herren, gehören aber vor allem in
den Bereich Dienst-
leistungen. Wer über
Arbeitsplätze und
Wohlstand in die-
sem Land spricht,
der kommt an die-
sem Sektor gar nicht
vorbei. Knapp drei
Viertel der Beschäf-
tigten arbeiten in
diesem Sektor, und
drei Viertel der Wertschöpfung aus
unserem Land kommen aus diesem
Bereich. Wissen wird dabei natür-
lich immer wichtiger. Wissensinten-
sive Dienstleistungen sind mit ei-
nem Anteil von 37 Prozent viel be-
deutender als forschungsintensive
Industrieprodukte. Diese haben
nämlich nur einen Anteil von 14
Prozent an der Wertschöpfung.

Ob nun Klimawandel oder Ener-
giewende, ob Nachhaltigkeit im Ver-
kehrs- oder Gesundheitswesen - oh-
ne moderne öffentliche und private
Dienstleistungen werden wir keine
dieser Herausforderungen bewälti-
gen. Aber was macht unsere teure
Bundesregierung? Sie spart. Genau
in den Förderprogrammen, wo es
um Dienstleistungen gehen müsste,
steckt fast nichts drin. Da haben Sie
sich überhaupt nicht engagiert. Je-
der von uns will einen modernen,
leistungsfähigen Staat. Deshalb
müssen wir unser Gemeinwesen
konditionieren. Das tun Sie aber
nicht.

Dabei, meine Damen und Her-
ren, erleben wir jeden Tag den Inno-
vationsstau im Dienstleistungsbe-
reich. Denken Sie an die Deutsche
Bahn! Da fallen mir auf Anhieb 100
Ideen ein, wie Betriebsabläufe, wie
Ausstattung oder wie der Service zu
verbessern wären. Oder denken Sie
an Ihr kommunales Krankenhaus,
an die Jugendämter, die tagtäglich
klug und umsichtig handeln müs-
sen, um schwierige Familienproble-
me zu lösen.

Diese Dienstleistungen müssen
Sie genauso fördern. Es geht dabei
um bessere Arbeitsabläufe für Bür-
gerinnen und Bürger, aber es geht
natürlich auch um gute Arbeitsbe-
dingungen für die Beschäftigten.
Die Verwaltung zu modernisieren,
heißt nicht, einfach Tausende Leute
zu entlassen und den Effektivitäts-
druck zu erhöhen. Dienstleistungen
sind nicht das notwendige Übel der
Informationsgesellschaft, sondern
sie sind ihr Kerngeschäft. Darin
drückt sich lebendiges Gemeinwe-
sen aus. Wir fordern seit Jahren bes-
sere Förderung und sind damit

nicht allein. Gewerkschaften wie
Verdi haben dazu Konzepte entwi-
ckelt, aber auch die vorhin schon zi-
tierte Expertenkommission For-
schung und Innovation hat dazu
aufgerufen.

Wie kann nun das neue Wissen
beschafft werden? Wir haben in un-
serem Antrag folgenden Vorschlag
unterbreitet: Man könnte den Zu-
griff auf Innovationsgutscheine –
das Bundeswirtschaftsministerium
gibt sie bereits heraus und stellt sie
kleinen und mittleren Unterneh-

men bereit – auf öf-
fentliche Dienstleis-
tungsbereiche aus-
weiten. Dann könn-
ten eben auch
Universitäten und
Hochschulen von
solchen Aufträgen
profitieren. Warum
sollen das kommu-
nale Krankenhaus,

die Arbeitsagentur, Kitaträger oder
Nahverkehrsunternehmen nicht
ebensolche Aufträge zu ihrer eige-
nen Innovation auslösen?

Meine Damen und Herren, wir
haben es trotzdem mit einer Inno-
vationsblockade der neueren Art zu
tun. Die Bundesregierung kündigt
seit Jahren die steuerliche For-
schungsförderung an. Seit Jahren
wird darüber heiß gestritten. Der
Nutzen dieser steuerlichen For-
schungsförderung ist überhaupt
nicht erwiesen. Es gibt dazu ganz
unterschiedliche Aussagen. Was
aber geblieben ist: Die Unterneh-
merverbände bohren.

So kann man auf der Basis dieser
unsicheren Sachlage feststellen,
dass beispielsweise Österreich mit
einem solchen Steuerbonus in die-
sem Bereich einen Aufschwung zu
verzeichnen hat. Aber es gibt auch
Beispiele dafür, dass Länder, etwa
Großbritannien, Frankreich oder
die Niederlande, trotz des Steuerbo-
nus in den letzten Jahren in der For-
schungstätigkeit eingebrochen sind.
Die Besten in Europa, Schweden,
die Schweiz und Finnland, kommen
gänzlich ohne eine solche For-
schungsförderung aus.

Hier ist der steuerliche Bonus vor
allem daran gescheitert, dass es kein
Gegenfinanzierungskonzept gibt.
Was ich nun gar nicht verstehe: Sie
wollen diesen Bonus nach dem
Gießkannenprinzip verteilen. Das
Hauptanliegen der FDP war doch
immer: Bloß kein öffentliches Geld
nach dem Gießkannenprinzip aus-
geben. Sehr eigenartig!

Kurzum, wir wollen keine Steuer-
geschenke. Wir wollen bei einer ziel-
gerichteten Forschungsförderung
bleiben. 

Meine Damen und Herren, auch
Forschungspolitik muss man mo-
dernisieren. Das Wissen von mor-
gen wird eben nur dann im Morgen
ankommen, wenn es heute offen
und demokratisch gewonnen wird.
Schließlich wollen wir Wissen von
allen für alle entwickeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Petra Sitte (*1960)
Wahlkreis Halle

Dr. Petra Sitte, DIE LINKE:

Zielgerichtete Forschungsförderung
anstatt Steuergeschenke

Wir erleben jeden
Tag den

Innovationsstau
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Dienstleistungs-
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Man könnte den
Zugriff auf

Innovations-
gutscheine auf

den öffentlichen
Dienst ausweiten.
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Die interessante Frage heute
ist doch: Was meint die neue
Bundesministerin Wanka,

wie es zukünftig in der Forschungs-
politik in Deutschland weitergehen
soll? Eine Antwort darauf bekom-
men wir sicher nicht aus einer Druck-
sache der Bundesregierung vom
März letzten Jahres über Aktivitäten,
die sich noch auf die Zeit davor be-
ziehen.

Aber zu ihrer zukünftigen For-
schungspolitik hat die neue Bundes-
ministerin Wanka so wenig gesagt,
dass nur der Schluss bleibt, dass sie
selbst davon ausgeht, dass sie im
Herbst ihre Zukunft schon hinter
sich hat.

Meine Damen und Herren, da
bleibt doch nur noch die alte Fußbal-
lerregel: Die Wahrheit ist auf dem
Platz.

Wo ist der Platz, der zeigt, wie es
um die Zukunft bestellt ist? In den
neuen Daten zum Etat der neuen Mi-
nisterin! Ein Blick auf diese neuen
Daten zeigt: Schon 2014 soll es mit
plus 0,5 Prozent Haushaltsmitteln
nicht einmal mehr einen Inflations-
ausgleich geben. Das ist schlechter
als die meisten Verträge, die die Län-
der mit ihren eigenen Hochschulen
gemacht haben.

Frau Wanka, Sie haben zu Recht
gesagt: Vorsprung muss man halten.
Wenn aber nicht einmal ein Inflati-
onsausgleich gewährt wird, gelingt
das mit Sicherheit nicht. Schon
2014 sollen Ausgabenkürzungen in
der Größenordnung von fast 5 Pro-
zent des Budgets umgesetzt werden.
Wenn man sich die mittelfristige Fi-
nanzplanung anschaut, erkennt
man, dass weitere Kürzungen und
Minderausgaben vorgesehen sind.
Wenn man den Parteitagsbeschluss
der CDU einspeist, dass es zukünf-
tig weiterhin jedes Jahr Aufwüchse
um 5 Prozent für den Pakt für For-
schung und Innovation geben soll,
dann ergibt sich bereits im Jahr
2017 ein Einsparbedarf von über 1
Milliarde Euro. Das sind die Tatsa-
chen.

Keiner bestreitet hier, dass Sie in
den letzten Jahren erhebliche Mittel
in das Wissenschaftssystem einge-
speist haben.

Aber wie nachhaltig ist das? Sie ha-
ben in den letzten Jahren ein Riesen-
feuerwerk veranstaltet, das sich jetzt
als Strohfeuer he-
rausstellt, weil Sie es
nicht durchhalten
können. Was haben
Sie im Hinblick auf
das 3-Prozent-Ziel –
Sie haben zu Recht
davon gesprochen,
Frau Wanka – vor?
Wollen Sie das 3-
Prozent-Ziel nur ein-
mal kurz antippen, und dann gehen
die Mittel wieder nach unten? So wie
Sie Ihren Haushaltsplan angelegt ha-
ben, werden Sie das 3-Prozent-Ziel
mit Sicherheit nicht in Richtung 3,5
Prozent überschreiten, sondern Sie
werden die Mittel wieder nach unten
fahren. So sieht das nach Ihrer bishe-
rigen Planung aus!

Frau Wanka, Sie haben gestern im
Ausschuss gesagt, wir sollten uns mal
keine Sorgen darum machen. Wenn
man als wenig verwöhnte Landesmi-
nisterin auf die Bundesebene
kommt, hat man vielleicht erst ein-
mal den Eindruck, man sei reich aus-
gestattet; da werde schon genügend
Luft sein. Die Frage ist: Wo sehen Sie

den Speck, aus dem zukünftig der
Hochschulpakt, die von Ihnen ange-
kündigte gründliche BAföG-Reform
und die Betreuungsprämie geschnit-
ten werden sollen? Dazu haben Sie
uns gestern nichts gesagt, und dazu
haben Sie uns auch heute nichts ge-
sagt.

Ich habe den Eindruck, dass Sie bei
Ihrem Parteitagsbeschluss – weitere 5
Prozent jedes Jahr für den Pakt für
Forschung und Innovation, eine gro-
ße BAföG-Reform – mit ungedeckten
Schecks herumwedeln und sich aus-
schließlich darauf verlassen, dass die
Verhandlungen mit den klammen

Bundesländern sich
so schwierig gestal-
ten, dass Sie gar nicht
in die Verlegenheit
kommen, Ihre unge-
deckten Schecks am
Ende auch einlösen
zu müssen.

Eine besondere Er-
wähnung verdient an
dieser Stelle durch-

aus auch das Projekt Betreuungsprä-
mie. Wir können feststellen, dass die-
ses Projekt den Etat für Bildung und
Forschung im nächsten Jahr schon
mit 51 Millionen Euro und 2015 mit
jährlich 100 Millionen Euro belastet.
Zu diesem Projekt haben nicht nur
die Bildungsforscher, sondern auch
die Expertenkommission für For-
schung und Innovation der Bundes-
regierung gesagt, dass es für unsere
Zukunft ausgesprochen schädlich ist.

Sie finanzieren also ein schädli-
ches Projekt zulasten von Bildung
und Forschung und zulasten der Zu-
kunft.

Das unterstreicht noch einmal das
ausgeprägte Talent der Bundesregie-

rung, immer wieder die falschen
Prioritäten zu setzen. Opfer dieses
Talents, immer wieder die falschen
Prioritäten zu setzen, wird jetzt auch
ein Kernprojekt dieser Regierung,
nämlich die steuerliche Forschungs-
förderung.

Die CDU/CSU liebte die Betreu-
ungsprämie mehr, die FDP wollte lie-
ber Hotels subventionieren, und ge-
meinsam haben sie sich an ein Mo-
dell geklammert, das hauptsächlich
Großkonzerne beglücken sollte und
sich letztlich als unbezahlbar heraus-
gestellt hat.

Interessant ist, dass in den letzten
Tagen der Kollege Neumann von der
FDP den grünen Vorschlag wieder
zur Sprache gebracht hat, nämlich
die steuerliche Forschungsförderung
auf kleine und mittlere Unterneh-
men zu konzentrieren, die nicht un-
bedingt von der Projektförderung
profitieren. Das Blöde ist nur, dass
das nicht die Stimme der Vernunft in
einer lieblosen Auslaufehe ist, son-
dern dass es hier wie in vielen ge-
scheiterten Beziehungen offensicht-
lich nur noch um Schuldzuweisung
geht, also darum, wer am Ende die
Verantwortung dafür übernehmen
muss, dass ein Projekt doch nichts
wird.

Meine Damen und Herren, ich
glaube, dass deutlich ist, dass so-
wohl von der Regierungsseite als
auch von der Fraktionsseite dieses
Beziehungsmodell tatsächlich ge-
scheitert ist und dass wir von dieser
Koalition für die Forschungspolitik
in Zukunft leider auch nichts mehr
zu erwarten haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

und bei der SPD)

Krista Sager (*1953)
Landesliste Hamburg

Krista Sager, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Keine Antwort auf die Fragen der
zukünftigen Forschungspolitik 

Sie finanzieren
ein schädliches

Projekt zu Lasten
von Bildung,

Forschung und
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Herr Röspel, Frau Sager, das ist
hier jedes Jahr dieselbe Veran-
staltung. Es wird gesagt: Der

Haushalt ist dramatisch; es wird hier
und dort gespart. – Aber im Ergebnis ha-
ben Sie schlichtweg nie recht behalten.

Sie haben am Anfang der Legisla-
tur gesagt, dass wir die angekündig-
ten zusätzlichen 12 Milliarden Euro
nie und nimmer schaffen werden.
Das Ergebnis ist, dass wir mit 13 Mil-
liarden Euro das Ziel von 12 Milliar-
den Euro übertroffen haben.

Sehr geehrte Damen und Herren,
die linken Parteien streiten wieder
einmal wie die Kesselflicker über
Sinn und Unsinn der Hartz-IV-Refor-
men. Einige behaupten, die Hartz-
IV-Reformen seien die zentrale Ursa-
che für die Stärke und den wirtschaft-
lichen Erfolg Deutschlands. Das ist
natürlich vollkommener Unsinn.
Wirtschaftlich ist Deutschland des-
wegen so erfolgreich und so stark,
weil wir Spitzenunternehmen mit
Spitzenprodukten in Deutschland
haben, die die gesamte Welt nach-
fragt und braucht. Wegen Hartz IV
gibt es keine zusätzlichen Arbeits-
plätze. Wegen Hartz IV gibt es kein

einziges zusätzliches Patent, und es
gibt wegen Hartz IV keinen Euro Um-
satz mehr.

Entscheidend für die wirtschaftli-
che Stärke ist die Innovationskraft
unserer Unterneh-
men in diesem Land.

Die deutschen Un-
ternehmen liefern
deswegen Spitzen-
produkte in die Welt,
weil sie eine Infra-
struktur in Deutsch-
land vorfinden, die
ihnen das ermög-
licht. Deutschland
hat eine herausragende Forschungs-
infrastruktur. Ich versuche, dies an ei-
nem konkreten Beispiel darzustellen.
Ähnliche Beispiele ließen sich über-
all in Deutschland finden.

Siemens Medizintechnik am
Standort Kemnath in Nordostbayern
ist Weltmarktführer im Bereich der

Computertomografie. Dort arbeiten
1 400 Beschäftigte, 140 Beschäftigte
ausschließlich in der Entwicklung.
Klar ist, dass sie mit ihren Entwick-
lungen immer zwei Jahre Vorsprung
haben müssen. Die Innovationsge-
schwindigkeit ist außerordentlich
dynamisch. Die Weltmärkte erzwin-
gen diese Geschwindigkeit. Dieser
Vorsprung ist deswegen möglich,
weil es eine Forschungsinfrastruktur
regionaler Art gibt, die eine Verzah-
nung ermöglicht mit Forschungsein-
richtungen, mit der Forschungscom-

munity-Medizinclus-
ter in Erlangen;
Hochschulen in Er-
langen, Nürnberg,
München und Wei-
den – sowie mit klei-
nen mittelständi-
schen Unternehmen,
die im Forschungs-
verbund mitarbeiten
und als Zulieferer in-

novative Produkte liefern.
Diese gute Forschungsinfrastruk-

tur ist der Grund, warum Deutsch-
land so gut dasteht. Die Menschen,
die in diesem Bereich zusammenar-
beiten, müssen sich kennenlernen
und zueinander Vertrauen haben.
Dies ist nicht über das Internet zu

machen. Regionale und nationale
Cluster ermöglichen dies. Ohne die-
se Forschungsinfrastruktur gäbe es
Siemens Medizintechnik an diesem
Standort nicht. Ohne diese For-
schungsinfrastruktur gäbe es auch
die Arbeitsplätze bei den Zulieferern
im Mittelstand nicht.

Deswegen: Nicht Hartz IV, son-
dern Innovationskraft ist das Zauber-
wort für Wohlstand und Arbeitsplät-
ze in Deutschland.

Es stellt sich dann die Frage: Was
trägt der Bund dazu bei? In den ver-
gangenen Jahren haben wir massiv
in die Forschungsinfrastruktur inves-
tiert. Die Zahlen wurden angespro-
chen. Wir haben das 3-Prozent-Ziel
mit derzeit 2,9 Prozent fast erreicht.
Wir haben erstmals die USA über-
holt. Deutschland ist das zweitwich-
tigste Zielland für Forschungsinves-
titionen multinationaler Unterneh-
men weltweit. 570 000 Menschen
sind in Deutschland im Bereich For-
schung und Entwicklung beschäf-
tigt. Das ist gegenüber 2005, als wir
an die Regierung gekommen sind,
ein Zuwachs um sagenhafte 19 Pro-
zent. Das ist eine großartige Ent-

Albert Rupprecht (*1968)
Wahlkreis Weiden

Albert Rupprecht, CDU/CSU:

Herausragende 
Innovationskultur

Entscheidend
für die 

wirtschaftliche
Stärke ist die

Innovationskraft
in diesem Land.
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Wir diskutieren hier heute
an prominenter Stelle ein
Dokument, das ein Jahr

lang keine Beachtung fand. Man
könnte meinen, Schwarz-Gelb fän-
de, der Inhalt der vorliegenden Un-
terrichtung sei nicht der Rede wert,
und ganz abwegig ist der Gedanke ja
wohl nicht. Hier werden Vorhaben
und Aktionspläne vollmundig ange-
kündigt. Es geht um eine gute Zu-
kunft für unsere Gesellschaft. Es geht
um nachhaltiges Wachstum, Be-
schäftigung und Wohlstand für
Deutschland, und das ist die politi-
sche Botschaft, die wir alle unter-
schreiben. Konkret fassbar werden
die Vorhaben der Hightech-Strategie
allerdings nur selten.

Zahlen allein sagen nicht alles aus.
Schauen wir zum Beispiel auf das
Projekt „Intelligenter Umbau der
Energieversorgung“. Bei der Zielset-
zung sind wir uns absolut einig: Wir
alle wollen in naher Zukunft eine
saubere, sichere und bezahlbare
Energieversorgung. Die Frage ist
aber: Wie kommen wir da hin? Wel-

che Forschungsaktivitäten sind nö-
tig? Wo und wie führen wir Ideen zu-
sammen?

Deutschland ist Europas stärkstes
Industrieland und gleichzeitig der
größte Energieverbraucher in der
EU. Vor diesem Hintergrund haben
wir uns den kompletten Umbau der
Energieinfrastruktur vorgenommen.
Das Ziel ist ambitioniert. Es zu errei-
chen, erfordert einerseits ein schlüs-
siges, gut koordiniertes Konzept. An-
dererseits brauchen wir dafür eine
starke, leistungsfähige und breit auf-
gestellte Forschungslandschaft. Wir
brauchen alle klugen Köpfe, um
neue Technologien, neue Materia-
lien und neue Energiedienstleistun-
gen zu entwickeln, und genau hier
sehe ich das Problem.

Das 6. Energieforschungspro-
gramm ist zwar seit September 2011
in Kraft; aber es wird der Tragweite
und Bedeutung der Energiewende
nicht gerecht, schon allein deshalb,
weil die Energieforschung zerstü-
ckelt ist. Zu viele Ressorts wollen
mitmischen. Das führt dazu, dass
die Wissenschaft nur schwer erken-
nen kann: Welches Ministerium hat
den Hut auf, und wer kann gegebe-
nenfalls Forschungsgelder verteilen?

Gerade die kleinen Unternehmen
mit wenigen Mitarbeitern haben es
hier, nebenbei bemerkt, noch schwe-
rer. Sie haben zwar gute Ideen, aber
es fehlt an Kapazitäten, um die Bü-
rokratie des Förderdschungels zu
durchdringen.

Darüber hinaus verhindert die
Zerstückelung der Forschungspro-
gramme notwendige Synergien. Wir
brauchen einen ganzheitlichen
Blick, damit die Umgestaltung der
Energieversorgung gelingt. Die vie-
len kleinen Forschungsprojekte

müssen zusammengeführt werden,
damit sich ein neues System entwi-
ckelt.

Zu dieser Einschätzung komme
ich übrigens nicht, weil ich derzeit
Oppositionspolitiker bin. Nein, das
sagen auch die Berater der Bundesre-
gierung. Herr Kollege Neumann,
auch ich darf die Ex-
pertenkommission
Forschung und In-
novation, EFI, zitie-
ren. In ihrem aktuel-
len Gutachten steht
auch: „Die Fragmen-
tierung der Zustän-
digkeiten für die
Energieforschung in
Deutschland ist -bi-
zarr.“

Vor wenigen Tagen hat sich nun
unsere neue Ministerin, Frau Wanka,
die Kritik der Experten zu Herzen ge-
nommen: Sie hat der Öffentlichkeit
die Nationale Forschungsplattform
Energiewende vorgestellt.

Hier sollen Energien und Ideen
gebündelt werden. - Und jetzt lobe
ich: Ich begrüße diesen Ansatz.

Jetzt kommen wir zum größten
Fehler des 6. Energieforschungspro-
gramms: Es ist die mangelhafte fi-
nanzielle Ausstattung der Energie-
forschung. Schwarz-Gelb baut auf
das Sondervermögen „Energie- und
Klimafonds“. Wir alle kennen die
Zahlen: Der Preis der CO2-Zertifika-
te ist deutlich geringer als erwartet.
Somit fehlt das Geld bei der Energie-
forschung. Der Spiegel berichtet ak-
tuell von einer Streichliste im Res-
sort von Herrn Altmaier. Demnach
stehen die Förderprogramme zur
Elektromobilität und zur Erfor-
schung von Stromspeichern vor dem
Aus. Das sind zentrale Bausteine der

Energiewende. Mit diesen Förder-
schwerpunkten haben sich Union
und FDP gerühmt, und nun findet
die Forschungsförderung in diesem
Sektor nicht statt. - So viel zum The-
ma Prioritätensetzung.

Das zeigt mir: Diese Regierung hat
bei der Energiewende keinen Plan.

Herr Präsident, meine Damen
und Herren, ich möchte noch einen
anderen Teil der Hightech-Strategie
ansprechen. Unter dem Stichwort
„Industrie 4.0“ – Frau Ministerin, Sie
sprachen es an – kann man lesen,
wie sich die Arbeitswelt immer mehr
automatisiert und wie sehr Informa-
tions- und Kommunikationstechno-

logien die Produkti-
on der Zukunft be-
stimmen; das ist so
weit richtig. Unsere
Wettbewerbsfähig-
keit hängt davon ab,
wie effektiv und effi-
zient Arbeitsprozesse
ablaufen. Computer
machen alles smart:
das Handy, die Fa-

brik oder die Produktion. Wer aber
in den Ausführungen der Bundesre-
gierung deutlich zu kurz kommt, ist
der Mensch.

Gute und innovative Produkte
gibt es nur mit gut ausgebildeten
Menschen.

Da stellt sich die Frage: Wie wer-
den die Arbeitnehmer in den Fabri-
ken auf die neuen Technologien vor-
bereitet? Was bietet die Bundesregie-
rung an, um Aus- und Weiterbildung
zu verbessern? Wie wird auf neue Be-
rufsbilder reagiert?

Hier muss einerseits die For-
schung zur Zukunft der Arbeit und
Humanisierung der Arbeitswelt ver-
stärkt werden. Andererseits brau-
chen wir eine Bildungs- und Quali-
fikationsoffensive. Die Industriepro-
zesse sind -zunehmend wissensba-
siert. Unsere Chancen sind
hochqualifizierte Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer mit produk-
tionsbezogenem Know-how und
großem Fachwissen. Das Wissen der
Menschen muss durch gute Bil-

dungsprogramme gesichert und wei-
terentwickelt werden. In diesem Zu-
sammenhang wäre es sinnvoll, den
Übergang zwischen beruflicher Bil-
dung und Hochschule zu verbes-
sern, zum Beispiel durch den Aus-
bau der Aufstiegsstipendien.

Deutschland ist ein Industrieland.
Damit das so bleibt, müssen wir auf
die grundlegenden Herausforderun-
gen unserer Zeit reagieren.

Globalisierung, Umwelt- und Kli-
maschutz, Rohstoffverknappung,
technologische Innovation und de-
mografische Entwicklung werden
die Industrie weiter verändern. Es
kommt deshalb auf die Zusammen-
arbeit der kreativen Köpfe in Indus-
trie, Dienstleistungen und Wissen-
schaft an.

Aufgabe der Politik muss es sein,
die Gestaltung der Arbeitswelt von
morgen aktiv zu begleiten. Wissen
und Information sind notwendige
Bedingungen für den wirtschaftli-
chen Erfolg von Unternehmen und
die beruflichen Perspektiven der Be-
schäftigten.

Wir müssen alles tun, um die
Möglichkeiten unserer Gesellschaft
zu verbessern. Dazu gehört die ge-
zielte Einwanderung von Fachkräf-
ten. Dazu gehört die Chance auf
Ausbildung. Dazu gehört die höhere
Durchlässigkeit des Bildungssys-
tems. Dazu gehören auch Anreize
für berufsbegleitende Qualifizie-
rungsmaßnahmen.

(Beifall bei der SPD)

Michael Gerdes (*1960)
Wahlkreis Bottrop – Recklinghausen lll

Michael Gerdes, SPD:

Alle Möglichkeiten unserer
Gesellschaft verbessern

Die Politik muss
die Gestaltung
der Arbeitswelt

von morgen 
aktiv 

begleiten.
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wicklung, auf die wir sehr stolz sein
können.

Bund, Länder und Wirtschaft zu-
sammen finanzierten im Jahr 2011
Forschung und Entwicklung mit 75
Milliarden Euro – ein Spitzenwert.
Das ist gegenüber 2005 ein Anstieg
um 34 Prozent. Das machen die Un-
ternehmen nicht aus Liebe zum
Standort Deutschland, sondern weil
wir mit staatlichen Mitteln eine at-
traktive Forschungsinfrastruktur auf-
gebaut haben. Die Bundespolitik hat
daran einen substanziellen Anteil.
Ich sage sogar: Die Bundespolitik ist
bei diesem Thema Vorreiter und
Taktgeber zugleich.

Wir haben den Haushalt des For-
schungsministeriums gegenüber
2005 um sage und schreibe 82 Pro-
zent erhöht. Die Zuwachsraten im
Bundeshaushalt sind wesentlich hö-
her als die in allen Landeshaushal-

ten und der Wirtschaft. Deswegen
schneiden wir auch bei allen Inno-
vationsindikatoren weltweit gut ab.
Egal, welchen Sie nehmen: Wir sind
immer in der Spitzengruppe vertre-
ten. Diese Gruppe besteht aus den
USA, der Schweiz, aus nordeuropäi-
schen Ländern wie Finnland, Schwe-
den und Dänemark sowie aus asiati-
schen Ländern wie Japan, Singapur
und Korea. Ich finde, dass das ein
Grund ist, stolz zu sein; dieses gute
Abschneiden fällt nicht vom Him-
mel, sondern es war und ist für die
Bundespolitik ein riesiger Kraftakt.

Das EFI-Gutachten besagt im
Kern, dass wir keine Radikalreformen
brauchen, weil wir auf dem richtigen
Weg sind, weil die Richtung stimmt.
Das EFI-Gutachten gibt uns aller-
dings punktuell Aufträge und Ideen
mit auf den Weg. Ich teile diese Be-
wertung, und deswegen geht es in ei-

ner so grundsätzlichen Debatte wie
der heutigen natürlich auch darum,
wohin die Reise gehen soll.

Wichtig ist beispielsweise die Fra-
ge des Mittelaufwuchses; letztend-
lich geht es also wieder um die Fra-
ge des Geldes. Frau Ministerin hat
bereits angesprochen, dass sich na-
türlich die Frage stellt, wie es weiter-
geht, wenn wir das 3-Prozent-Ziel er-
reicht haben. Wir werden uns dafür
verwenden, 3,5 Prozent als Ziel fest-
zuschreiben. Das wird ohne Zweifel
ein Kraftakt werden, aber das werden
wir uns gemeinsam vornehmen.

Wir beabsichtigen außerdem, den
Pakt für Forschung und Innovation
fortzuführen und einen Mittelauf-
wuchs von 5 Prozent für die außer-
universitären Forschungseinrichtun-
gen zu realisieren.

Ich möchte abschließend die
steuerliche Forschungsförderung

ansprechen. Das, Frau Sager, ist in
der Tat das einzige substanzielle
Thema aus unserem Koalitionsver-
trag, das wir in dieser Legislaturpe-
riode nicht geschultert haben. Zur
Wahrheit gehört aber auch, dass ei-
ne entsprechende Initiative im Mo-
ment überhaupt keinen Sinn ma-
chen würde, weil der rot-grün do-
minierte Bundesrat keinerlei Bereit-
schaft zeigen würde, ihr
zuzustimmen.

Frau Sager, Sie reden davon, in der
nächsten Legislaturperiode die steu-
erliche Forschungsförderung auszu-
bauen. Gleichzeitig haben aber so-
wohl Sie als auch die SPD Steuerer-
höhungen in Milliardenhöhe für die
nächste Legislaturperiode angekün-
digt.

Sie wollen den Unternehmen, de-
nen Sie auf der einen Seite durch
steuerliche Forschungsförderung Ei-

genkapital für Investitionen in Inno-
vationen und Forschung zur Verfü-
gung stellen wollen, auf der anderen
Seite Milliarden aus der Tasche zie-
hen.

Sie lassen in Ihrer Steuererhö-
hungsdiskussion praktisch keine
Steuerart – Einkommensteuer, Ver-
mögensteuer, Erbschaftsteuer – aus.
Das läuft auf das Prinzip „linke Ta-
sche – rechte Tasche“ hinaus. Sie ent-
ziehen den Unternehmen die Sub-
stanz und geben ihnen dafür ein
paar Krümel. Das ist verlogen und
falsch.

Liebe Frau Sager und liebe Kolle-
gen von der SPD, solange Sie an die-
sen Steuererhöhungsplänen festhal-
ten, ist all das, was Sie über steuerli-
che Forschungsförderung schwadro-
nieren, unglaubwürdig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Fortsetzung von Seite 5: Albert Rupprecht (CDU/CSU)

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Birgit Homburger (FDP), Dr. Tobias
Lindner (Bündnis 90/Die Grünen), Dr.
Heinz Riesenhuber (CDU/CSU), Lothar
Binding (SPD), Axel Knoerig (CDU/CSU)
und Michael Kretschmer (CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.



In der letzten Woche konnten wir
der Presse -entnehmen, dass der
Stromkonzern Eon im vergange-

nen Jahr einen Gewinn von 2,6 Mil-
liarden Euro eingefahren hat. Das ist
zweifellos gut für Eon-Chef Johan-
nes -Teyssen. Er wird nicht am Hun-
gertuch nagen müssen; denn er
gönnte sich eine Gehaltserhöhung,
die sich gewaschen hat. Der Arme
musste bislang mit einem Jahresge-
halt von 4,5 Millionen Euro aus-
kommen.

Jetzt soll sein Einkommen auf 5,7
Millionen Euro jährlich steigen.

Immerhin wird er sich zukünftig
keine Sorgen darüber machen müs-
sen, wie er die Stromrechnung be-
zahlt. Ganz anders sieht das für die
Beschäftigten aus, die Eon zuvor ent-
lassen hat. Ganz anders sieht es auch
für die Hunderttausenden Men-
schen in diesem Land aus, denen der
Strom im vergangenen Jahr abge-
stellt wurde. Das darf nicht sein. Das
ist eine soziale Schieflage in der
Energiewende, die wir als Linke so
nicht hinnehmen können.

Dann stellt sich Eon-Chef Teyssen
auch noch hin und fürchtet sich öf-
fentlich vor schwierigen Zeiten für
sein Unternehmen. Da kann ich nur
sagen: Wenn er auf seine Gehaltser-
höhung verzichten würde, dann hät-
te er schon so manchen Arbeitsplatz
in seinem Unternehmen sichern
können.

Nehmen wir als Beispiel Berlin.
Hier lebt jeder Sechste von Hartz IV.
Die steigenden Strompreise werden
für diese Menschen, aber auch für
Geringverdiener zu einem massiven
Problem. Die steigenden Kosten für
Gas und Heizung kommen hinzu.
Nach Angaben der Verbraucherver-
bände steigt die Zahl derjenigen, die
Beratung wegen explodierender
Strom- und Gaspreise brauchen,
enorm an. Deswegen sagen wir als
Linke: Es muss endlich etwas passie-
ren, um den rasanten Anstieg der

Energiekosten, der Strom-, der Heiz-
und der Gaskosten, zu reduzieren.

Und siehe da! Selbst die Bundes-
regierung hat dieses Problem er-
kannt und will eine Strompreis-
bremse nachliefern. Heute Nachmit-
tag findet der sogenannte Energie-
gipfel im Kanzleramt statt. Ich kann
nur sagen: Diesen Alarmismus hät-
ten Sie sich sparen können, wenn Sie
hier in diesem Hohen Hause vor
zweieinhalb Jahren unseren linken
Vorschlägen für eine effektive Strom-
preisbremse zugestimmt hätten. Sie
haben sie abgelehnt. Sie haben jedes
Jahr abgelehnt, wenn wir ein Strom-
preis-moratorium gefordert haben.
Das muss an dieser Stelle gesagt wer-
den.

Die Vorschläge, die Union und
FDP bisher vorgelegt haben, sind
nichts anderes als ein weiterer Fron-
talangriff gegen die erneuerbaren
Energien. Sie sagen Strompreisbrem-
se, meinen aber Erneuerbare-Ener-
gien-Bremse. Das muss an dieser
Stelle ganz deutlich gesagt werden.

Das ist der Unterschied zwischen
unserer und Ihrer Energiepolitik:
Wir wollen verhindern, dass sich die
Chefs der vier großen Energiekon-
zerne weiterhin auf Kosten der Ver-
braucherinnen und Verbraucher die
Taschen vollstopfen. Sie betreiben
Propaganda gegen die Solar- und
Windkraftbranche.

Es ist doch paradox: Ausgerechnet
diese schwarz-gelbe Koalition, die
sich ansonsten so gerne wirtschafts-
nah gibt, lässt die Solarbranche ein-
fach den Bach runtergehen. Allein in
meinem Wahlkreis sind in den letz-
ten Monaten drei Solarfirmen pleite-
gegangen. Viele Stadtwerke hatten
den Bau von Solaranlagen geplant
und wollten neue Solarfelder er-
schließen. Aber durch das Hü und
Hott in Ihrer Förderpolitik sind die-
se Vorhaben einfach nicht mehr rea-
lisiert worden. Ich finde, so kann
man mit einer Zukunftsbranche
nicht umgehen. Das kann doch
nicht wahr sein.

Während Sie der Solar- und Wind-
kraftbranche einen Frontalangriff
bereiten, sorgen Sie gleichzeitig da-
für, dass ausgerechnet diejenigen In-
dustriebetriebe, die viel Strom ver-
brauchen, auch noch von der Öf-
fentlichkeit unterstützt werden, weil
wir als Verbraucher oder als Steuer-
zahler deren Stromrechnung mit be-
zahlen. Das ist doch völlig absurd.

Diese Industrierabatte sind massiv
angestiegen. Vor zwei Jahren lagen
sie noch bei 8 Milliarden Euro. Im
letzten Jahr waren es schon 10 Milli-
arden Euro. In diesem Jahr werden
es schätzungsweise etwa 16 Milliar-

den Euro sein, Milliarden, die wir als
Steuerzahler und Verbraucher für die
Industrie mit bezahlen. Das kann so
nicht weitergehen.

Es wäre so einfach,
die Strompreise zu
senken. Die deutli-
che Reduzierung der
Industrierabatte ist
das eine. Ich kann
wirklich nicht erken-
nen, warum Flughä-
fen, Geflügelzüchter
und Saunaanlagen
von diesen Strom-
kosten befreit werden sollen, und
das auf Kosten der Allgemeinheit.

Ein zweites Beispiel. Sie haben
2007 ohne Not die Strompreisauf-
sicht der Länder abgeschafft. Seit-
dem steigen die Preise noch mehr.
Deswegen sagen wir als Linke: Wir

wollen eine effektive staatliche Preis-
aufsicht, die die Preise auch wirklich
genehmigt und die eingreifen kann.
Das ist etwas ganz anderes als die
Markttransparenzstelle, die nur be-
schreiben soll und über die wir
gleich noch diskutieren.

Drittens sagen wir: Die Energie-
wende ist notwendig, aber sie darf
nicht auf Kosten der Schwachen in
dieser Gesellschaft gehen. Deshalb
wollen wir die Stromsteuer - besser
bekannt als Ökosteuer - senken. Wir

als Linke haben
schon immer kriti-
siert, dass sie völlig
unsozial ist. Warum
soll denn eine vier-
köpfige Familie
mehr Stromsteuer
bezahlen als ein
Singlehaushalt, der
vielleicht besserver-
dienend ist? Ich frage

mich sowieso, was an dieser Strom-
steuer eigentlich öko ist. Dahinter
steht doch der Gedanke: Wir ma-
chen den Strom teuer, und dann
wird nicht so viel verbraucht. – Das
ist großer Unsinn und unsozial noch
dazu.

Als wir als Linke die Senkung der
Stromsteuer vor ein paar Monaten
vorgeschlagen haben, haben viele
andere gesagt: Schon wieder ein ab-
surder linker Vorschlag. – Ich freue
mich, dass diese Forderung – so
kann ich es der Presse entnehmen –
jetzt wenigstens auch von der SPD
mit unterstützt wird. Ich freue mich
immer, wenn gute Ideen der Linken
übernommen werden.

Ich hoffe, dass auch die Grünen
jetzt über ihren Schatten springen
und diese alten Zöpfe tatsächlich ab-
schneiden.

Ein allerletzter Punkt. Wir als Linke
wollen die unsäglichen Stromsperren
endlich verbieten. Stellen Sie sich das
doch einmal vor bei diesem Wetter,
bei 20 Zentimetern Schnee: Das Licht
geht nicht an, Sie können sich keinen
Tee und keine warme Suppe kochen.
So kann es einfach nicht weitergehen.
Das ist einfach unmenschlich. Deswe-
gen sagen wir: Folgen wir doch bitte
dem Beispiel von Frankreich, folgen
wir dem Beispiel von Belgien, und las-
sen Sie uns diese Stromsperren verbie-
ten, wenigstens im Winter.

(Beifall bei der Linken)

Caren Lay (*1972)
Landesliste Sachsen

Caren Lay, DIE LINKE:

Stromsperren wenigstens 
im Winter verbieten

Die Energiewende
darf nicht auf

Kosten der
Schwachen in 

der Gesellschaft
gehen.
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Liebe Frau Lay, Ihr Redebeitrag
hat wieder einmal bewiesen,
dass die Linke immer noch

nicht in der sozialen Marktwirtschaft
angekommen ist.

Er zeigt aber noch eines, nämlich
dass die Linke am Problem vorbeire-
det und nur eine Verteilungsdebatte
führt, aber nicht das wirkliche Pro-
blem adressiert. Sie müssen sich
doch die Struktur der Strompreise
anschauen. Wir haben in den letzten
Jahren erlebt, dass die EEG-Umlage
massiv gestiegen ist. Im letzten Jahr
hat eine vierköpfige Familie eine
EEG-Umlage in Höhe von 160 Euro
gezahlt.

In diesem Jahr zahlt eine vierköp-
fige Familie eine EEG-Umlage in Hö-
he von 240 Euro. Wenn wir nicht
aufpassen, dann werden wir im
nächsten Jahr eine Erhöhung um
weitere 75 Euro erleben und bei 315
Euro liegen.

Deshalb muss man die Struktu-
ren des EEG anpacken, mit Instru-
menten des Markts
und des Wettbe-
werbs. Dann werden
wir auch die Strom-
preise wieder in den
Griff bekommen.
Wir brauchen aber
keine Verteilungsde-
batten wie die, die
Sie angestoßen ha-
ben.

Die Senkung der Stromsteuer, die
anscheinend jetzt einhellig von Rot-
Grün gefordert wird, führt zu einer
Ersparnis von nur 22 Euro für eine
vierköpfige Familie. Die Strompreis-
erhöhung durch die EEG-Umlage
droht aber im Herbst. Diese wird 75
Euro betragen. Die Senkung der
Stromsteuer wird also durch diese
Erhöhung der Umlage komplett auf-
gefressen. Deshalb ist auch das kei-
ne Lösung. Wir brauchen eine
grundsätzliche Lösung. Deshalb
liegt jetzt die Strompreisbremse auf
dem Tisch.

Darüber wird heute debattiert.
Deshalb werden wir grundsätzliche
Fragen aufwerfen, zu denen auch Sie
einmal Stellung beziehen müssen.
Wir stellen die grundsätzlichen Fra-
gen, aber Sie präsentieren nur unter-
schiedliche Positionen.

Wenn man an das EEG herangeht
und die Frage stellt, wie das EEG zu-

künftig aussehen
soll, dann antwortete
Sigmar Gabriel: Das
EEG muss grundsätz-
lich reformiert wer-
den. – So hat er es vor
kurzem getan. Aber
Herr Kelber aus Ihrer
Fraktion hat vor zwei
Wochen gesagt, das
EEG sei genau richtig

und dürfe nicht reformiert werden; es
müsse so bleiben, wie es ist.  Das ist
keine Lösung, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

Wir müssen – auch da sind sich die
Experten ja einig – grundsätzlich an
das EEG herangehen. Die Idee, die
EEG-Umlage für die nächsten zwei
Jahre einzufrieren, um aufzuzeigen,
wo wir in den nächsten Jahren inves-
tieren können und wollen, in wel-
chen Bereichen Investitionen am

Thomas Bareiß (*1975)
Wahlkreis Zollernalb – Sigmaringen

Thomas Bareiß, CDU/CSU:

EEG-Strukturen mit Instrumenten
des Wettbewerbs anpacken

Wir brauchen die
Verknüpfung von
konventionellen
Kraftwerkparks

mit den erneuer-
baren Energien.

Fortsetzung auf Seite 8
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wirtschaftlichsten sind, bietet den
richtigen Ansatz dafür, in den nächs-
ten Jahren wirtschaftlich und markt-
konform zu agieren.

Ein weiterer Punkt, der zeigt, wie
unterschiedlich die Opposition in
die Debatte geht, ist die Befreiung der
Industrie von der EEG-Umlage, die,
wie wir gerade gehört haben, ange-
packt werden soll, die aber laut Frau
Lay in manchen Bereichen komplett
gestrichen werden soll. Frau Kraft
macht sich zur Vorkämpferin für die
Industrie.

Die SPD-Fraktion
hier lamentiert etwas
herum, und die Grü-
nen wollen am liebs-
ten mit der Axt an die
Befreiung der Indus-
trie von der EEG-
Umlage heran. Wir
haben in den letzten
zwei Jahren den in-
dustriellen Mittelstand, der im Wett-
bewerb steht, massiv von der EEG-
Umlage befreit und damit Arbeits-
plätze gesichert und neue Arbeits-
plätze möglich gemacht.

Das ist eine Industriepolitik, die
wettbewerbsfreundlich ist und dafür
sorgt, dass die Energiewende nicht
zum Arbeitsplatzkiller wird, sondern
zum Arbeitsplatzschaffer.

Ich möchte noch an einem weite-
ren Beispiel zeigen, wie unterschied-
lich die Opposition hier in die De-
batte geht – das hat mich irritiert –:

Gestern hatten wir eine große De-
batte im Wirtschaftsausschuss, in der
sich gezeigt hat, dass die SPD an-
scheinend die Stromsteuersenkung
will. Die Grünen haben gestern im
Wirtschaftsausschuss noch gegen die
Stromsteuersenkung gestimmt.

Heute muss ich im Tagesspiegel le-
sen: SPD und Grüne wollen die
Stromsteuersenkung.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, mit diesem Hin und Her
werden wir die Energiewende nicht
schaffen.

Wir brauchen endlich auch von Ih-
rer Seite Vorschläge, die umsetzbar
sind und uns ein klares Bild liefern.

Wir haben im Gegensatz zu Ihnen
in den letzten drei Jahren ganz ent-
scheidende Weichen im EEG gestellt.
Wir haben das EEG weiterentwickelt.
Wir haben es intelligenter und vor al-
lem auch bezahlbar gemacht.

Gegen Ihren Widerstand haben wir
das EEG im Bereich der Solarenergie
reformiert. Wir haben im Bereich der
Solarenergie eine Reduktion der EEG-
Vergütung um 70 Prozent erreicht –
von 43 auf 16 Cent. Damit entlasten
wir die Verbraucher in den kommen-
den 20 Jahren um 2 Milliarden Euro.
Das ist ein großer Erfolg.

Wir haben einen „atmenden De-
ckel“ eingeführt, der die Vergütung
intelligent nach Höhe des Zubaus
anpasst und sie entsprechend redu-
ziert, wenn der Zubau zu hoch wird.
Diese Maßnahmen haben Sie immer
bekämpft.

Sie haben immer den Untergang
der Solarbranche gesehen.

Das Gegenteil war der Fall. In den
letzten drei Jahren gab es Rekordwer-

te bei den Zubauraten, die es in kei-
nem anderen Land auf dieser Welt
gibt.

Wir haben Effizienz und Einspa-
rungen ermöglicht. Wir haben – Frau
Lay, hören Sie zu! – für einkommens-
schwache Haushalte ganz konkret
Stromsparmaßnahmen durchge-
führt. Wir haben Beratungen ge-
macht. 80 000 Haushalte haben da-
von profiziert; 86 Euro im Schnitt hat
jeder dieser Haushalte pro Jahr ge-
spart. Das sind ganz konkrete Maß-

nahmen, bei denen
wir den Menschen
als mündigen Bürger
ansehen, der in die
Lage versetzt werden
muss, seine Strom-
rechnung selbst zu
bezahlen und sich
stromsparend zu ver-
halten.

Wir haben die
Energieeffizienz im Bereich des Ge-
bäudebestandes wie keine andere Re-
gierung vor uns vorangebracht.

1,8 Milliarden Euro haben wir
über das CO2-Gebäudesanierungs-
programm in den Gebäudebestand
investiert, und wir haben dafür ge-
sorgt, dass die Gebäudesanierungsra-
te Stück für Stück nach oben geht.
Die Energieeffizienzwerte erreichen
auch hier ein Rekordniveau.

Wir haben mehr Transparenz für
die Verbraucher geschaffen. Verbrau-
cher können unter so vielen Strom-
lieferanten wie noch nie auswählen.

Allein dieses Jahr kann jeder im
Schnitt unter 50 Stromanbietern aus-
wählen. Das sind 25 Prozent mehr
als noch vor zehn Jahren.

Wir haben die Bedingungen für ei-
nen Wechsel wesentlich erleichtert.
Wir haben die Fristen verkürzt. Wenn
heute ein Verbraucher den Stroman-
bieter wechselt und zum günstigsten
Anbieter geht, kann er im Schnitt 200
Euro sparen. Das sind Zeichen dafür,
dass Markt und Wettbewerb funktio-
nieren. Dies sollte beispielhaft für
andere Gebiete sein.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich möchte noch einen an-
deren Bereich ansprechen, der mir
sehr wichtig ist, nämlich den Indus-
triestandort Deutschland. Mit Blick
darauf müssen wir dafür sorgen, dass
wir bei der Energiewende keine Ar-
beitsplätze verlieren, sondern gewin-
nen. Deutschland hat einen Indus-
trieanteil von 26 Prozent, Großbri-
tannien von 13 Prozent, Frankreich
von 12 Prozent. Das zeigt, dass wir
ein ganz besonderes Augenmerk auf
unsere Industrie richten müssen.

Die Industrie hat heute schon ei-
nen großen Anteil am EEG-Bereich:
6 Milliarden Euro zahlt die deutsche
Industrie. 5,7 Millionen Menschen
haben in diesem Sektor einen Ar-
beitsplatz. Deshalb ist unser Anlie-
gen, dafür zu sorgen, dass gerade die-
jenige Industrie, die im Wettbewerb
steht, nicht über Gebühr belastet
wird. Auch diese Balance werden wir
mit der Strompreisbremse entspre-
chend hinbekommen.

Meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich glaube, das Wichtigste

wird sein, dass wir uns, aufbauend
auf der Strompreisbremse, über die
langfristige Ausgestaltung des EEG
unterhalten. Die ersten 20 Prozent
waren mit dem EEG sicherlich mach-
bar. Es war das richtige Instrument,
den Markteintritt zu gestalten. Um
aber die nächsten 20 Prozent zu er-
reichen, brauchen wir eine neue Rah-
mensetzung.

Da werden vor allen Dingen Sie ge-
fordert sein; denn Sie müssen dann
die Anzahl der heiligen Kühe, die Sie
überall haben – ich verweise auf die
Subventionsmaschinerie, die Sie los-
getreten haben –, auf ein gesundes
Maß reduzieren.

Sie müssen Wettbewerb und
Markt im Bereich der erneuerbaren
Energien zulassen. Das können die
erneuerbaren Energien auch leis-
ten, und wir sollten es ihnen zu-
trauen.

Wir brauchen eine Synchronisati-
on von Netzausbau und erneuerba-
ren Energien. Wir brauchen die Ver-
knüpfung von konventionellen
Kraftwerkparks mit den erneuerba-
ren Energien.

Wir brauchen mehr Eigenverant-
wortung, gerade im Bereich der er-
neuerbaren Energien, Eigenverant-
wortung für mehr Markt und Wettbe-
werb.

Wir haben konkrete Vorschläge.
Die Frage ist, inwieweit Sie dabei

in den nächsten Jahren mitma-
chen.

Wir brauchen mehr Europa; auch
das ist ein wichtiger Punkt. Das wird
in den nächsten Jahren eine ganz,
ganz große Rolle spielen. Da wird
sich zeigen, inwiefern Sie bei der
Energiewende mitmachen und dafür
sorgen, dass sie nicht nur eine Sub-
ventionsmaschine wird, sondern
auch ein Erfolgsfaktor für Deutsch-
land und damit langfristig Arbeits-
plätze sichert.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ohne Zweifel ist die Energie-
wende eine der größten He-
rausforderungen, vor denen

unser Land, vor denen unsere Wirt-
schaft, vor denen unsere Gesellschaft
steht. Aber, Herr Bareiß, meine Da-
men und Herren, dafür muss man
nicht solche Reden halten. Wenn man
in der Regierungsverantwortung ist –
noch sind Sie ja Teil der Regierungs-
fraktionen –, dann darf man nicht sol-
che Reden halten, sondern man muss
Gesetzentwürfe vorlegen. Dazu sind
Sie nicht in der Lage.

Sie, meine Damen und Herren von
der Koalition, haben den Menschen
nach Fukushima eine saubere, eine si-
chere und eine bezahlbare Energie-
wende versprochen, und Sie sind es,
die diese drei Versprechen im Mo-
ment brechen. Aus der Verantwortung
werden wir Sie nicht entlassen.

Insofern muss man in dieser Debat-
te eines klarmachen: Die Bürgerinnen
und Bürger in diesem Land machen
sich massiv Sorgen über steigende
Energiepreise und auch über steigen-
de Strompreise, die ein Teil der Ener-
giekosten sind, die auf sie zukommen.
In dem Befund sind wir uns mögli-
cherweise einig.

Weil diese Regierung diese Sorge
drei, vier Jahre lang ignoriert hat, weil
sie das Gefühl hat, dass ihr das bei den

Wahlen auf die Füße fallen könnte,
kommt Herr Altmaier kurz vor Tores-
schluss mit der Wundertüte „Strom-
preisbremse“ um die Ecke. Herr Bun-
desumweltminister Altmaier, jemand,
der sich mit dieser Materie auskennt –
das will ich Ihnen mal ein bisschen
unterstellen –, weiß, dass das, was Sie
vorgeschlagen haben, das Eingeständ-
nis dieser Koalition ist, dass sie in die-
ser Legislaturperiode nicht mehr in
der Lage ist, die grundlegenden Fragen
der Energiewende anzugehen. Was
notwendig ist für den Netzausbau –
eine neue Ordnung des Strommarkts,
ein neues Strommarktdesign –, was
notwendig ist, um die Energiewende
besser zu managen, all das findet sich
nicht in Ihren Vorschlägen. Deshalb
ist die Strompreisbremse im Wesent-
lichen erst einmal Überschriftenpoli-
tik, nichts anderes.

Wenn man dann unter diese Über-
schriften guckt,
kommt man zu dem
Schluss: Es ist zweifel-
haft, ob das, was Sie
vorschlagen, die Ener-
giekosten bremst;
aber es ist sicher, dass
das, was Sie vorschla-
gen, die Energiewen-
de bremst, meine Da-
men und Herren.

Sie wissen ganz genau, dass Sie Vor-
schläge gemacht haben, die nicht nur
im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien, sondern in der gesamten deut-
schen Wirtschaft zu Kopfschütteln
führen. Wie man glauben kann, Inves-
toren würden dadurch nicht verunsi-
chert, wenn man in den Altbestand
eingreift, und das Vertrauen in den In-
dustriestandort Deutschland würde
nicht unterminiert, das kann mir kei-
ner vernünftig erklären, und Sie wis-
sen auch ganz genau, dass dieser Un-
sinn nicht zu machen ist.

Reden wir doch einmal über das,
was heute miteinander möglich ist!
Wenn diese Koalition einräumen
muss – ich beklage das –, dass wir

dem Grunde nach die wesentlichen
Entscheidungen dafür, dass die Ener-
giewende wieder vom Kopf auf die Fü-
ße kommt, leider erst im Herbst die-
ses Jahres, nach der Bundestagswahl,
angehen können, dann sind wir
durchaus bereit, über kurzfristige
Maßnahmen zu reden. Wenn ich von
„wir“ spreche, dann meine ich die rot-
grün geführten Bundesländer, Sozial-
demokraten und Bündnis 90/Die
Grünen gemeinsam. Wir haben Ihnen
vorgeschlagen, dass wir über drei Be-
reiche reden:

Wir sollten erstens über die Frage
reden: Was kann kurzfristig innerhalb
des EEG passieren? Da gibt es durch-
aus kleinere Maßnahmen, über die
man reden kann, die nicht die gesam-
te Branche verunsichern, die aber die
Möglichkeit schaffen, den Anstieg der
EEG-Umlage zu bremsen. Wir kön-
nen über die Marktprämie reden. Wir

können über be-
stimmte Boni reden,
die Sie in vielen Berei-
chen eingeführt ha-
ben.

Wir sollten zwei-
tens auch über die
Frage reden: Wie ge-
hen wir in Deutsch-
land mit energiein-
tensiven Betrieben

um? Dazu habe ich heute in der Zei-
tung gelesen, dass Herr Ramsauer, der
gerade den Saal verlassen hat, einen
offenen Brief an den Bundesminister
Altmaier schreibt. Was ist denn das für
ein Vorgang, Herr Altmaier? Rösler,
Altmaier und Ramsauer, die drei von
der Zankstelle! „Ressortabstimmung“
ist ein Fremdwort in dieser Regierung.
Das ist ein Teil des Problems.

Ich habe also in der Zeitung gele-
sen, dass Herr Ramsauer beklagt, dass
der Altmaier der Deutschen Bahn AG
Hunderte von Millionen entziehen
will. Er will in diesem Bereich tatsäch-
lich auch die Bahn belasten. Was ist ei-
gentlich die Haltung der Bundeskanz-
lerin in dieser Frage? Gibt es über-

Hubertus Heil (*1972)
Wahlkreis Gifhorn – Peine

Hubertus Heil, SPD:

Die Energiewende ist eine 
der größten Herausforderungen

Die Bürger
machen sich 

massiv Sorgen
über steigende

Energie- und
Strompreise.
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Wir brauchen 
eine

Synchronisation
von Netzausbau

und erneuerbaren
Energien.

Fortsetzung von Seite 7: Thomas Bareiß (CDU/CSU)
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haupt einen Standpunkt dieser Regie-
rung? Das würde uns als Opposition
interessieren, und die Öffentlichkeit
auch.

Wir haben Ihnen vorgeschlagen,
dass wir im Bereich der energieinten-
siven Unternehmen nicht um einzel-
ne Branchen feilschen, sondern dass
wir uns auf die Systematik konzentrie-
ren. Die Systematik ist, dass energiein-
tensive Unternehmen, die Effizienz-
maßnahmen ergriffen haben und die
im internationalen Wettbewerb ste-
hen, weiterhin zu Recht befreit sind,
damit wir Arbeitsplätze und Wert-
schöpfung in Deutschland halten,
aber dass wir Maßnahmen ergreifen
müssen, damit Trittbrettfahrer, die
nicht im internationalen Wettbewerb
stehen, da rauskommen. Lassen Sie
uns über die Systematik reden und
dieses unwürdige Gefeilsche zwischen
Bundesministern beenden, meine
Damen und Herren!

Wir haben Ihnen drittens vorge-
schlagen, dass wir, wenn im Bereich
der erneuerbaren Energien etwas ge-
tan werden kann und muss, wenn im
Bereich der energieintensiven Betriebe
etwas getan werden muss, auch über
uns, über den Staat, reden. Tatsache
ist, dass Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble über die gestiegene
EEG-Umlage ungeplant pro Jahr 1
Milliarde Euro mehr an Mehrwert-
steuer einnimmt. Deshalb ist unser
Vorschlag, im Bereich der Stromsteu-
er etwas zu tun, nur fair. Wenn alle ei-
nen Beitrag leisten sollen, dann sollte
auch der Bundeshaushalt einen sol-
chen Beitrag leisten. Angesichts der
Tatsache, dass der Anteil der erneuer-
baren Energien in Deutschland mitt-
lerweile – Gott sei Dank – 25 Prozent
beträgt, ist es vernünftig, entspre-
chend die Stromsteuer in Deutsch-
land zu senken.

Warum, meine Damen und Herren
von der FDP, höre ich eigentlich Ein-
zelstimmen, darunter Ihren Spitzen-
kandidaten Brüderle, die das gut fin-
den, Herr Breil?

Die Sächsische Staatsregierung fin-
det das gut. Ich höre Sympathien aus
Bayern an dieser Stelle. Aber die Blo-
ckierer sitzen auf der Regierungsbank.
Die Bundeskanzlerin ist heute nicht
einmal bereit und in der Lage, über
das Thema Stromsteuer zu sprechen.
Das ist ein Teil des Problems.  Sie sind
die Blockadekoalition an diesem
Punkt.

Wir wollen etwas tun, um die Ver-
braucherinnen und Verbraucher kurz-
fristig zu entlasten.

Herr Altmaier, der heutige Artikel
im Tagesspiegel mit der Überschrift
„Stromabwärts“ beschreibt, was im
Moment passiert. Sie sind durchaus
ein eloquenter Kerl. Als Parlamentari-
scher Geschäftsführer haben wir Sie
durchaus durch Ihre humorige Art
schätzen gelernt. Aber dass Sie ein
richtiger Trickser sind, haben wir in
den letzten Monaten erlebt.

Man muss neidlos anerkennen,
dass Ihnen mit dem Thema Strom-
preisbremse ein medialer Coup ge-
lungen ist. Einige Tage später haben
Sie mit der Aussage, dass die Energie-
wende 1 Billion Euro kosten kann, ei-

nen Klops gelandet. Diese Zahlen ha-
ben Sie heute nicht vernünftig belegt.
Dies ist keine seriöse Debatte. Wir be-
kommen die wahren Probleme nicht
in den Griff, wenn wir die Menschen
mit solchen Fantasiezahlen verunsi-
chern. Wir müssen Klarheit bekom-
men, was die Zahlen betrifft. Und wir
müssen das tun, was wir tun können.

Herr Altmaier, für Sie gilt deshalb
der alte Satz von Abraham Lincoln –
ich darf zitieren –:

Man kann einen Teil des Volkes die
ganze Zeit täuschen, und das ganze
Volk einen Teil der Zeit, aber man
kann nicht das ganze Volk die ganze
Zeit täuschen!

Das, meine Damen und Herren,
wird heute offensichtlich werden. Wir
sind bereit für kurzfristige Maßnah-
men. Wir wollen aber vor allen Din-

gen dafür sorgen, dass die Energie-
wende kein wirtschaftliches und so-
ziales Risiko ist, sondern ein wirt-
schaftlicher und sozialer Erfolg für
Deutschland. Lassen Sie uns in die-
sem Haus darüber streiten und die
Menschen mit diesen Ablenkungsde-
batten nicht weiter verunsichern. Wir
sind bereit, Verantwortung zu über-
nehmen. Die SPD-geführten Bundes-
länder haben Vorschläge gemacht. Sie
wollen im Wesentlichen Überschrif-
ten produzieren. Das ist der Unter-
schied und das Problem in Deutsch-
land. Energiewende geht anders. Der
Unterschied zwischen Ihnen, zwi-
schen Herrn Altmaier und Herrn Rös-
ler, und uns ist: Wir können Energie-
wende und Sie nicht.

(Beifall bei der SPD)

Frau Lay, kurz zu Ihrer Bemer-
kung über die Gewinne von
Eon: Wenn Sie diese im Verhält-

nis zum Umsatz des Konzerns sehen,
dann kommen auch Sie zu der Frage,
ob sie genug verdienen, um Erhal-
tungsinvestitionen tätigen zu kön-
nen. Das müssen Sie sich einmal ge-
nau ansehen.

Meine Damen und Herren, dieser
Debatte liegen vier rote Anträge zu-
grunde, wie sie idealistischer nicht
sein könnten. In dreien will die Lin-
ke einerseits für die Beibehaltung des
EEG in seiner jetzigen Form eintreten,
also für einen tendenziell höheren
Strompreis, und andererseits die
Stromsperren verbieten. Sie möchte
uns weismachen, sie hätte Ahnung
von Energiepolitik. Gar nichts haben
Sie!

Wer soll das alles bezahlen? Die
FDP hat sich als erste und einzige Par-
tei mit dem Thema „Bezahlbarkeit
von Strom“ beschäftigt.

Meine Damen und Herren, wir ha-
ben in der Sommerpause eine Arbeits-
gruppe eingesetzt, an der ich ebenso
wie meine Kollegen Michael Kauch
und Horst Meierhofer intensiv teilge-

nommen habe. Gemeinsam mit wei-
teren Kolleginnen und Kollegen aus
den Ländern haben wir ein dreistufi-
ges Verfahren ausgearbeitet. Mit die-
sem Verfahren wollen wir die Energie-
wende, das Energiekonzept dieser
Bundesregierung, auch bei bezahlba-
ren Strompreisen zum Erfolg führen.

Herr Kollege Heil, Sie werden jetzt
eine weitere Stimme unter vielen ver-
nehmen; Sie haben ja gerade die
Stimme unseres Fraktionsvorsitzen-
den, Rainer Brüderle, angesprochen.
Unser Vorschlag zur kurzfristigen Ent-
lastung der privaten Stromverbrau-
cher war es, die Stromsteuer in Höhe
der zusätzlichen Mehrwertsteuerein-
nahmen infolge der Anhebung der
EEG-Umlage zu reduzieren.

Das entspräche in etwa einem
Windfall Profit in Höhe von 500 Mil-
lionen Euro. Darauf könnte der Staat
zugunsten der Kaufkraft der Bürger
verzichten.

Das betrifft Einnah-
men, die zuvor in kei-
nem Haushalt budge-
tiert gewesen sind.

Ein ähnliches Vo-
lumen würde sich bei
der Anwendung des
verminderten Mehr-
wertsteuersatzes von
7 Prozent anstelle
von 19 Prozent auf die gesamte EEG-
Umlage ergeben.

Ich will nur sagen, dass es mehrere
Optionen gibt.

In einem weiteren Schritt wollen
wir dann mehr Anlagen zur Gewin-
nung erneuerbarer Energien in die
Direktvermarktung überführen. Letz-
ten Endes wollen wir den Energiever-
sorgern und Stadtwerken einen von
Jahr zu Jahr steigenden Anteil aus er-
neuerbaren Energien erzeugten
Stroms in ihrem Portfolio vorgeben.
Das entspricht dem Mengenmodell.

Jener Vorschlag garantiert, dass mit
dem Geld der Verbraucher nur die
Stromerzeugungsarten ausgebaut
werden, die auch kosteneffizient
Strom liefern. Vielen von Ihnen, mei-
ne Damen und Herren von der Oppo-
sition, muss immer wieder gesagt wer-
den: Wir reden hier über die Verwen-
dung von Geld, das nicht uns, son-
dern den Stromverbrauchern gehört.

Bis auf den letzten Schritt, bei dem
wir bereits sehr visionär an die Regie-
rungszeit der christlich-liberalen Ko-
alition nach der Bundestagswahl ge-
dacht haben, waren unsere Vorschlä-
ge nicht so weit von denen entfernt,
die Bundesminister Peter Altmaier
Anfang des Jahres vorgestellt hat. Da-
her war es für mich auch nicht ver-
wunderlich, wie schnell die beiden
Minister Peter Altmaier und Philipp
Rösler sich auf eine gemeinsame Lö-
sung einigen konnten. Mit dem Er-

gebnis konnte ich –
abgesehen von den
zuletzt besproche-
nen Eingriffen in be-
stehende Verträge –
leben. Mit Eingriffen
in bestehende Verträ-
ge kann ich natürlich
nicht leben.

Jeder soll seinen
Beitrag zur Energie-

wende leisten, aber auch dazu, dass
die Kosten im Rahmen bleiben. Wir
sollten davon niemanden ausneh-
men – weder die komplette Industrie
noch die Branche der erneuerbaren
Energien. Deshalb ist in den Vor-
schlägen auch vorgesehen, einige
Branchen aus der besonderen Aus-
gleichsregelung herauszunehmen;
Sie wissen das.

Dabei müssen wir beachten, dass
die Strompreise bei uns im interna-
tionalen Vergleich der Industriestaa-
ten extrem hoch sind. Unternehmen,

die im internationalen Wettbewerb
stehen, fällen ständig und teils subtil
Standortentscheidungen. Laut Anga-
ben der statistischen Beihefte zu den
Monatsberichten der Deutschen Bun-
desbank sind die Umsätze der deut-
schen Industrie an ihren Standorten
im Ausland ebenso hoch wie im In-
land. Statistisch gesehen, geht es also
bei jeder Standortentscheidung eines
Unternehmens um die Frage: Ma-
chen wir das im Inland, oder machen
wir das im Ausland?

EU-Kommissar Günther Oettinger
hat recht, wenn er immer wieder vor
der schleichenden Deindustrialisie-
rung warnt.

Es lässt sich auch durch das geflis-
sentliche Ignorieren der Opposition
nicht kaputtrechnen, dass die In-
dustrie einen bedeutenden Beitrag
zu unserem Bruttoinlandsprodukt
leistet und dass dieser Beitrag die
Basis für unseren Wohlstand, für
den Erhalt unseres Steueraufkom-
mens und des Sozialversicherungs-
systems ist.

Meine Damen und Herren, im Zu-
sammenhang mit der Strompreis-
bremse ist des Weiteren vorgesehen,
die Vergütung für Neuanlagen be-
stimmter Energieträger anzupassen.

Bis gestern sah ich das Unterneh-
men „Strompreisbremse“ noch auf
einem guten Weg.

Allerdings war ich sehr überrascht,
als ich lesen musste, dass einige Mit-
glieder der Opposition, ohne dass sie
überhaupt Teil der Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe waren, die Verhandlun-
gen zur Strompreisbremse für geschei-
tert erklärt haben. Frau Höhn, Ihre Er-
klärung dazu kann ich nur als höh-
nisch auffassen.

Ich appelliere daher an die Minis-
terpräsidenten der A Länder, die heu-
te mit der Kanzlerin am Verhand-
lungstisch sitzen: Lassen Sie die Inte-
ressen der Verbraucher nicht außer
Acht, und entlassen Sie die erneuer-
baren Energien nicht aus der Pflicht,
ihren Beitrag zur Bezahlbarkeit der
Energiewende zu leisten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Klaus Breil (*1945)
Landesliste Bayern 

Klaus Breil, FDP:

Die Industrie leistet 
einen Beitrag zum Wohlstand

Wir reden hier
über Geld, dass

nicht uns,
sondern den 

Stromverbrau-
chern gehört.

©
 L

ich
tb

lic
k 

Demonstration vergangene Woche vor dem Kanzleramt

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 



10 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. 13/14 – 25. März 2013

Meine Damen und Herren!
Eine Debatte über die
Energiewende ist immer

sehr wichtig; denn die Energiewende
ist ein zentrales Projekt. Aber anstatt
über die wirklich großen Herausfor-
derungen sachlich zu debattieren,
reden wir hier über die schöne Erfin-
dung „Strompreisbremse“.

Um es gleich ganz deutlich zu sa-
gen und Fehlinterpretationen vorzu-
beugen: Wir Grüne nehmen die ak-
tuellen Kostensteigerungen durch-
aus ernst. Aber wir müssen in diesem

Zusammenhang auch die sozialen
Verwerfungen in den Blick nehmen,
die aktuell in Deutschland und auch
in Europa zu verzeichnen sind. Las-
sen Sie mich auf folgende Tatsache
hinweisen: Dass viele Menschen die
Energiekosten, insbesondere die
Stromkosten, als eine nicht mehr zu-
mutbare Kostenbelastung sehen,
spielt sich vor dem Hintergrund ab,
dass ganze Gruppen in der Bevölke-
rung durch Minijobs, durch fehlen-
den Mindestlohn, durch die fehlen-
de Infrastruktur für Bildung abge-
hängt werden. Das ist das eigentliche
soziale Problem; es sind nicht nur
die Energiekosten.

Zur Industrie. Ich kenne einen
namhaften Hersteller in Rheinland-
Pfalz, der gerade ein Verwaltungsge-
bäude errichtet und in Betrieb ge-
nommen hat. Mehr als 100 Prozent
des Energieverbrauches deckt er
durch erneuerbare Energien ab. Ob-
wohl sich dieses familiengeführte
Unternehmen in einem sehr harten
Wettbewerb befindet, ist das mög-
lich, und zwar dank dem EEG.

Ich kenne ein weiteres Unterneh-
men, einen Zulieferer bei mir in Bay-
ern, mit einem wunderschönen
Dach, auf dem man eine tolle Pho-

tovoltaikanlage installieren könnte.
Aber hinter dem Unternehmen steht
ein Finanzinvestor, der sagt: Alle
meine Investitionen müssen sich in-
nerhalb von drei Jahren rechnen. –
Obwohl wir mehr-
fach vorstellig ge-
worden sind, sagt er:
Nein, es gibt keine
Photovoltaikanlage
auf dem Dach; denn
ich habe keine Inves-
t i t ionss i cherhe i t
mehr.

Das zentrale Pro-
blem, das Sie heute
zu verantworten haben, Herr Um-
weltminister, ist dieses Hin und Her.
Dabei denke ich nur an Ihren Kardi-
nalfehler, indem Sie versucht ha-
ben, rückwirkend in Verträge einzu-
greifen. Sie mögen jetzt zurückru-
dern und sagen: Es gibt auch ande-
re Möglichkeiten. Wenn die erfüllt
sind, dann machen wir das nicht. –
Aber Sie werden das nicht mehr hin-
bekommen; da werden alle Demen-
tis und alle Ankündigungen nicht
mehr helfen. Sie haben eine tiefe
Verunsicherung bei der Industrie
herbeigeführt. Sie wird sich in Zu-
kunft sehr genau überlegen, ob sie

nachhaltig, das heißt langfristig, In-
vestitionen in erneuerbare Energien
vornimmt, und das haben Sie zu
verantworten.

Wir müssen die Strompreiserhö-
hung in den richtigen Kontext stel-
len. Das wahre Problem der Energie-
kosten liegt doch im Anstieg der
Kosten für alle endlichen Ressour-
cen, insbesondere für Öl.

Keiner redet heute über die Heiz-
kostensteigerung durch die Preisstei-
gerung bei fossilen Brennstoffen. Es
ist doch schon eine recht dreiste Lü-

ge – dies ist mehr-
fach nachgewiesen
worden –, den er-
neuerbaren Energien
den Stromkostenan-
stieg in die Schuhe
zu schieben.

Meine Damen und
Herren, diese Koaliti-
on hat seit drei Jah-
ren die Energiepoli-

tik zu verantworten, und wir haben
mit großer Mehrheit, mit uns, den
Ausstieg aus der Atomenergie ent-
schieden. Herr Breil sagt jetzt, dass
die FDP im letzten August eine Ar-
beitsgruppe gegründet hat.

Herr Breil, das Thema Energie-
wende liegt seit drei Jahren in Ihrer
Verantwortung; in der Verantwor-
tung von uns allen ist es seit mindes-
tens zehn Jahren. In dieser Zeit ha-
ben wir gearbeitet; das EEG wurde
beschlossen.

Jetzt geht es doch darum, diese
drei Dinge – Ausbau der erneuerba-
ren Energien, Energieeffizienz und

Energieeinsparung – endlich umzu-
setzen.

Wir müssen uns doch ehrlich ma-
chen.

Herr Nüßlein, wir gehören beide
der Enquete-Kommission „Wachs-
tum, Wohlstand, Lebensqualität“
an. Wir müssen uns doch einfach
einmal damit auseinandersetzen,
dass die Ressourcen endlich sind
und dass wir 1,6 Erden – die Deut-
schen sogar 2,5 Erden – pro Jahr ver-
brauchen.

Angesichts dessen wollen wir jetzt
Preissenkungen vornehmen? Wir
wissen doch von dem von Experten
als Rebound-Effekt bezeichneten
Phänomen, dass der Verbrauch
steigt, wenn wir die Kosten senken.
Was wir brauchen, ist, dass die Ener-
giezertifikate endlich wieder zur
Wirksamkeit gebracht werden. Wir
müssen anfangen, eine verlässliche
Politik zu machen, damit die Indus-
trie weiß, worauf es hinausläuft; wir
dürfen nicht so herumeiern, wie wir
es im Moment erleben.

Meine Damen und Herren, ich
fasse mich kurz: Diese Koalition ist
leider im Begriff, die Energiewende
an die Wand zu fahren. Ich vertraue
darauf, dass bei den Bürgern nach
wie vor eine hohe Zustimmung zur
Energiewende besteht. Gott sei Dank
sind Sie nur noch kurz in der Regie-
rung. Danach werden wir das Thema
richtig anpacken.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Thomas Gambke (*1949)
Landesliste Bayern

Dr. Thomas Gambke, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Energiekosten sind teils nicht 
mehr zumutbare Kostenbelastung

Wir müssen auch
die sozialen

Verwerfungen in
den Blick nehmen,

die aktuell zu 
verzeichnen sind.
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Wir diskutieren hier das
wirtschaftspolitische The-
ma schlechthin, nämlich

die Energiewende. Selbstverständ-
lich hat Wirtschaftspolitik immer
auch eine soziale Dimension. Aber
ich kann Ihnen sagen: Es geht hier
überhaupt nicht um Verteilungsfra-
gen. Zunächst einmal geht es um
die Frage, wie wir die Energiewende

schaffen, ohne unsere Industrie
und unser Gewerbe zu beschädi-
gen. Diese sind in einer schwierigen
Situation, weil die Energiepreise
steigen. Wenn man über soziale
Themen diskutiert, muss man da-
her über diese Frage diskutieren.
Sozial ist, was Arbeit schafft – das
ist das Entscheidende, nicht die Fra-
ge, ob man Sozialtarife einführt
und was man für den unteren Ein-
kommensbereich machen kann.

Ich sage das ganz explizit, weil
bei uns mittlerweile die Mittel-
schicht – damit meine ich nicht nur
den gewerblichen Mittelstand, son-
dern auch die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer – in allen Berei-
chen in eine Zangenbewegung ge-
rät, ganz gleich, ob es um Ihre Steu-
erpläne geht oder das, was wir im
Bereich der Energiewende machen.
Man entlastet die ganz oben und
die ganz unten, und die in der Mit-
te zahlen die Zeche. Wenn wir darü-
ber diskutieren, bin ich eng bei Ih-
nen und diskutiere gerne mit. Ich
verteidige aber auch ganz explizit

die Befreiungen im Bereich der In-
dustrie, die wir bei der letzten No-
vellierung des EEG vorgenommen
haben; sie waren wohlüberlegt. Es
ging darum, den Mittelstand an die-
ser Stelle einzubeziehen. Mich är-
gert, was insbesondere von den
Grünen hierzu an Meldungen ge-
kommen ist. Trittins Behauptung,
wir hätten sogar Golfplätze befreit,
ist reine Polemik, ist erstunken und
erlogen.

Trotzdem hat das ein Journalist
vom anderen abgeschrieben, und
so wurde es weitergetragen.

Es ging Ihnen doch darum, so zu
tun, als ob die EEG-Umlage in Hö-
he von 5,277 Cent pro Kilowatt-
stunde schlicht und einfach der Tat-
sache geschuldet war, dass wir zu-
sätzliche Befreiungen eingeführt
haben. Das ist aber eben nicht
wahr. Die Befreiungen gelten für
insgesamt 94 Terawattstunden; die
sind privilegiert. Den erheblichen
Teil dieser Privilegierung hat im Üb-
rigen Rot-Grün wohlüberlegt be-
schlossen.

Nur 5,2 Terawattstunden sind
hinzugekommen. Jetzt sind es 94
Terawattstunden. Das muss man
sich einmal überlegen. Sie versu-
chen, hier einen komplett anderen
Eindruck zu erwecken. Wenn es Ih-
nen ernst ist mit der Energiewende,
wenn Sie das Thema unterstützen -
wollen, dann bitte ich Sie dringend:
Hören Sie auf, die Tatsachen zu ver-
drehen!

Als Sie diese Be-
freiungen einge-
führt haben, ging es
um eine Differenz
bei den Kosten von
0,2 Cent. So war das
bei Einführung des
EEG. Diese Diffe-
renz ist per-manent
größer geworden.
Warum? Weil der
Bereich der erneuerbaren Energien
stark ausgebaut wurde – in der Tat
–, aber auch, weil es uns nicht ge-
lungen ist, die Entwicklung auf dem
Markt im EEG abzubilden.

Das ist die zentrale Schwäche des
EEG, das ich im Übrigen immer ver-
teidige. Die zentrale Schwäche be-
steht darin, dass die Politik ständig
nachsteuern muss.

Bundesminister Altmaier hat ei-
nen Reformvorschlag unterbreitet.
Er hat Sie doch erst wachgerüttelt.
Hat man vorher etwas über Diskus-
sionen in der SPD über die Kosten

gehört, Herr Heil? Sie sind auf ei-
nen fahrenden Zug aufgesprungen.
Sie haben den Zug gerade noch er-
wischt.

Sie haben quasi gerufen: Halt!
Davon sind ja auch unsere Leute be-
troffen. Die, die in der Industrie ar-
beiten, müssen die Zeche zahlen. –
Jetzt hängen Sie sich dran und sa-
gen: Wir waren schon immer dabei.

Das gilt im Übrigen für die ganze
linke Seite dieses
Hauses.

Ich sage Ihnen
ganz offen: Wir ha-
ben zum Thema
Energiewende im-
mer klar gesagt, dass
sie nicht zum Null-
tarif zu haben ist,
dass das eine teure
Operation wird.

Mich ärgert heute noch, dass ich
mich von Ihnen allen immer wieder
als Lobbyist der Atomwirtschaft ha-
be beschimpfen lassen müssen,
zum Beispiel, wenn es darum ging,
RWE und anderen zu helfen.

Uns ging es um den Wirtschafts-
standort, uns ging es um die Strom-
preise. Darum ging es uns. Wir ha-
ben genau im Blick gehabt, was an
der Stelle passiert.

Um zu vermeiden, dass gleich das
übliche Spielchen gespielt wird und
behauptet wird: „Der stellt die Ener-
giewende infrage“, sage ich: Ich stel-

Georg Nüßlein (*1969)
Wahlkreis Neu-Ulm

Dr. Georg Nüßlein, CDU/CSU:

Die Energiewende ist 
nicht zum Nulltarif zu haben

Selbstverständlich
hat Wirtschafts-

politik 
immer auch 
eine soziale
Dimension.
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le die Energiewende überhaupt
nicht infrage, in keiner Weise. Da
ich den Bereich der erneuerbaren
Energien und das EEG immer pro-
tegiert habe,   kann man mir das
nicht unterstellen. Es ist schon ein
Skandal sondergleichen, wenn Sie
jetzt so tun, als hätten sich die Kos-
ten ganz anders entwickelt, wenn
Sie in den letzten drei Jahren die
Verantwortung getragen hätten. Das
ist scheinheilig bis zum Anschlag.

Ich nenne Ihnen beispielhaft ei-
nen Punkt, an dem wir jetzt nach-
steuern müssen: die Windkraft. Ich
halte es für vernünftig, hier zu einer
Spreizung zu kommen. Es gibt Ver-
träge, nach denen Landwirte 50 000
bis 80 000 Euro Pacht für 2 000
bzw. 3 000 Quadratmeter Grund
bekommen sollen, damit auf die-
sem Land ein Windrad gebaut wer-
den kann. Das sind Hyperrenditen
– das kann man gar nicht genauer
in einen Vertrag schreiben –; das
sieht ein Blinder mit Krückstock. An
dieser Stelle müssen wir nachsteu-

ern. Wir müssen auf der einen Sei-
te kostengünstig mit Wind Strom
produzieren können, auf der ande-
ren Seite aber auch den regionalen
Ausgleich im Blick haben. Ich halte
eine Spreizung für einen sehr guten
und sehr richtigen Weg, Herr Um-
weltminister. Das kann man auf al-
le Fälle mittragen.

Vorhin wurde grundsätzlich über
das Thema EEG diskutiert. Ich kann
nicht erkennen, ob es eine bessere
Alternative gegeben hätte. Zum
Quotenmodell hat der Kollege Fell
Richtiges und Wichtiges gesagt. Ich
sehe das ganz genauso.

Das Quotenmodell ist in der
Theorie eine gute Geschichte. Da
der Markt aber nicht funktioniert,
sondern von einem Oligopol ge-
kennzeichnet ist, ist das keine Alter-
native. Wenn er funktionieren wür-
de, wäre das ein diskutabler Weg.

Weil Sie hier so schreien, sage ich:
Ich bin gespannt, wie Ihre Handrei-
chung aussehen wird. Ich bin ge-
spannt, wie Sie das, was Herr Alt-

maier vorgeschlagen hat, mitgestal-
ten werden, wie Sie zeigen werden,
dass Sie das Thema wirklich ernst
nehmen. Darüber wird mit den
Ländern gesprochen werden. Die
Öffentlichkeit muss wissen, dass es
immer die Länder sind – Stichwort
„Mehrheit im Bundesrat“ –, die
bremsen.

Die Bayern haben immer die
richtigen Vorschläge zur richtigen
Zeit gemacht und das Thema sauber
mitgestaltet. Im Übrigen sind wir,
wenn es um die erneuerbaren Ener-
gien geht, schon viel, viel weiter als
manches andere Bundesland.

Lassen Sie mich aber noch die
wesentlichen Dinge nennen, von
denen ich meine, dass sie nach der
Wahl ganz entscheidend sein wer-
den.

Dabei geht es auch um das neue
Marktdesign, für das wir lastflexi-
ble Preise brauchen. Speicherung
und Last können am Ende nur
über lastflexible Preise gesteuert
werden. Da besteht für den Staat,

was seinen Teil angeht, in der Tat
die Notwendigkeit, über die Belas-
tung durch den Strompreis – unab-
hängig vom Stromaufkommen
und von der Stromnachfrage –
nachzudenken. Deshalb bitte ich,
an der Stelle auch die Vorschläge
der FDP zur Strompreisbremse im
Blick zu haben und darüber nach-
zudenken, wie man über die Steu-
erseite, aber auch über die Liquidi-
tätsreserve kurzfristig einen Beitrag
dazu leisten kann, dass die Preise
nicht weiter steigen. Ich bin auch
dafür, Kollege Breil, dass wir uns
dabei sehr stark an der Mehrwert-
steuer orientieren; denn da sind
die Länder mit im Boot. Die Herr-
schaften können dann wieder ein-
mal deutlich zeigen, wie ernst sie
es meinen. Wahrscheinlich wird
das Gleiche wie bei der Energieef-
fizienz passieren.

Wenn es darauf ankommt, wer-
den Sie die Hosentaschen heraus-
ziehen und sagen: Da ist nichts
drin.

Wir haben lange genug in unse-
ren Ländern schlecht gewirtschaf-
tet; wir können keinen Beitrag zur
Energiewende leisten, weil wir
nichts mehr haben bzw. weil wir
das Geld verpulvert haben. – Das
werden wir an der Stelle erleben.

Meine Damen und Herren, wir
brauchen einen Leistungsmarkt.
Dafür sind umfangreiche Umstel-
lungen notwendig. Ich glaube, dass
die rechte Seite des Hauses nicht
nur die Kraft, sondern auch den
ökonomischen Verstand hat, das
sinnvoll und vor allem ideologie-
frei zu machen.

Deshalb bin ich überzeugt, dass
die Wählerinnen und Wähler wis-
sen, wem sie das Thema in Zeiten,
die wirtschaftlich wieder ein biss-
chen schwieriger werden könnten,
an die Hand geben sollten.

In diesem Sinne vielen herzli-
chen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP)

Vor ein paar Tagen hat Herr
Minister Altmaier ein für ihn
neues Thema entdeckt, und

zwar die Kosten der Energiewende.
Die SPD-Bundestagsfraktion befasst
sich seit längerem mit diesem The-
ma.

Im Juni 2012 hat sie dazu eine
Große Anfrage an die Bundes-
regierung gestellt. – Wenn die
Mitarbeiter Herrn Altmaier die
Chance geben würden, zumindest
als Zuhörer an dieser Debatte teil-
zunehmen, wäre das schön. – Sie-
ben Monate hat es gedauert, bis
die Bundesregierung geantwortet
hat.

Diese sieben Monate haben wir
ihr gegönnt; denn wir haben erwar-
tet, dass dann eine wirklich substan-
zielle Antwort kommt. Wenn man
sich die Antworten der Bundesregie-
rung anschaut, kann man sich aller-
dings nur wundern.

Auf die Frage, wie sich die Kosten
entwickelt hätten, wenn wir nur in
konventionelle Kraftwerke investiert
hätten – was ja zeitweilig durchaus
der Plan der Bundesregierung war –
, wurde geantwortet: Es gibt keine
Berechnungen. – Man muss doch
wissen, wie hoch die Kosten ohne
Energiewende wären! Aber die Ant-
wort lautete: Es gibt dazu keine Be-
rechnungen. – Auf die Frage, wie sich
der CO2-Preis entwickelt hätte,
wenn man nur auf konventionelle
Kraftwerke gesetzt hätte, wurde ge-
antwortet: Es gibt dazu keine Er-
kenntnisse. – Auf die Frage nach der
Entwicklung der Primärenergieprei-
se und der Importe in den nächsten
Jahren wurde geantwortet: Es gibt
dazu keine Erkenntnisse. – Auf die
Frage nach den externen Kosten ge-
rade beim Heizen mit Öl und Gas
lautete die Antwort der Bundesregie-
rung: Dazu wären umfangreiche Stu-
dien notwendig. – Ich weiß gar
nicht, warum wir der Bundesregie-
rung sieben Monate Zeit gegeben ha-
ben. Auf die Frage nach den Auswir-
kungen der erneuerbaren Energien
auf die Börsenpreise antwortete die
Bundesregierung: Es gibt dazu keine
Berechnungen. – Außerdem heißt
es: „Die Bundesregierung verfolgt
die Diskussion …“

Ich könnte Ihnen weitere Beispie-
le nennen, will Sie damit aber nicht
quälen. Es ist für Sie ja nur noch
peinlich, wenn man sieht, dass Sie
nach sieben Monaten nicht in der
Lage sind, zu den Kosten der Ener-
giewende Substanzielles zu sagen.
Das ist offenbar deswegen so, weil

Sie an der Kostenfrage nie wirklich
interessiert waren.

Im Februar dieses Jahres stellte
Minister Altmaier auf einmal öffent-
lich fest:

Ich weiß jetzt Bescheid; die Ener-
giewende kostet 1
Billion Euro.

Er hat zwar nicht
genau erklärt, woher
diese Erkenntnis ge-
kommen ist, und er
hat auch nicht aufge-
schlüsselt, welche
Kostenpositionen es
im Einzelnen gibt;
aber jetzt steht der
Betrag von 1 Billion Euro im Raum.
Ich meine, so geht es nicht: dass man
auf der einen Seite die offizielle Gro-
ße Anfrage einer Fraktion mit Un-
kenntnis „beantwortet“ und auf der
anderen Seite öffentlich den Betrag
von 1 Billion Euro ins Spiel bringt.

Wenn man einen Blick auf die
Website der Bundesregierung wagt,
kann man interessanterweise auch
dort eine Zahl lesen.

Da steht nämlich: Die Energie-
wende wird bis zum Jahre 2050  550
Milliarden Euro kosten. - Dort ist al-
so von einer halben Billion Euro die
Rede. Da ist Altmaier also mal eben
halbiert worden.

Gut, das wäre nicht so schlimm;
ich meine die halbe Billion Euro.
Das ist aber immer noch ein ordent-
licher Betrag.

Wenn man sich die Website ge-
nauer anschaut – Herr Altmaier,
auch Sie werden das in der Zwi-
schenzeit ja einmal getan haben –,

stellt man fest, dass dort auch steht:
Das sind ungefähr 15 Milliarden
Euro jährlich. – Das ist eine Zahl,
die ein bisschen überschaubarer ist;
da bekommt man keinen ganz so
großen Schrecken. Außerdem steht
da: Die Einsparungen bei den Roh-
stoffkosten betragen schon jetzt –
schon jetzt, also bei einem Anteil
des Stroms aus erneuerbaren Ener-
gien in Höhe von 25 Prozent – 5,8
Milliarden Euro im Jahr.

Das ist eine schöne Sache. Darü-
ber reden Sie aber gar nicht öffent-
lich, wenn es darum geht, die Kosten

bremsen zu wollen;
denn das könnte in
der Debatte eventu-
ell schädlich für Sie
sein.

Die Einsparungen
bei den Rohstoffkos-
ten betragen also
schon jetzt 5,8 Milli-
arden Euro pro Jahr.
Das muss man ein-

mal hochrechnen.
Stellen Sie sich vor, der Anteil der

erneuerbaren Energien würde ir-
gendwann einmal 50 Prozent betra-
gen. Wie viel Geld würden wir dann
bei den Rohstoffimporten einspa-
ren? Kann es am Ende vielleicht so-
gar passieren, dass daraus ein Plus-
geschäft wird? Darüber dürfen Sie
aber nicht reden; denn dann könn-
ten Sie die Strompreise ja nicht mehr
bremsen.

Lieber Herr Minister, ich sage es
einmal so: Anscheinend verfügt die
Bundesregierung ja doch über ein
paar Erkenntnisse. Es wäre ganz
nützlich, wenn sie in die Debatte
eingebracht würden. Wie ich sehe,
unterhalten Sie sich gerade schon
angeregt mit dem Parlamentari-
schen Geschäftsführer Ihrer Frakti-
on. Das ist ja vielleicht ein erster po-
sitiver Effekt.

Zurück zur Website der Bundesre-
gierung. Wahrscheinlich ist der Mi-

nister Snookerspieler und schaut hin
und wieder Fernsehen. Da gibt es
nämlich immer die sogenannten
FAQ, die Frequently Asked Questi-
ons. Die Bundesregierung hat sich
wohl gedacht: Das machen wir auch.
Schließlich spielt jeder zweite Deut-
sche Snooker, und wir wollen ja die
Mehrheit der Bevölkerung erreichen.
Wir stellen uns jetzt einmal selber
Fragen. – Unter anderem stellt sich
die Bundesregierung die Frage, Herr
Nüßlein: Verteuern die erneuerbaren
Energien die Energiewende? – Wis-
sen Sie, was die Bundesregierung
sich selber als Antwort gibt? Sie sagt:
Nein.

Wir wollen den Anstieg der Strom-
preise wegen der erneuerbaren Ener-
gien bremsen; aber die Bundesregie-
rung selber sagt, dass der Ausbau der
erneuerbaren Energien die Strom-
preise gar nicht verteuert. Was ist das
denn? Da steht: Es gibt diesen Effekt
an der Börse – nach dem wir übri-
gens in unserer Großen Anfrage ge-
fragt haben, worauf wir noch keine
Antwort bekommen haben. Jetzt
weiß Herr Altmaier: Da gibt es die-
sen Börsenpreiseffekt, und deswegen
ist das alles gar nicht so schlimm.

An einer Stelle weisen Sie dann
auf einen kleinen Schlenker hin: Die
Maßnahmen schlagen auf die Haus-
haltsstrompreise nicht richtig durch.
Das ist richtig. Deswegen sagen wir
ja auch: Wir müssen an das System
ran. Wir müssen uns sehr genau an-
schauen, wie der Förderrahmen für
die erneuerbaren Energien aussehen
muss. Das Gleiche gilt für den
Marktrahmen für konventionelle
Stromerzeugung.

Genau da gehen Sie nicht ran. Wa-
rum? Weil es kompliziert ist. Es ge-
nügt nicht, mal eben eine Über-
schrift zu formulieren, sondern da-
rüber muss man richtig nachdenken,

Rolf Hempelmann (*1948)
Wahlkreis Essen ll

Rolf Hempelmann, SPD:

Die Energiewende 
kostet eine Billion

Auf diese Art 
und Weise lässt

sich die
Energiewende

nicht 
hinbekommen.©
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Es geht der SPD hauptsächlich
um die Stromsteuer; das war
ja einer der zentralen Punkte

im SPD-Papier. Diesen Vorschlag
machen wir selbst seit langem.
Wenn man, wie Sie das vorgeschla-
gen haben, nur an der Stromsteuer
ansetzt – mit 25 Prozent –, hilft das
nicht viel. Ansonsten kommt von
Ihnen gar nichts an Vorschlägen.

Sie müssen lesen, was Ihre Leute
machen; kein Einziger davon sitzt
hier. Am Nachmittag sitzen dann al-
le im Bundesrat und blockieren al-
les. Ihnen geht es nur darum, Wahl-
kampf zu machen, anstatt zu einer
Lösung zu kommen.

Stephan Weil hat gesagt, er lehne
das alles grundweg ab, er wolle
Strompreissenkungen, sonst gar
nichts.

Kollege Heil, ich erkläre Ihnen
einmal, warum wir heute hier ste-
hen: Das ist die logische Folge Ihrer
Politik von 1999, eine Stromsteuer
einzuführen. Die Stromsteuer, Herr
Heil – das wissen Sie alle –, haben
Sie in der rot-grünen Koalition ein-
geführt.

Jetzt wollen Sie Gott sei Dank,
dass die Stromsteuer endlich ge-
senkt wird. Sie fordern von uns, die
Stromsteuer zu senken.

Dabei ist die Stromsteuer von Ih-
nen eingeführt worden. Ich sage Ih-
nen noch, warum Sie sie eingeführt
haben: Die Begründung in dem Ge-
setz war:

Energie ist ein knappes und end-
liches Gut. Die Preise für seine Nut-
zung sind in Deutschland zu nied-
rig.

Sie bieten zu wenig Anreize, vor-
handene Energiesparpotentiale
auszuschöpfen, erneuerbare Ener-
gie stärker auszubauen und ener-
giesparende und ressourcenscho-
nende Produkte und Produktions-
verfahren zu entwickeln.

Das ist das, was Sie in Ihr Gesetz
geschrieben haben. Herzlichen
Glückwunsch! Sie haben Ihr Ziel
erreicht: Der Strompreis geht
durch die Decke.

Ich möchte einmal kurz darauf
hinweisen, was wir in den letzten
Jahren bei einzelnen Industrien,
bei einzelnen Branchen an Sen-
kungen bei der EEG-Umlage er-
reicht haben: Allein im Bereich der
Photovoltaik wurde die Umlage
um über 50 Prozent reduziert.
Hans-Josef Fell als letzter aufrech-
ter Lobbyist der Photovoltaik wird
wahrscheinlich am Jüngsten Tag
noch sagen: Die Photovoltaik wird
zu wenig gefördert; dafür muss
mehr Geld bereitgestellt werden.

Selbst die Grünen geben mitt-
lerweile aber zu, dass man genü-
gend Geld einge-
spart hat und das
auch weiterhin tun
könnte.

Es ärgert mich
sehr, dass kein ein-
ziger konkreter
Vorschlag dafür
kommt, wie man
das besser machen
könnte.

Sie blockieren nur und sagen:
Nein, wir waschen unsere Hände
in Unschuld. Wir haben überhaupt
kein Interesse daran, irgendjeman-
dem irgendetwas wegzunehmen. –
Glauben Sie, dass es für uns beson-
ders angenehm war, dass wir nach
den Vorschlägen und Konsensen,
die wir mit Herrn Altmaier und
Herrn Rösler hatten, in den letzten
Jahren 50 Prozent weniger für die
Photovoltaik gegeben haben? Das
hat ihnen wirklich wehgetan.

Trotzdem haben wir so viel aus-
gebaut wie noch nie. Es wurde
noch nie so viel ausgebaut wie in
den letzten Jahren; das sage ich in
jeder Debatte. Ihr Höhepunkt war
ein Ausbau um 800 Megawatt im
Jahr. Bei uns waren es immer min-
destens 7 200 Megawatt.

Das ist der Unterschied zwi-
schen Ihrem Handeln und Ihrem
Gewäsch, das Sie verbreiten, ohne
inhaltlich tatsächlich etwas geleis-
tet zu haben, außer die Kosten
nach oben zu treiben und uns re-
gelmäßig darauf hinzuweisen, dass
wir das Geld des Verbrauchers aus-
geben. Das ärgert mich furchtbar,
weil das sehr geheuchelt ist. Sie ha-
ben hier keinen einzigen sinnvol-
len Vorschlag und lehnen unsere
einfach nur ab.

Ich finde Ihre Große Anfrage
mit dem Titel „Die Energiewende
– Kosten für Verbraucherinnen,
Verbraucher und Unternehmen“
köstlich. Sie halten uns vor – der
Herr Heil ist jetzt gegangen –, dass
man hier die Kosten dämpfen
muss, und fordern die Bundesre-
gierung auf, zur kurzfristigen
Dämpfung der Kosten eine Ver-
ständigung mit den Ländern und
der politischen Opposition her-
beizuführen. Das ist natürlich
wirklich ganz konkret.

Zur Erarbeitung eines neuen
Strommarkts sei
zunächst eine be-
lastbare Datenbasis
in Bezug auf die
Energiekosten her-
zustellen und eine
neue Governance-
Struktur aufzubau-
en. Liebe Freunde,
das ist doch wirk-
lich nicht das Pro-

blem, das wir jetzt haben. Wir
müssen uns damit beschäftigen,
wie hoch die Kosten sind und wie
wir sie senken können.

Mit Blabla werden Sie die Kosten
nicht senken, sondern können Sie
nur Papier bedrucken. Mehr errei-
chen Sie als Rot und Grün damit
ganz bestimmt nicht.

Jedes Mal, wenn es hinsichtlich
der Kostensenkung konkret wird,
kommen Sie mit gegenteiligen Vor-
schlägen und sagen: Nein, wir wol-
len keinen neuen Netzausbau. –
Das könnten Sie übrigens auch
einmal erklären, denn die Netz-
kosten spielen eine entscheidende
Rolle; man kann sich hier nicht
nur über den Strompreis unterhal-
ten. Das führt ja übrigens dazu,
dass die Differenz zum Börsen-

strompreis noch größer wird, wo-
durch ein Teil des Effekts wieder
aufgefressen wird. Damit erreichen
Sie vielleicht, dass wir weniger
Geld im Bundeshaushalt haben,
aber ansonsten kommt von Ihnen
leider nur extrem wenig.

Eine solche Schmalspurantwort
darauf zu geben, dass uns die Kos-
ten aus dem Ruder gelaufen sind:
Das kann man vielleicht in einer
drei- bis fünfminütigen Rede tun.

Wir haben dagegen jetzt wirklich
circa 15 ganz konkrete Vorschläge
zum Thema Wind, zum Thema
Biomasse, zum Thema Biogas, zum
Thema Wasserkraft und zur Frage,
wie man den Netzausbau weiter
betreiben kann, gemacht. Diese
Punkte tun allen auch weh; das ge-
be ich gerne zu.

Dass Sie als Opposition nicht
bereit sind, sich an den Kosten und
damit auch an den Belastungen,
die man den Bürgern und der In-
dustrie zum Teil aufbürdet, zu be-
teiligen und mit uns dafür einzu-
stehen, ist Ihr gutes Recht als Op-
position, aber dann tun Sie bitte
nicht so, als hätten Sie auch nur
das geringste Interesse daran, die
Kosten in den Griff zu kriegen. Das
haben Sie nämlich mit Sicherheit
nicht.

Ob die Kosten in den Griff zu
kriegen sind, mag den Grünen,
Frau Höhn, völlig egal sein. Das
hat ja der geschätzte Kollege Ga-
briel gestern in der Zeit ganz schön
zusammengefasst. Zu den Grünen
und dazu, wie sie mit den Strom-
preisen umgehen, hat er gesagt:

Die Grünen werden nie verste-
hen, wie eine Verkäuferin bei Aldi
denkt. Mit einem B-3-Gehalt ver-
steht man auch nicht, warum einer
Krankenschwester nicht egal ist,
wie viel der Strom kostet.

Das ist Ihr Koalitionspartner.
Was sagen Sie denn dazu?

Hat der Mann recht? – Der Mann
hat an dieser Stelle vollkommen
recht. Es ist Ihnen egal. Es mag für
Ihre Kernzielgruppe auch schnurz-
piepegal sein, ob der Strom im Jahr
200 Euro mehr kostet oder nicht.

Im Gegenteil! Vielleicht hat der-
jenige sogar das Gefühl, damit
noch etwas Gutes zu tun. Gehol-
fen haben Sie den Leuten aber
nicht.

Herr Gambke, ich habe vorhin
gehört, der Mittelstand hätte jetzt
die Möglichkeit, etwas zu produ-
zieren. Natürlich! Deswegen ha-
ben wir übrigens genau darauf ge-
achtet, dass der Mittelstand nicht
schlechter gestellt wird als die
Großindustrie.

Das, was Ihr geschätzter Vorgän-
ger Trittin gemacht hat, war, aus-
schließlich die Großindustrie von
der Umlage zu befreien – alles auf
Kosten des kleinen Mannes, des
kleinen Handwerkers, des Mittel-
standes und vor allem des Verbrau-
chers. Aber Herr Gabriel hat ja ge-
sagt: Wenn jeder, der sich bei den
Grünen aufhält, mit B 3 besoldet
ist, dann ist das für Sie natürlich
vollkommen egal.

Bei uns betragen die Kosten –
das ist auch dem Mittelstand zu
entnehmen – 0,1 bis 0,2 Cent pro
Kilowattstunde. Herr Trittin hatte
0,8 bis 0,9 Cent pro Kilowattstun-
de beschlossen. Das ist der Unter-
schied zwischen dem, was Sie ge-
macht haben, und dem, was wir
machen.

Es ist deswegen immer wieder
schön, wenn Sie hier Ihre dünnen
Vorschläge machen.

Sie sind aber nicht bereit, in ei-
ne wirkliche Diskussion mit dem
Ziel einzutreten, Ergebnisse zu er-
halten.

Es ist hier doch vollkommen
klar, dass wir als FDP und in der
Koalition mit der CDU/CSU am
Schluss nicht alles durchsetzen
werden. Wir haben gesagt, dass wir
keine rückwirkenden Eingriffe
wollen. Wir haben gesagt, dass wir
beim Thema Güllebonus jederzeit
gesprächsbereit sind. Sie sind nicht
gesprächsbereit.

Es kann doch nicht die Grundla-
ge für eine Debatte sein, dass Sie
sich darüber beschweren, dass wir
hier nicht alles alleine entschei-
den.

Bitte schön, versuchen Sie end-
lich einmal, sich für einen Kom-
promiss zu öffnen. Vielleicht
schaffen das Ihre Ländervertreter
besser als Sie. Ansonsten wird wie-
der nichts passieren. Das Ergebnis
wäre dann, dass die Menschen 6,5
oder 7 Cent pro Kilowattstunde
EEG-Umlage bezahlen. Schuld
sind dann leider Sie.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Horst Meierhofer (*1972)
Landesliste Bayern

Horst Meierhofer, FDP:

Der Strompreis 
geht durch die Decke

Sie bieten zu
wenig Anreize,

vorhandene
Energiespar-
potentiale 

auszuschöpfen.
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und man muss auch ein bisschen Ex-
pertise einholen. Das haben Sie, bis-
her jedenfalls, nicht getan.

Die Redner der Koalition haben
heute wieder nur Ankündigungen
gemacht.

Sie haben nach den Vorschlägen
der Opposition zum EEG und zur
konventionellen Stromerzeugung

gefragt. Wer, bitte schön, stellt denn
die Bundesregierung? Sie haben
dreieinhalb Jahre Zeit gehabt, und
Sie haben zwei Jahre Zeit gehabt
nach Einleitung der Energiewende.
Es gibt von Ihnen immer noch kei-
nen konkreten Vorschlag.

Wir möchten diese Fragen mit Ih-
nen konstruktiv lösen. Davor drü-

cken Sie sich; deswegen machen Sie
diese Ablenkungsmanöver und re-
den lieber über Kurzfristmaßnah-
men, denen wir uns, das sei noch
einmal gesagt, nicht verschließen.

Die Koalition sperrt sich, weil sie
im Grunde genommen nur einen
Mediencoup im Auge gehabt hat.
Meine Damen und Herren, auf die-

se Art und Weise werden wir die
Energiewende nicht hinbekom-
men.

Wenn sich Herr Altmaier jetzt
mit Frau Höhn bespricht und mir
seine Rückseite zuwendet, hat das
sicherlich auch seine Vorzüge. Von
der anderen Seite ist die Teilnahme
an der Debatte natürlich leichter.

Mir würde dazu einiges einfallen;
aber ich will jetzt nicht allzu bild-
lich werden. Ich schließe lieber
meine Rede und danke für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten von Bündnis 90/Die

Grünen)

Fortsetzung von Seite 11: Rolf Hempelmann (SPD)


